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Einladung zur Hauptversammlung 

Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

hiermit laden wir Sie herzlich ein zur ordentlichen Hauptversammlung  
der Talanx Aktiengesellschaft, Hannover, 

am Donnerstag, den 5. Mai 2022 um 11:00 Uhr (MESZ),

die als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz weder  
der Aktionäre noch ihrer Bevollmächtigten stattfindet.

Die Hauptversammlung wird für unsere fristgerecht angemeldeten  
Aktionäre für die gesamte Dauer der Veranstaltung in Bild und Ton  
live im Internet übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre 
erfolgt ausschließlich im Wege der Briefwahl oder durch Vollmachts- 
erteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 
Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes („AktG“) ist 
HDI-Platz 1, 30659 Hannover.

Talanx Aktiengesellschaft
 
Wertpapier-Kenn-Nummer (WKN): TLX100
 
ISIN DE000TLX1005
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1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten Konzernabschlusses nebst zusam-
mengefasstem Lagebericht für die Talanx Aktiengesellschaft und den Konzern für das Geschäftsjahr 
2021 sowie des Berichts des Aufsichtsrats     
Die genannten Unterlagen enthalten auch den Vergütungsbericht und den erläuternden Bericht 
zu den Angaben nach §§ 289a, 315a des Handelsgesetzbuches und können ab dem Zeitpunkt der 
Einberufung im Internet unter https://www.talanx.com/hv eingesehen werden. Darüber hinaus 
werden die Unterlagen den Aktionären während der Hauptversammlung unter der oben genannten 
Internetseite zugänglich gemacht und erläutert.

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den Konzernabschluss 
gebilligt; damit ist der Jahresabschluss festgestellt. Die Hauptversammlung hat zu diesem Tages- 
ordnungspunkt 1 keinen Beschluss zu fassen. 

2.	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2021 in Höhe von 
EUR 990.558.000,00 (in Worten: neunhundertneunzig Millionen fünfhundertachtundfünfzig
tausend Euro) wie folgt zu verwenden:

3. 	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 2021
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2021 amtierenden Mitgliedern  
des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

4.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2021
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2021 amtierenden Mitgliedern  
des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

5.	 Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2022 sowie des 
Prüfers für die prüferische Durchsicht von Zwischenabschlüssen und Zwischenlageberichten 
Das Gesetz zur Stärkung der Finanzmarktintegrität (Finanzmarktintegritätsstärkungsgesetz – FISG) 
ist zum 1. Juli 2021 in Kraft getreten. Es regelt unter anderem, dass bei (Rück-)Versicherungsunter-
nehmen der Abschlussprüfer des Jahres- oder Konzernabschlusses – wie bei anderen Unternehmen 
von öffentlichem Interesse – nunmehr von den Aktionären (und nicht mehr wie bisher durch den 
Aufsichtsrat) gewählt wird. 

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Finanz- und Prüfungsausschusses vor, die  
PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hannover, zum Abschluss- 
prüfer und zum Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2022 sowie, wenn und soweit 

Tagesordnung und Vorschläge zur Beschlussfassung

�Ausschüttung von EUR 1,60 (in Worten:  
ein Euro und sechzig Cent) Dividende  
je dividendenberechtigter Stückaktie: 	 EUR 404.960.211,20
 
Gewinnvortrag auf neue Rechnung: 	 EUR 585.597.788,80
 
Bilanzgewinn:	 EUR 990.558.000,00
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derartige unterjährige (verkürzte) Abschlüsse und Zwischenlageberichte erstellt und einer prüferi-
schen Durchsicht unterzogen werden, zum Prüfer für die prüferische Durchsicht von unterjährigen  
(verkürzten) Abschlüssen und Zwischenlageberichten für das Geschäftsjahr 2022 und des unter- 
jährigen (verkürzten) Abschlusses und Zwischenlageberichts für das erste Quartal des Geschäftsjahrs 
2023 zu bestellen.

Der Finanz- und Prüfungsausschuss hat gemäß Art. 16 Absatz 2 Unterabsatz 3 der EU-Abschluss-
prüferverordnung (Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. April 2014 über spezifische Anforderungen an die Abschlussprüfung bei Unternehmen von 
öffentlichem Interesse und zur Aufhebung des Beschlusses 2005/909/EG der Kommission) erklärt, 
dass seine Empfehlung frei von ungebührlicher Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine 
Beschränkungen im Hinblick auf die Auswahl eines bestimmten Abschlussprüfers (Art. 16 Abs. 6 
der EU-Abschlussprüferverordnung) auferlegt wurde.

6.	 Beschlussfassung über die Billigung des nach § 162 Aktiengesetz erstellten und geprüften 
Vergütungsberichts für das Geschäftsjahr 2021  
Nach der Änderung des Aktiengesetzes durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärs-
rechterichtlinie (ARUG II) ist zukünftig ein Vergütungsbericht gemäß § 162 AktG von Vorstand 
und Aufsichtsrat zu erstellen und der Hauptversammlung gemäß § 120a Abs. 4 AktG zur Billigung 
vorzulegen. 

Vorstand und Aufsichtsrat haben gemäß § 162 AktG einen Bericht über die im Geschäftsjahr 2021 
den Mitgliedern des Vorstands und des Aufsichtsrats gewährte und geschuldete Vergütung erstellt. 
Der Vergütungsbericht wurde gemäß § 162 Abs. 3 AktG durch den Abschlussprüfer daraufhin geprüft, 
ob die gesetzlich geforderten Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht wurden. Über die 
gesetzlichen Anforderungen hinaus erfolgte auch eine inhaltliche Prüfung durch den Abschluss- 
prüfer. Der Vermerk über die Prüfung des Vergütungsberichts ist dem Vergütungsbericht beigefügt.

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den nach § 162 AktG erstellten und geprüften Vergütungs-
bericht für das Geschäftsjahr 2021 zu billigen.

Der Vergütungsbericht ist im Folgenden wiedergegeben und von der Einberufung der Hauptver-
sammlung an auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.talanx.com/de/investor_relations/
ergebnisse_-_berichte/finanzberichte zugänglich. Ferner wird der Vergütungsbericht unter der oben 
genannten Internetseite auch während der Hauptversammlung zugänglich sein.
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Vergütungs-
bericht

Einleitung 

Der Vergütungsbericht stellt die Grundsätze und die Ausgestaltung 
der Vergütungssysteme für den Vorstand und den Aufsichtsrat der 
Talanx AG dar und gibt Auskunft über die individuelle Vergütung 
und die weiteren Leistungen, die den gegenwärtigen und ehemaligen 
Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern der Talanx AG für ihre 
 Tätigkeit im Geschäftsjahr 2021 gewährt und geschuldet werden. 

Der Bericht wurde vom Vorstand und Aufsichtsrat der Gesellschaft 
im Einklang mit den Anforderungen des §  162 Aktiengesetz (AktG) 
erstellt und entspricht den Empfehlungen und Anregungen des 
Deutschen Corporate Governance Kodex (DCGK) in seiner Fassung 
vom 16. Dezember 2019.

Der Vergütungsbericht wurde durch die PricewaterhouseCoopers 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft über die Anforderungen des 
§  162 Abs. 3 AktG hinausgehend sowohl formell als auch inhaltlich 
geprüft. Der Vergütungsbericht sowie der Vermerk des Abschlussprü-
fers über die Prüfung des Vergütungsberichts sind auf der Internet-
seite der Talanx AG (https://www.talanx.com/de/investor_relations/
ergebnisse_-_berichte/finanzberichte) verfügbar.

Überblick über die Vergütungssysteme 
für den Vorstand und den Aufsichtsrat

Infolge des Inkrafttretens des Gesetzes zur Umsetzung der zweiten 
Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) zum 1. Januar 2020 hat die Erstel-
lung des Vergütungsberichts für das Geschäftsjahr 2021 erstmals auf 
Basis der neuen regulatorischen Anforderungen des §  162 AktG zu 
erfolgen. Vor diesem Hintergrund wurde der Vergütungsbericht 2021 
erstmals vom Vorstand und Aufsichtsrat gemeinsam erstellt.

Vergütungssystem für den Vorstand

Die aufgrund des Inkrafttretens des ARUG II und der Neufassung des 
DCGK geänderten regulatorischen Anforderungen an das Vergü-
tungssystem des Vorstands hat der Aufsichtsrat der Talanx AG zum 
Anlass genommen, das System zur Vergütung der Vorstandsmit-
glieder zu überprüfen und umfassend zu überarbeiten. Hierbei be-
rücksichtigte der Aufsichtsrat auch die Erwartungen der Investoren 
und weiterer wichtiger Stakeholder.

Das neue Vergütungssystem des Vorstands wurde vom Aufsichtsrat 
in seiner Sitzung am 11. August 2020 beschlossen und der Haupt-
versammlung der Talanx AG am 6. Mai 2021 zur Billigung vorgelegt. 
Die Hauptversammlung billigte das neue Vergütungssystem des Vor-
stands mit einer Zustimmung von 96,5 %.

Das neue Vergütungssystem kommt seit dem 1. Januar 2021 für alle 
Vorstandsmitglieder zur Anwendung. Es entspricht den geänderten 
gesetzlichen und regulatorischen Anforderungen und Empfehlun-
gen des DCGK.

Durch die Reduzierung der Anzahl der Kriterien für die variablen Ver-
gütungsbestandteile und die Fokussierung auf wenige zentrale finan-
zielle und nicht finanzielle Leistungskriterien, die aus unserer Kon-
zernstrategie abgeleitet sind, ist das Vergütungssystem insgesamt 
transparenter und verständlicher strukturiert. Die hohe Relevanz der 
variablen Vergütung und die Stärkung des Pay-for-Performance- 
Gedankens stehen hierbei weiter im Vordergrund. Dabei werden zur 
Leistungsmessung auch Nachhaltigkeitskriterien berücksichtigt. Zu-
dem ist die Vorstandsvergütung durch einen stärkeren Aktienbezug 
infolge der Nutzung eines Performance Share Plans und eine relative 
Erfolgsmessung der Performance der Talanx Aktie im Vergleich zu 
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unseren Wettbewerbern noch enger an den Interessen unserer 
 Investoren ausgerichtet. Die Einführung von Malus- und Clawback- 
Regelungen ermöglicht darüber hinaus die Reduzierung bzw. Rück-
forderung variabler Vergütung im Falle schwerwiegender Compliance- 
Verstöße.

Die folgende Darstellung stellt die Änderungen im Vergütungs-
system des Vorstands überblicksartig dar:

VERÄNDERUNGEN IM VERGÜTUNGSSYSTEM DES VORSTANDS

BISHERIGES VERGÜTUNGSSYSTEM 
EINSCHLIESSLICH GESCHÄFTSJAHR 2020 NEUES VERGÜTUNGSSYSTEM AB GESCHÄFTSJAHR 2021

Festvergütung Festvergütung Festvergütung Festvergütung Maximal-
vergütung

Nebenleistungen Nebenleistungen

Altersversorgung Altersversorgung 

Variable 
Vergütung

Sofortauszahlung 60 % Variable 
Vergütung

Short-Term Incentive 40 % Malus- und 
Clawback

Bonusbank 20 % Long-Term Incentive
(Talanx Performance 
Share Awards)

60 %

Talanx Share Awards 20 %

Vergütungssystem für den Aufsichtsrat

Aufgrund der Änderungen im Aktiengesetz hatte auf der Hauptver-
sammlung 2021 zudem eine Beschlussfassung über das Vergütungs-
system für den Aufsichtsrat zu erfolgen. Das bisherige Vergütungs-
system des Aufsichtsrats ging zurück auf einen Beschluss der 
Hauptversammlung 2010 und war seitdem unverändert. 

Vor diesem Hintergrund wurde das Vergütungssystem für den Auf-
sichtsrat weiterentwickelt und die variable Vergütung des Aufsichts-
rats abgeschafft. Zur Stärkung der Unabhängigkeit des Aufsichtsrats 

sowie zur Sicherstellung einer objektiven Wahrnehmung ihrer Über-
wachungs- und Beratungsfunktion wird den Aufsichtsratsmitglie-
dern im neuen Vergütungssystem eine marktübliche Festvergütung 
gewährt. Daneben erhalten die Aufsichtsratsmitglieder zur Kompen-
sation des erhöhten zeitlichen Aufwands für Mitgliedschaften in 
 Ausschüssen weiterhin eine Ausschussvergütung sowie für die Teil-
nahme an Sitzungen ein Sitzungsgeld. 

Die folgende Übersicht stellt die Veränderungen im Vergütungs-
system des Aufsichtsrats dar:

VERÄNDERUNGEN IM VERGÜTUNGSSYSTEM DES AUFSICHTSRATS

BISHERIGES VERGÜTUNGSSYSTEM 
EINSCHLIESSLICH GESCHÄFTSJAHR 2020 NEUES VERGÜTUNGSSYSTEM AB GESCHÄFTSJAHR 2021

Obergrenze Festvergütung Festvergütung

Variable Vergütung

Ausschussvergütung Ausschussvergütung 

Sitzungsgeld Sitzungsgeld

Vergütung des Vorstands

Grundsätze der Vorstandsvergütung

Die Strategie des Talanx Konzerns ist auf eine langfristige Wertsteige-
rung im Sinne der Stakeholder des Konzerns (insbesondere Investo-
ren, Kunden und Mitarbeiter) ausgerichtet. Daher fokussieren wir 
uns bei der Vorstandsvergütung auf die Grundsätze Kontinuität, 
 Finanzkraft und Profitabilität. Die Vorstandsvergütung leistet einen 
wesentlichen Beitrag zur Förderung unserer Konzernstrategie sowie 
zur langfristigen und nachhaltigen Entwicklung des Talanx Kon-
zerns. Die Vergütung stellt eine transparente, leistungsbezogene und 
stark am langfristigen Unternehmenserfolg orientierte Anreiz-
wirkung sicher, die insbesondere von aus der Konzernstrategie abge-
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leiteten Leistungskriterien sowie der Wertentwicklung der Aktie der 
Talanx AG, auch im relativen Wettbewerbsvergleich, abhängt. Eine zu 
starke Risikoneigung wird dabei verhindert.

Die Mitglieder des Vorstands werden unter Berücksichtigung der 
Lage der Gesellschaft sowie entsprechend ihrer Leistung und ihres 
Tätigkeits- und Verantwortungsbereichs vergütet. Die Vorschriften 
des AktG, die Regelungen des Artikels 275 der Delegierten Ver ordnung 
(EU) 2015/35 mit den Änderungen durch die Delegierte Verordnung 
(EU) 2016/2283 und des Versicherungsaufsichtsgesetzes in Verbin-
dung mit der Verordnung über die aufsichtsrechtlichen Anforderun-
gen an Vergütungssysteme im Versicherungsbereich (VersVergV) so-
wie die Empfehlungen für die Vergütung für Mitglieder des Vorstands 
in Abschnitt G des DCGK bilden hierfür den regulatorischen Rahmen. 

Bei der Festlegung der Vergütung für den Vorstand der Talanx AG 
orientiert sich der Aufsichtsrat an den folgenden Leitlinien:

LEITLINIEN DER VORSTANDSVERGÜTUNG VON TALANX

Förderung der Unternehmensstrategie  ■ Aus der Unternehmensstrategie abgeleitete Leistungskriterien

Langfristigkeit und Nachhaltigkeit  ■ Variable Vergütung überwiegend aktienbasiert und mehrjährig ausgerichtet
 ■ Nachhaltigkeitsziele (ESG) in die Bemessung der variablen Vergütung einbezogen

Leistungsbezug
(„Pay-for-Performance“) 

 ■ Mehrheit der Ziel-Direktvergütung besteht aus variablen Vergütungs bestandteilen
 ■ Adäquat und ambitioniert gesetzte Leistungskriterien
 ■ Variable Vergütung kann zwischen null und einem Cap schwanken

Angemessenheit der Vergütung  ■ Vergütung der Vorstandsmitglieder steht in angemessenem Verhältnis zu den Aufgaben und 
 Leistungen des jeweiligen Vorstandsmitglieds wie auch zur Lage der Gesellschaft

 ■ Berücksichtigung unternehmensinterner und -externer Vergütungs relationen
 ■ Caps auf die einzelnen variablen Vergütungsbestandteile und die gesamte Vergütung 

Verknüpfung mit Aktionärsinteressen  ■ Harmonisierung der Interessen des Vorstands und unserer Aktionäre
 ■ Malus- und Clawback-Regelungen gelten für die gesamte variable  Vergütung
 ■ Relative Erfolgszumessung setzt Anreize zur langfristigen Outperformance unserer 

Wettbewerber am Kapitalmarkt

Berücksichtigung Marktpraxis und 
regulatorische Compliance

 ■ Berücksichtigung der aktuellen Marktpraxis relevanter Vergleichs unternehmen bei 
der Vorstands vergütung

 ■ Sicherstellung der Konformität mit den für Talanx maßgeblichen gesetzlichen und 
regulatorischen Anforderungen

Transparenz  ■ Ex-post-Veröff entlichung der Zielwerte und der Zielerreichung
 ■ Ex-post-Veröff entlichung des individuellen Zu- bzw. Abschlags je Vorstandsmitglied

Verfahren zur Festlegung des  Vergütungssystems

Der Aufsichtsrat wurde bei der Erarbeitung des aktuellen Vergütungs-
systems von seinem Ausschuss für Vorstandsangelegenheiten unter-
stützt, der insbesondere Empfehlungen zur Ausgestaltung des Sys-
tems unter Berücksichtigung der definierten Leitlinien aussprach. Im 
Zuge der Ausarbeitung und Festlegung des Vergütungssystems hat 
der Aufsichtsrat von seiner Möglichkeit Gebrauch gemacht, einen 
 externen und vom Vorstand und Unternehmen unabhängigen Ver-
gütungsberater hinzuzuziehen.

Soweit keine wesentlichen Änderungen am Vergütungssystem vor-
genommen werden, wird das Vergütungssystem der Hauptversamm-
lung mindestens alle vier Jahre zur Billigung vorgelegt. Im Falle 
 wesentlicher Änderungen des Vergütungssystems wird das ange-
passte Vergütungssystem der Hauptversammlung ebenfalls zur Billi-
gung vorgelegt.

Vergütungsstruktur

Der Leistungsbezug (Pay-for-Performance) und die langfristige Aus-
richtung stehen als zentrale Gedanken der Vorstandsvergütung der 
Talanx im Vordergrund.

Um den Pay-for-Performance-Gedanken zu stärken, besteht die Ziel-
Direktvergütung (Summe aus Festvergütung und Zielbeträgen der 
variablen Vergütungsbestandteile) zu 40 % aus der Festvergütung 
und zu 60 % aus variablen Vergütungsbestandteilen. Die variable Ver-
gütung besteht aus einem Short-Term Incentive (STI) sowie einem 
Long-Term Incentive (LTI) mit einer Performanceperiode von vier 
Jahren. 

Die Vergütungsstruktur ist auf eine nachhaltige und langfristige Ent-
wicklung des Talanx Konzerns ausgerichtet. Der STI hat einen Anteil 
von 40 % an den variablen Vergütungsbestandteilen und trägt somit 
24 % zur Ziel-Direktvergütung bei. Auf den LTI mit einem Anteil von 
60 % an den variablen Vergütungsbestandteilen entfallen 36 % der 
Ziel-Direktvergütung. 
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STRUKTUR ZIEL-DIREKTVERGÜTUNG

Überprüfung der Angemessenheit der 
 Vorstandsvergütung

Die Vergütung der Vorstandsmitglieder wird vom Aufsichtsrat auf 
der Grundlage des Vergütungssystems nach Empfehlungen des Aus-
schusses für Vorstandsangelegenheiten festgelegt. Bei der Festlegung 
der Vergütung berücksichtigt der Aufsichtsrat die Verantwortung 
und die Aufgaben der einzelnen Vorstandsmitglieder, ihre individu-
elle Leistung, die wirtschaftliche Lage sowie den Erfolg und die 
 Zukunftsaussichten des Unternehmens.

Die Üblichkeit der Vergütung im Vergleich zu anderen, vergleichba-
ren Unternehmen (horizontaler Vergleich) sowie im Hinblick auf die 
Vergütungshöhe und -struktur innerhalb der Gesellschaft (vertikaler 
Vergleich) wurde im Rahmen der Überarbeitung des Vergütungs-
systems im Jahr 2020 überprüft. Als Vergleichsgruppe für den hori-
zontalen Vergütungsvergleich wurden hierbei die Unternehmen des 

MDAX (exklusive der Hannover Rück SE) zum Stand vom 1. Mai 2020 
herangezogen. Der vertikale Vergleich stützt sich auf die Relation der 
Vergütung des Vorstands zur Vergütung der Gesamtbelegschaft der 
Talanx. Dabei wurden sowohl der Status quo als auch die zeitliche 
Entwicklung der Vergütungsrelationen betrachtet. Zudem wurden 
die Vergütungsrelationen zwischen Vorstand und Gesamtbeleg-
schaft einem Vergleich mit den Vergütungsrelationen ausgewählter 
Vergleichsunternehmen, soweit vorhanden aus der Versicherungs-
branche, unterzogen.

Festsetzung der Zielvergütung

Jedem Vorstandsmitglied wird eine marktübliche Zielvergütung 
 vertraglich zugesagt. Diese richtet sich nach seinem Verantwortungs-
bereich und seinen für die Tätigkeit relevanten Kenntnissen und 
 Erfahrungen.

Im Rahmen der Überarbeitung des Vergütungssystems hat der Auf-
sichtsrat mit Wirkung zum 1. Januar 2021, also zeitgleich mit dem 
 Inkrafttreten des neuen Vergütungssystems, auch die Höhe der Ziel-
vergütungen der Vorstandsmitglieder angepasst. Dies erfolgte auf 
Basis der zum Vergleich herangezogenen Vergütungsentwicklung bei 
den wesentlichen Wettbewerbern sowie der Geschäftsentwicklung 
der Gesellschaft. Im Einklang mit dem Pay-for-Performance- 
Gedanken und dem Langfristigkeitsfokus der Vorstandsvergütung 
lag der Schwerpunkt der Vergütungsanpassung dabei auf dem LTI als 
dem langfristig ausgerichteten und mehrjährig ausgestalteten Vergü-
tungsbestandteil. Durch die Vergütungsanpassung bewegt sich die 
Zielvergütung der Vorstandsmitglieder im für die Größe der Talanx 
marktüblichen Bereich.

Die nachfolgende Tabelle stellt die Zielvergütungen für jedes Vor-
standsmitglied für das Geschäftsjahr 2021 dar. Die Zielvergütung 
 umfasst die für das Geschäftsjahr zugesagte Vergütung, die im Falle 
einer 100 %-Zielerreichung gewährt wird.

ZIELVERGÜTUNG

in TEUR

Torsten Leue 
(Vorsitzender)

Vorsitzender seit 
8. Mai 2018, Mitglied 

seit 1. September 2010

Jean-Jacques 
Henchoz 1 

(Geschäftsbereichs-
vorstand)

seit 1. April 2019

Dr. Wilm Langenbach
(Geschäftsbereichs-

vorstand)
seit 1. Dezember 2020

Dr. Christopher 
Lohmann

(Geschäftsbereichs-
vorstand)

seit 1. August 2020

Dr. Edgar Puls
(Geschäftsbereichs-

vorstand)
seit 9. Mai 2019

Dr. Jan Wicke
(Finanzvorstand)

Finanzvorstand seit 
1. September 2020, 

Mitglied 
seit 1. Mai 2014

2021

Grundvergütung 1.020 40% 960 38% 540 40% 640 40% 512 40% 646 40%

Nebenleistungen 10 — 14 1% 9 1% 17 1% 9 1% 6 —

Sonstiges2 — — 130 5% — — — — — — — —

Einjährige variable Vergütung 612 24% 576 23% 324 24% 384 24% 307 24% 388 24%

Mehrjährige variable Vergütung 918 36% 864 34% 486 36% 576 36% 461 36% 581 36%

Performance Share Awards 2021

Zielvergütung gesamt 2.560 100% 2.544 100% 1.359 100% 1.617 100% 1.289 100% 1.621 100%

Versorgungsaufwand3 753 215 135 160 178 199

1  Einschließlich Zielvergütung Hannover Rück SE in Höhe von 2.244 TEUR
2  Ausgleichszahlungen aufgrund von Gehaltsverlusten aus einem vorangegangenen Dienstverhältnis
3  Angegeben ist der im Berichtsjahr für Pensionen und sonstige Versorgungsleistungen erfasste Personalaufwand (Service Cost)  
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Einhaltung der Maximalvergütung

Der Aufsichtsrat hat nach § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG für jedes Vor-
standsmitglied eine betragsmäßige Höchstgrenze für die Summe aus 
Festvergütung, Nebenleistungen, STI und LTI sowie Altersversor-
gungsaufwand festgelegt („Maximalvergütung“). Die Maximalver-
gütung begrenzt sämtliche Auszahlungen, die aus der Zusage für ein 
Geschäftsjahr resultieren, unabhängig vom Zeitpunkt ihres Zuflus-
ses. Die Maximalvergütung beträgt für den Vorstandsvorsitzenden 
6.000.000  EUR, für den Geschäftsbereichsvorstand Rückversiche-
rung 5.000.000  EUR und für alle anderen Vorstandsmitglieder 
4.000.000 EUR.

Die Einhaltung der Maximalvergütung für das Geschäftsjahr 2021 
kann final erst nach der Auszahlung der für das Jahr 2021 zugeteilten 
Tranche des LTI im Kalenderjahr 2026 berichtet werden. Sollte die 
Auszahlung aus dem LTI zu einem Übersteigen der Maximalver-
gütung führen, wird der Auszahlungsbetrag entsprechend gekürzt, 
um die Einhaltung der Maximalvergütung sicherzustellen.

Anwendung des Vergütungssystems im 
 Geschäftsjahr 2021

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Bestandteile des 
Vergütungssystems der Talanx im Geschäftsjahr 2021 und die damit 
verbundenen Zielsetzungen:

ÜBERBLICK VERGÜTUNGSBESTANDTEILE

Bestandteil Bemessungsgrundlage/Parameter Zielsetzung

FESTE 
VERGÜTUNGS-
BESTANDTEILE

Festvergütung Die Festvergütung wird in zwölf gleichen Monatsraten bar ausgezahlt

Nebenleistungen Fahrzeug zur dienstlichen und privaten Nutzung, Unfall-, Reisegepäck- und 
D&O-Versicherung in angemessener Höhe

 ■ Gewinnung und Bindung 
der geeignetsten 
 Vorstandsmitglieder

 ■ Honorierung des Verant-
wortungsbereichs, der 
Kenntnisse und der 
Erfahrung der einzelnen 
Vorstandsmitglieder

Altersversorgung Beitragsorientierte Zusagen: jährlicher Finanzierungsbeitrag 
in Höhe von 25 % der de� nierten Bemessungsgrundlage

Vorstandsvorsitzender: Fortführung einer leistungsorientierten Zusage 
(Altzusage): Zusage auf ein Ruhegehalt, das sich als Prozentsatz der festen 
ruhegeldfähigen jährlichen Bezüge errechnet

 ■ Gewährung von markt-
üblichen Nebenleistungen 
und Altersversorgungssys-
temen zur Gewinnung und 
Bindung der geeignetsten 
Vorstandsmitglieder

VARIABLE 
 VERGÜTUNGS-
BESTANDTEILE

Short-Term Incentive (STI) Zielbonusmodell

Leistungskriterien:
 ■ Talanx Konzern-RoE
 ■ Individuelle Leistungskriterien (� nanziell und nicht � nanziell, inklusive 

ESG-Ziele) 

Cap: 200 % des STI-Zielbetrags

 ■ Incentivierung des 
Erreichens oder Über-
treff ens der jährlichen 
Unternehmens- und 
Geschäftsbereichsziele und 
Honorierung des individu-
ellen Beitrags zum Ergebnis 
und zur Nachhaltigkeit

Long-Term Incentive (LTI) Performance Share Plan („Talanx Performance Shares“)

Vierjährige Performanceperiode
LTI-Zuteilungswert ist abhängig von der festgestellten Zielerreichung für:

 ■ Talanx Konzern-RoE des vorherigen Geschäftsjahrs
 ■ Individuelle Leistungskriterien des vorherigen Geschäftsjahrs

Leistungskriterien:
 ■ Kursentwicklung der Talanx Aktie (zzgl. Dividenden)
 ■ Relativer Total Shareholder Return (gegenüber relevanten Wettbewerbern)

Cap: 400 % des LTI-Zielbetrags

 ■ Anerkennung des Erfolgs 
im Vorjahr

 ■ Anreizsetzung zur Schaf-
fung von langfristigem 
Shareholder Value

 ■ Motivation zur Outperfor-
mance der Wettbewerber

WEITERE 
REGELUNGEN

Maximalvergütung Vorstandsvorsitzender: 6.000.000 EUR
Geschäftsbereichsvorstand Rückversicherung: 5.000.000 EUR
Übrige Vorstandsmitglieder: 4.000.000 EUR

 ■ Begrenzung der für ein 
Geschäftsjahr zugesagten 
Gesamtvergütung

 ■ Erfüllung der regulatori-
schen Vorgaben des 
Aktiengesetzes

Malus- und Clawback Möglichkeit des Aufsichtsrats, im Falle von grobem Fehlverhalten oder 
fehlerhaftem Konzernabschluss die variable Vergütung teilweise oder 
vollständig einzubehalten („Malus“) oder zurückzufordern („Clawback“).
Des Weiteren Reduzierung oder Entfall der variablen Vergütung möglich, wenn 
regulatorisch erforderlich

 ■ Stärkung der Position des 
Aufsichtsrats im Falle von 
schweren Compliance- 
Verstößen
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Feste Vergütungsbestandteile

Festvergütung

Die Festvergütung wird in zwölf gleichen Monatsraten bar ausge-
zahlt. Sie orientiert sich insbesondere an dem Aufgabenspektrum 
und der Berufserfahrung des jeweiligen Vorstandsmitglieds. 

Nebenleistungen

Die Vorstandsmitglieder erhalten zusätzlich bestimmte nicht leis-
tungsbezogene Nebenleistungen in marktüblichem Rahmen, die in 
regelmäßigen Abständen überprüft werden. Für die Dauer der Vor-
standsbestellung wird ein Fahrzeug zur dienstlichen und privaten 
Nutzung zur Verfügung gestellt. Die Versteuerung des geldwerten 
Vorteils für die private Nutzung des Dienstwagens erfolgt durch das 
Vorstandsmitglied. Des Weiteren gewährt die Gesellschaft ihren Vor-
standsmitgliedern im Rahmen von Gruppenverträgen Versiche-
rungsschutz in angemessener Höhe (Unfall-, Reisegepäck- und D&O-
Versicherung).

Altersversorgung

Mit Ausnahme von Herrn Leue, der eine endgehaltsbezogene Zusage 
auf ein jährliches Ruhegehalt hat, haben die Vorstandsmitglieder eine 
beitragsorientierte Versorgungszusage. Weitere Informationen hierzu 
finden sich im Abschnitt „Leistungen im Falle des Ausscheidens“.

Variable Vergütungsbestandteile

Die variablen Vergütungsbestandteile bestehen aus einem Short-
Term Incentive (STI), dessen Bemessungsgrundlage das jeweilige Ge-
schäftsjahr darstellt, sowie einem Long-Term Incentive (LTI) mit einer 
Performanceperiode von vier Jahren. 

Die Leistungskriterien zur Messung und Beurteilung der Zielerrei-
chung sind aus der Unternehmensstrategie der Talanx abgeleitet. 
Dazu sind die variablen Vergütungsbestandteile so ausgestaltet, dass 
sie die langfristige Entwicklung des Talanx Konzerns fördern. Die nach-
stehende Übersicht stellt die enge Verknüpfung zwischen den Leis-
tungskriterien und den weiteren Aspekten der variablen Vergütung 
und der Unternehmensstrategie dar und erläutert, auf welche Weise 
die variable Vergütung die langfristige Entwicklung der Talanx fördert.

VARIABLE VERGÜTUNGSBESTANDTEILE

Vergütungsbestandteil Leistungskriterium/Aspekt Strategiebezug/Förderung der langfristigen Entwicklung

SHORT-TERM INCENTIVE (STI) Konzern-RoE  ■ RoE eine der strategischen Steuerungsgrößen von Talanx
 ■ Zielwert im Einklang mit der Zielsetzung der Erzielung einer nachhaltigen 

Wertschaff ung

Individueller Zu- bzw. Abschlag  ■ Berücksichtigung des individuellen Beitrags der Vorstandsmitglieder und der 
Ergebnisse der von ihnen verantworteten Geschäftsbereiche

 ■ Implementierung von Nachhaltigkeitszielen in die Vorstandsvergütung

LONG-TERM INCENTIVE (LTI) Zuteilungswert in Abhängigkeit von 
der STI-Zielerreichung

 ■ Höhere Anreizsetzung zur Zielerreichung im STI
 ■ Stärkung des Pay-for-Performance-Gedankens

Aktienkursentwicklung  ■ Verknüpfung der Aktienkursentwicklung und der Vorstandsvergütung
 ■ Harmonisierung der Interessen von Vorstand und Aktionären

Vierjährige Performanceperiode  ■ Ausrichtung auf den langfristigen Erfolg und Sicherstellung der  langfristigen 
Entwicklung von Talanx

Relativer TSR  ■ Incentivierung zur langfristigen Outperformance relevanter Wettbewerber 
am Kapitalmarkt

Short-Term Incentive (STI)

a) Grundlagen
Der STI ist auf den geschäftlichen Erfolg der Talanx im jeweiligen Ge-
schäftsjahr ausgerichtet. Neben dem finanziellen Leistungskriterium 
Eigenkapitalrendite (Return on Equity – RoE) des Talanx Konzerns ge-
mäß Talanx Konzernabschluss („Konzern-RoE“) wird bei der Ermitt-
lung des Auszahlungsbetrags ein individueller Zu- bzw. Abschlag be-
rücksichtigt, der sowohl finanzielle als auch nicht finanzielle 
Leistungskriterien, insbesondere Nachhaltigkeitsziele, umfasst und 
neben der Gesamtverantwortung des Vorstands auch die jeweiligen 
Geschäftsbereichsverantwortungen der einzelnen Vorstandsmit-
glieder berücksichtigt. Damit trägt der STI der Zielsetzung einer 
 hohen und stabilen Eigenkapitalrendite des Talanx Konzerns Rech-
nung, fördert die Umsetzung vorstands- bzw. ressortspezifischer 
strategischer Fokusthemen und bezieht die Interessen unserer Inves-
toren, Kunden, Mitarbeiter und weiterer wichtiger Stakeholder ein. 
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Grundlage für die Auszahlung des STI bildet der vertraglich festge-
legte STI-Zielbetrag, dem eine Gesamtzielerreichung von 100 % zu-
grunde liegt. Die Gesamtzielerreichung (inklusive des individuellen 
Zu- bzw. Abschlags) kann Werte zwischen 0 % und 200 % des STI-Ziel-
betrags annehmen. Somit ist der Auszahlungsbetrag aus dem STI auf 
200 % des Zielbetrags begrenzt. 

SHORT-TERM INCENTIVE

STI-ZIELBETRAG
in EUR

KONZERN-ROE
(strategische Zielrendite)

ZU-/ABSCHLAG AUF
BASIS INDIVIDUELLER

LEISTUNG
AUSZAHLUNGSBETRAG

in EUR

(Cap: 200 % des
STI-Zielbetrags)

Mögliche Zielerreichung
0−200 %

+/− 25 %-Punkte

BEMESSUNGSZEITRAUM = GESCHÄFTSJAHR

Mögliche Gesamtzielerreichung: 0−200 %

b) Finanzielles Leistungskriterium
Maßgebliches finanzielles Leistungskriterium für den STI ist mit 
 einer Gewichtung von 100 % der Konzern-RoE im Vergleich mit einer 
strategischen Zielrendite, welche auf Basis des risikofreien Zinses der 
10-jährigen Bundesanleihen im 5-Jahresdurchschnitt zuzüglich eines 
ambitionierten Renditeaufschlags ermittelt wird. Der Konzern-RoE 
ist einer der zentralen Leistungsindikatoren im Steuerungssystem 
der Talanx und als solcher auch in der Vergütung des Vorstands 
 implementiert. Talanx verfolgt das Ziel einer hohen Eigenkapital-
rendite. Der Konzern ist dabei auf eine langfristige Wertsteigerung 
ausgerichtet. Durch die Verwendung des Konzern-RoE als maßgebli-
ches Leistungskriterium für den STI werden entsprechend Anreize 
gesetzt, um diese Zielsetzung zu erreichen.

Der Zielwert für den Konzern-RoE sowie der Zielkorridor mit oberem 
und unterem Schwellenwert werden vom Aufsichtsrat jeweils im 
 Voraus für das kommende Geschäftsjahr festgelegt. Der Zielwert ori-

entiert sich dabei an der zum Zeitpunkt seiner Festlegung geltenden 
strategischen Zielrendite des Talanx Konzerns. 

Für das Geschäftsjahr 2021 hat der Aufsichtsrat für den Konzern-RoE 
einen Zielwert (100 % Zielerreichung) von 800 Basispunkten über 
dem risikofreien Zinssatz festgelegt. Dies steht im Einklang mit dem 
angestrebten Ziel, durch eine Eigenkapitalrendite von mindestens 
800 Basispunkten über dem risikofreien Zinssatz eine nachhaltige 
Wertschaffung zu erzielen. Der untere Schwellenwert ist festgelegt als 
der risikofreie Zins ohne Renditeaufschlag, während der obere 
Schwellenwert auf 1.600 Basispunkte über dem risikofreien Zinssatz 
festgelegt wurde.

Im Geschäftsjahr 2021 betrug der Konzern-RoE 9,6 %, während der 
 risikofreie Zinssatz der 10-jährigen Bundesanleihen im 5-Jahresdurch-
schnitt bei –0,04 % lag. Hieraus ergibt sich eine Zielvorgabe von 796 
Basispunkten über dem risikofreien Zinssatz. Dies entspricht einer 
Zielerreichung des Leistungskriteriums Konzern-RoE von 120,6 %.

ZIELERREICHUNGSKURVE KONZERN-ROE IM GESCHÄFTSJAHR 2021

Konzern-RoE

Risikofreier Zinssatz

Ziel-RoE

Zielerreichung
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c) Individueller Zu- bzw. Abschlag
Durch einen individuellen Zu- bzw. Abschlag auf die Zielerreichung 
des Leistungskriteriums Konzern-RoE kann der Aufsichtsrat zusätz-
lich zum finanziellen Erfolg des Talanx Konzerns den individuellen 
Beitrag des Vorstandsmitglieds und gegebenenfalls des von ihm ver-
antworteten Geschäftsbereichs zum Ergebnis sowie die Erreichung 
von Nachhaltigkeitszielen im Rahmen des STI berücksichtigen. Die 
Festlegung der Höhe des Zu- bzw. Abschlags, die sich in einer Band-
breite von –25 %-Punkten bis +25 %-Punkten bewegen kann, erfolgt 

durch den Aufsichtsrat nach pflichtgemäßem Ermessen. Die Kriterien 
und Kennzahlen zur Ermittlung des individuellen Zu- bzw. Abschlags 
werden vom Aufsichtsrat jeweils im Voraus für das kommende Ge-
schäftsjahr festgelegt und den Mitgliedern des Vorstands mitgeteilt.

Für das Geschäftsjahr 2021 hat der Aufsichtsrat für die einzelnen Vor-
standsmitglieder die folgenden Kriterien und Kennzahlen sowie auf 
dieser Basis im Anschluss an das Geschäftsjahr die folgenden indivi-
duellen Zu- bzw. Abschläge festgelegt:

Individueller Beitrag zum Ergebnis Nachhaltigkeit

Vorstandsmitglied Performance
Dividendenfähigkeit/ 
Schüttung Strategisches Ziel

Führung/  
Engagement (OHC) 1

Beitrag zur 
Nachhaltigkeitsstrategie

Individueller 
Zu- bzw. 

Abschlag

Torsten Leue Über Leistungskriterium 
Konzern-RoE abgedeckt

 ■ Dividendenfähigkeit 
der Talanx AG

 ■ Umsetzung 
 strategischer 
 Fokusthemen

 ■ Veränderung OHC-
Score 2020/2021

 ■ Relative Verbesserung 
des OHC-Score im 
Fokusgebiet

 ■ Weiterentwicklung 
Nachhaltigkeits-
strategie

+20%-Pkt.

 ■ Optimierung der 
Positionierung als 
nachhaltiger Konzern 
in den Dimensionen 
Versicherungstechnik, 
Emissionen und 
Kapitalanlage

Jean-Jacques 
Henchoz

 ■ Segment-RoE 
 Rückversicherung

 ■ Schüttungsfähigkeit 
des jeweiligen 
 Geschäftsbereichs an 
die Talanx AG

 ■ Nachhaltige Outper-
formance gegenüber 
Vergleichsgruppe im 
Segment Rückversi-
cherung

 ■ Veränderung OHC-
Score 2020/2021

 ■ Relative Verbesserung 
des OHC-Score im 
Fokusgebiet

 ■ Sicherstellung und 
Weiterentwicklung der 
Nachhaltigkeits-
strategie in den 
Dimensionen Versiche-
rungstechnik, Emissio-
nen und Kapitalanlage

+15%-Pkt.

Dr. Wilm 
Langenbach

 ■ Segment-RoE Privat- 
und Firmenversiche-
rung International

 ■ Schüttungsfähigkeit  
des jeweiligen 
 Geschäftsbereichs an 
die Talanx AG

 ■ Stärkung der Position 
in Kernmärkten durch 
organisches und 
anorganisches 
Wachstum 

 ■ Veränderung OHC-
Score 2020/2021

 ■ Relative Verbesserung 
des OHC-Score im 
Fokusgebiet

 ■ Förderung der 
Nachhaltigkeit in den 
Dimensionen Emissio-
nen und Versiche-
rungstechnik

+15%-Pkt.

Dr. Christopher 
Lohmann

 ■ Segment-RoE Privat- 
und Firmenversiche-
rung Deutschland

 ■ Schüttungsfähigkeit  
des jeweiligen 
 Geschäftsbereichs an 
die Talanx AG

 ■ Entwicklung, Verab-
schiedung und 
Kommunikation der 
Strategie für HDI 
Deutschland

 ■ Implementierung 
erster strategieabge-
leiteter Maßnahmen

 ■ Veränderung OHC-
Score 2020/2021

 ■ Relative Verbesserung 
des OHC-Score im 
Fokusgebiet

 ■ Entwicklung und 
Verabschiedung eines 
Talanx-weiten 
Konzepts zur 
 Förderung von Vielfalt

+15%-Pkt.

Dr. Edgar Puls  ■ Segment-RoE 
 Indu strieversicherung

 ■ Schüttungsfähigkeit  
des jeweiligen 
 Geschäftsbereichs an 
die Talanx AG

 ■ Stärkung der 
Combined Ratio im 
Geschäftsbereich 
Industrieversicherung

 ■ Wachstum der 
Bruttoprämien im 
Geschäftsbereich 
Industrieversicherung

 ■ Veränderung OHC-
Score 2020/2021

 ■ Relative Verbesserung 
des OHC-Score im 
Fokusgebiet

 ■ Förderung der 
Nachhaltigkeit in den 
Dimensionen 
 Emissionen und 
Versicherungstechnik

+25%-Pkt.

Dr. Jan Wicke Über Leistungskriterium 
Konzern-RoE abgedeckt

 ■ Dividendenfähigkeit 
der Talanx AG

 ■ Kapitalanlagepolitik, 
gemessen an der 
Kapitalanlagerendite 
selbstverwalteter 
 Kapitalanlagen

 ■ Erfolgreiche Vorbe-
reitung des Talanx 
Konzerns auf IFRS 17

 ■ Veränderung OHC-
Score 2020/2021

 ■ Relative Verbesserung 
des OHC-Score im 
Fokusgebiet

 ■ Optimierung der 
Positionierung als 
nachhaltiges 
 Unternehmen in der 
Kapitalanlage und 
Unternehmens-
finanzierung

+15%-Pkt.

1  Bei dem OHC-Score handelt es sich um das Ergebnis der jährlich statt� ndenden Mitarbeiterumfrage zur Unternehmenskultur innerhalb der Organisation der Talanx 
(„Organizational Health Check“). Im Geschäftsjahr 2021 hat der Talanx OHC zum dritten Mal stattgefunden
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d) Gesamtzielerreichung und Auszahlung aus dem STI 2021
Die folgende Tabelle zeigt die Gesamtzielerreichung sowie den sich 
hieraus ergebenen Auszahlungsbetrag pro Vorstandsmitglied für 
den STI 2021:

AUSZAHLUNGEN AUS DEM SHORT-TERM INCENTIVE 2021 DER TALANX AG

in TEUR

Vorstandsmitglied Zielbetrag

Zielerrei-
chung 

Konzern-
RoE

Individueller 
Zu- bzw. 

Abschlag

Gesamt-
zielerrei-

chung

Auszah-
lungs-
betrag

Torsten Leue 612 120,6% +20 %-Pkt. 140,6% 860

Jean-Jacques Henchoz 72 120,6% +15 %-Pkt. 135,6% 98

Dr. Wilm Langenbach 324 120,6% +15 %-Pkt. 135,6% 439

Dr. Christopher Lohmann 384 120,6% +15 %-Pkt. 135,6% 521

Dr. Edgar Puls 307 120,6% +25 %-Pkt. 145,6% 447

Dr. Jan Wicke 388 120,6% +15 %-Pkt. 135,6% 526

Darüber hinaus erhält Herr Henchoz als Vorstandsvorsitzender der 
Hannover Rück SE Auszahlungen aus dem STI des Vergütungs-
systems der Hannover Rück SE. Die Systematik des STI ist dabei ana-
log zu der Systematik der Talanx ausgestaltet. Die Zielerreichung des 
Leistungskriteriums Konzern-RoE richtet sich nach dem erreichten 
RoE der Hannover Rück SE. Für das Geschäftsjahr 2021 hat der Auf-
sichtsrat der Hannover Rück für den Konzern-RoE der Hannover 
Rück einen Zielwert (100 % Zielerreichung) von 900 Basispunkten 
über dem risikofreien Zinssatz festgelegt. Im Geschäftsjahr 2021 be-
trug der Konzern-RoE der Hannover Rück 10,8 %, während der risiko-
freie Zinssatz der 10-jährigen Bundesanleihen im 5-Jahresdurch-
schnitt bei –0,04 % lag. Hieraus ergibt sich für den Konzern-RoE der 
Hannover Rück eine Zielvorgabe von 896 Basispunkten über dem 
 risikofreien Zinssatz. Dies entspricht einer Zielerreichung des Leis-
tungskriteriums Konzern-RoE von 120,5 %. 

Der individuelle Zu- und Abschlag wird dabei vom Aufsichtsrat der 
Hannover Rück auf Basis von vorab festgelegten Kriterien festgesetzt.

Die dargestellte Tabelle zeigt die Auszahlungen aus dem STI der 
 Hannover Rück SE für Herrn Henchoz im Detail.

AUSZAHLUNGEN AUS DEM SHORT-TERM INCENTIVE 2021 DER 
HANNOVER RÜCK SE

in TEUR

Vorstandsmitglied Zielbetrag 

Zielerrei-
chung 

Konzern-
RoE

Individueller 
Zu- bzw. 

Abschlag

Gesamt-
zielerrei-

chung

Auszah-
lungs-
betrag

Jean-Jacques Henchoz 504 120,5% +15 %-Pkt. 135,5% 683

Long-Term Incentive (LTI)

a) Grundlagen
Im neuen Vergütungssystem besteht die mehrjährige variable Vergü-
tung aus einem Long-Term Incentive (LTI). Der LTI leistet einen zen-
tralen Beitrag zur Angleichung der Interessen des Vorstands mit 
 denen unserer Aktionäre. Durch eine relative Erfolgsmessung der 
Performance der Talanx Aktie werden Anreize zur langfristigen Out-
performance unserer Wettbewerber am Kapitalmarkt gesetzt. 

Der LTI ist in Form eines Performance Share Plans ausgestaltet und 
incentiviert damit die Wertsteigerung der Talanx Aktie im Sinne un-
serer Investoren. Die Höhe der Zuteilung des LTI (LTI-Zuteilungswert) 
basiert auf dem vertraglich vereinbarten LTI-Zielbetrag und ist ab-
hängig von der im Rahmen des STI für das jeweilige Geschäftsjahr 
festgestellten Zielerreichung des finanziellen Leistungskriteriums 
Konzern-RoE sowie dem durch den Aufsichtsrat für das Geschäftsjahr 
festgelegten individuellen Zu- bzw. Abschlag (Gesamtzielerreichung).

LONG-TERM INCENTIVE 

LTI-ZIELBETRAG
in EUR

KONZERN-ROE
(strategische Zielrendite)

ZU-/ABSCHLAG AUF
BASIS INDIVIDUELLER

LEISTUNG
LTI-ZUTEILUNGSWERT

in EUR

(Cap: 200 % des
LTI-Zielbetrags)

Mögliche Zielerreichung
0−200 %

+/− 25 %-Punkte

BEMESSUNGSZEITRAUM = GESCHÄFTSJAHR

Mögliche Gesamtzielerreichung: 0−200 %

Auf Basis der Gesamtzielerreichung des STI 2021 erfolgt im Geschäfts-
jahr 2022 die Zuteilung der LTI-Tranche 2021 (Talanx Performance 
Shares 2021). Die Anzahl der zugeteilten Talanx Performance Shares 
ergibt sich aus dem LTI-Zuteilungswert sowie dem durchschnittli-
chen Aktienkurs der Talanx über einen Zeitraum von 15 Börsenhan-
delstagen vor bis 15 Börsenhandelstagen nach der Konzern-Bilanz-
aufsichtsratssitzung im Jahr der Zuteilung. Die Talanx Performance 
Shares haben eine Laufzeit von insgesamt vier Jahren („Performance-
periode“). Die Auszahlung der LTI-Tranche 2021 erfolgt im Anschluss 
an die vierjährige Performanceperiode im Kalenderjahr 2026.

+

=X
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Die folgende Tabelle stellt die wichtigsten Aspekte der Zuteilung der 
LTI-Tranche 2021 dar. 

ZUTEILUNG DER LTI-TRANCHE 2021 TALANX AG

in TEUR

Vorstandsmitglied Zielbetrag

Gesamtziel-
erreichung des 

STI 2021 Zuteilungswert

Torsten Leue 918 140,6% 1.291

Jean-Jacques Henchoz 108 135,6% 146

Dr. Wilm Langenbach 486 135,6% 659

Dr. Christopher Lohmann 576 135,6% 781

Dr. Edgar Puls 461 145,6% 671

Dr. Jan Wicke 581 135,6% 788

Darüber hinaus erhält Herr Henchoz als Vorstandsvorsitzender der 
Hannover Rück SE Auszahlungen aus dem LTI des Vergütungs-
systems der Hannover Rück SE. Die Systematik des LTI ist dabei 
 analog zu der Systematik der Talanx ausgestaltet.

ZUTEILUNG DER LTI-TRANCHE 2021 HANNOVER RÜCK SE

in TEUR

Vorstandsmitglied Zielbetrag

Gesamtziel-
erreichung des 

STI 2021 Zuteilungswert

Jean-Jacques Henchoz 756 135,5% 1.024

Am Ende der vierjährigen Performanceperiode wird zunächst der 
Auszahlungsbasisbetrag basierend auf der Aktienkursentwicklung 
der Talanx Aktie berechnet. Dieser ergibt sich aus der zugeteilten 
 Anzahl der Talanx Performance Shares und dem durchschnittlichen 
Aktienkurs der Talanx AG über einen Zeitraum von 15 Börsenhan-
delstagen vor bis 15 Börsenhandelstagen nach der Konzern-Bilanz-
aufsichtsratssitzung im Jahr des Ablaufs der vierjährigen Perfor-
manceperiode zuzüglich der während der Performanceperiode 
gezahlten Dividenden. Die Wertentwicklung spiegelt also die 
 Gesamtaktionärsrendite vollständig wider.

LTI – BERÜCKSICHTIGUNG AKTIENKURSENTWICKLUNG

LTI- 
ZUTEILUNGSWERT

(Cap: 200 % des
LTI-Zielbetrags)

AUSZAHLUNGS-
BASISBETRAG

in EUR

Ø AKTIENKURS
(zu Beginn der

Performanceperiode)

Ø AKTIENKURS 
ZZGL. DIVIDENDEN

(am Ende der
Performanceperiode)

ANZAHL ZUGETEILTER TALANX PERFORMANCE SHARES

PERFORMANCEPERIODE = 4 GESCHÄFTSJAHRE

Der finale Auszahlungsbetrag ergibt sich aus dem Auszahlungsbasis-
betrag und der Zielerreichung des relativen Total Shareholder Return 
(„relativer TSR“), gemessen gegenüber einer Vergleichsgruppe. Der 
Auszahlungsbetrag für den LTI ist auf 200 % des LTI-Zuteilungswertes 
begrenzt und kann somit insgesamt maximal 400 % des LTI-Ziel-
betrags betragen – solange die Summe aller Vergütungsbestandteile 
die Maximalvergütung nach § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG nicht über-
schreitet.

LTI – BERÜCKSICHTIGUNG PERFORMANCEVERGLEICHSGRUPPE

AUSZAHLUNGS -
BASISBETRAG

in EUR

RELATIVER TSR
(gemessen gegen individuelle Peer Group) AUSZAHLUNGS -

BETRAG
in EUR

(Cap: 400 % des
LTI-Zielbetrags)

Mögliche Zielerreichung 0−200 %

PERFORMANCEPERIODE = 4 GESCHÄFTSJAHRE

X=

=/

=X
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b) Finanzielles Leistungskriterium
Maßgebliches Leistungskriterium für den finalen Auszahlungsbetrag 
des LTI ist der relative TSR. Durch den relativen TSR wird ein externes, 
auf den Kapitalmarkt ausgerichtetes Leistungskriterium in die vari-
able Vergütung integriert, welches eine relative Erfolgsmessung so-
wie die Angleichung der Interessen von Vorstand und Aktionären 
ermöglicht. Der relative TSR bildet die Entwicklung des Aktienkurses 
der Talanx während der vierjährigen Performanceperiode einschließ-
lich Bruttodividenden im Vergleich zu der Vergleichsgruppe, beste-
hend aus relevanten Wettbewerbern der Versicherungsbranche 
 (sogenannte Peergroup), ab. Somit setzt der LTI Anreize zur Erzielung 
einer langfristig und nachhaltig starken Performance der Talanx 
 Aktie am Kapital markt. 

Die Zielerreichung für den relativen TSR wird durch einen Vergleich 
des TSR der Aktie der Talanx AG im Vergleich zu den Aktien der Un-
ternehmen der Vergleichsgruppe während der vierjährigen Perfor-
manceperiode ermittelt. Hierzu wird der TSR der Talanx Aktie in der 
jeweiligen Performanceperiode dem ungewichteten durchschnittli-
chen TSR der Vergleichsgruppe gegenübergestellt. Die Vergleichs-
gruppe wird vor Beginn jeder Performanceperiode einer neuen LTI-
Tranche durch den Aufsichtsrat überprüft. Für die LTI-Tranche 2021 
besteht sie aus den folgenden Unternehmen: 

UNTERNEHMEN DER VERGLEICHSGRUPPE

Allianz SE Münchener Rückversicherungs  Gesellschaft AG

AXA S. A. Swiss Re AG

Generali S. p. a. Vienna Insurance Group AG

Mapfre S. A. Zurich Insurance Group AG

Entspricht der TSR der Talanx Aktie dem ungewichteten durch-
schnittlichen TSR der Vergleichsgruppe, so beträgt die Zielerreichung 
für den relativen TSR 100 %. Jeder %-Punkt, um den der TSR der 
 Talanx Aktie den ungewichteten durchschnittlichen TSR der Ver-
gleichsgruppe über- bzw. unterschreitet, führt zu einer Erhöhung 
bzw. Verminderung der Zielerreichung in entsprechender Höhe 
 (lineare Skalierung). Liegt der TSR der Talanx Aktie um 100 %-Punkte 
oder mehr über dem ungewichteten durchschnittlichen TSR der Ver-
gleichsgruppe, so beträgt die Zielerreichung für den relativen TSR 
200 %. Eine weitere Steigerung des relativen TSR führt dann zu keiner 
weiteren Erhöhung der Zielerreichung. Liegt der TSR der Talanx Aktie 
um 100 %-Punkte oder mehr unter dem ungewichteten durchschnitt-
lichen TSR der Vergleichsgruppe, so beträgt die Zielerreichung für 
den relativen TSR 0 %.

ZIELERREICHUNGSKURVE RELATIVER TSR

Die Zielerreichung für die LTI-Tranche 2021 wird nach Ablauf der 
 Performanceperiode im Vergütungsbericht offengelegt. 

Auszahlungen aus mehrjährigen variablen 
 Vergütungsbestandteilen

Im Geschäftsjahr 2021 ist es zu Auszahlungen aus mehrjährigen 
 variablen Vergütungsbestandteilen des alten Vergütungssystems ge-
kommen, welches bis zum Ende des Geschäftsjahres 2020 zur 
 Anwendung kam. In diesem bestand die variable Vergütung für ein 
Geschäftsjahr aus einem Konzernbonus und einem Individualbonus 
sowie bei Vorstandsmitgliedern mit der Verantwortung für einen 
 Geschäftsbereich aus einem Geschäftsbereichsbonus. Der für jedes 
Vorstandsmitglied festgesetzte Betrag wurde zu 60 % nach Ablauf des 
jeweiligen Geschäftsjahres ausgezahlt, während 20 % in eine soge-
nannte  Bonusbank eingestellt und weitere 20 % als virtuelle Aktien 
(Talanx Share Awards) zugeteilt wurden. Die auf Basis der Zieler-
reichung der variablen Vergütung des Geschäftsjahres 2016 im Ge-
schäftsjahr 2017 zugeteilten Talanx Share Awards (Talanx Share 
Awards 2016) sowie der auf Basis der Zielerreichung der variablen 
Vergütung des Geschäftsjahres 2017 im Geschäftsjahr 2018 in die 
 Bonusbank einge stellte Betrag (Bonusbank 2017) wurden im Jahr 2021 
ausgezahlt. 

a) Talanx Share Awards 2016
Nach Festsetzung der variablen Vergütung für ein Geschäftsjahr er-
folgte nach dem bisherigen Vergütungssystem eine automatische 
Zuteilung der Talanx Share Awards im Gegenwert von 20 % der fest-
gesetzten variablen Vergütung. Der Wert der Aktie bei Zuteilung 
 wurde anhand des ungewichteten arithmetischen Mittelwerts der 
XETRA- Schlusskurse der fünf Handelstage vor bis fünf Handelstage 
nach der Konzern-Bilanzaufsichtsratssitzung ermittelt. Nach einer 
Sperrfrist von vier Jahren erfolgt die Auszahlung des auf den Auszah-
lungszeitpunkt ermittelten Wertes der Talanx Share Awards. Der 
Wert der Aktie wird dabei ebenfalls anhand des ungewichteten arith-
metischen Mittelwerts der XETRA-Schlusskurse der fünf Handelstage 
vor bis fünf Handelstage nach der Konzern-Bilanzaufsichtsrats-
sitzung ermittelt. Zusätzlich wird die Summe aller während der 
Sperrfrist ausgeschütteten Dividenden je Aktie ausgezahlt. 

Im Geschäftsjahr 2021 ist die Sperrfrist der im Geschäftsjahr 2017 auf 
Basis der variablen Vergütung 2016 zugeteilten Talanx Share Awards 
geendet und der ermittelte Wert ausgezahlt worden.

200 %

100 %

0 %

Zi
el

er
re

ic
hu

ng

TSR Outperformance

−100 %-Punkte 0 %-Punkte +100 %-Punkte
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Die folgende Tabelle gibt eine Übersicht über die Talanx Share Awards 
2016:

AUSZAHLUNGEN AUS DEN TALANX SHARE AWARDS 2016

Vorstandsmitglied

Zuteilungswert (20 % der 
variablen Vergütung 2016)

in TEUR

Durchschnittlicher 
Aktienkurs bei Zuteilung

in EUR
Anzahl zugeteilter 

Talanx Performance Shares

Durchschnittlicher Aktien-
kurs am Ende der Sperrfrist

in EUR

Summe der ausgeschütteten 
Dividenden je Aktie 

in EUR

Auszahlungs-
betrag 

in TEUR

Torsten Leue 210 33,20 6.334 36,38 5,70 267

Dr. Jan Wicke 175 33,20 5.275 36,38 5,70 222

b) Bonusbank 2017
Im Geschäftsjahr 2021 ist ferner der im Geschäftsjahr 2018 auf Basis 
der variablen Vergütung 2017 in die Bonusbank eingestellte Betrag 
zur Auszahlung gekommen. 

Zur Auszahlung steht jeweils derjenige positive Betrag an, der drei 
Jahre vor dem Auszahlungszeitpunkt eingestellt wurde, soweit er den 
Saldo der Bonusbank unter Berücksichtigung der Gutschriften/Belas-
tungen bis einschließlich derjenigen für das letzte abgelaufene Ge-
schäftsjahr nicht übersteigt. Anstehende, nicht durch einen positiven 
Saldo der Bonusbank gedeckte Auszahlungen verfallen.

Die folgende Tabelle gibt eine Übersicht über die Bonusbank 2017:

AUSZAHLUNGEN AUS DER BONUSBANK 2017

in TEUR

Vorstandsmitglied

Eingestellter Betrag 
(20 % der variablen Vergütung 

2017) Auszahlungsbetrag

Torsten Leue 180 180

Dr. Jan Wicke 180 180

Überblick über mehrjährige variable 
 Vergütungsbestandteile 

Die folgende Darstellung gibt einen Überblick über die mehrjährigen 
variablen Vergütungsbestandteile:

MEHRJÄHRIGE VARIABLE VERGÜTUNGSBESTANDTEILE

2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026

Variable
Vergütung

2016

Bonusbank 2016

Talanx Share Awards 2016

Variable
Vergütung

2017

Bonusbank 2017

Talanx Share Awards 2017

Variable
Vergütung

2018

Bonusbank 2018

Talanx Share Awards 2018

Variable
Vergütung

2019

Bonusbank 2019

Talanx Share Awards 2019

Variable
Vergütung

2020

Bonusbank 2020

Talanx Share Awards 2020

STI
2021

 LTI-Tranche 2021
Talanx Performance Share Awards 2021
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Malus und Clawback, Risikoadjustierung

Verstößt ein Vorstandsmitglied vorsätzlich gegen eine seiner wesent-
lichen Sorgfaltspflichten nach § 93 AktG, eine wesentliche dienstver-
tragliche Pflicht oder sonstige wesentliche Handlungsgrundsätze der 
Gesellschaft, z. B. aus dem Verhaltenskodex oder den Compliance-
Richtlinien, so kann der Aufsichtsrat nach pflichtgemäßem Ermessen 
die noch nicht ausbezahlte variable Vergütung teilweise oder voll-
ständig einbehalten („Malus“) oder den Bruttobetrag der bereits aus-
bezahlten variablen Vergütung teilweise oder vollständig zurückfor-
dern („Clawback“). Eine Rückforderung ist ausgeschlossen, wenn der 
maßgebliche Verstoß mehr als fünf Jahre zurückliegt.

Bei seiner Ermessensentscheidung berücksichtigt der Aufsichtsrat 
die Schwere des Verstoßes, den Grad des Verschuldens des Vorstands-
mitglieds sowie den der Gesellschaft entstandenen materiellen und 
immateriellen Schaden.

Ein Vorstandsmitglied hat ferner eine bereits ausbezahlte variable 
Vergütung zurückzubezahlen, falls und soweit sich nach der Auszah-
lung herausstellt, dass der der Berechnung des Auszahlungsbetrages 
zugrundeliegende testierte und festgestellte Konzernabschluss feh-
lerhaft war und daher nach den maßgeblichen Rechnungslegungs-
vorschriften korrigiert werden muss und unter Zugrundelegung des 
korrigierten testierten Konzernabschlusses sowie des jeweils maß-
geblichen Vergütungssystems ein geringerer oder kein Auszahlungs-
betrag aus der variablen Vergütung geschuldet worden wäre.

Eine Beschränkung oder ein vollständiger Entfall der Auszahlung 
 variabler Vergütungsbestandteile sind ferner im Falle einer bestands-
kräftigen oder sofort vollziehbaren Anordnung der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht, in der die Auszahlung untersagt oder 
beschränkt wird (etwa: wenn die Eigenmittel geringer sind oder ge-
ringer zu werden drohen als die Solvabilitätskapitalanforderung), 
möglich, ferner wenn dies nach Artikel 275 Abs. 2 Buchst. e der Dele-
gierten Verordnung (EU) 2015/35 der Kommission vom 10.  Oktober 
2014 erforderlich ist.

Im Geschäftsjahr 2021 erfolgte weder eine Rückforderung oder Redu-
zierung noch kam es zu einer Beschränkung bzw. einem Entfall der 
Auszahlung variabler Vergütungsbestandteile.

Leistungen im Falle des Ausscheidens

Altersversorgung

Herrn Leue wurde eine Pensionszusage über ein lebenslanges Ruhe-
geld, das auf Antrag mit Vollendung des 65. Lebensjahres teilweise als 
einmaliges Alterskapital ausgezahlt werden kann, sowie über eine 
Hinterbliebenenrente erteilt. Die Höhe der Versorgungsleistungen 
ermittelt sich anhand eines dienstzeitabhängigen Prozentsatzes von 
20 % bis maximal 50 % des versorgungsfähigen Einkommens (zuletzt 
erhaltener monatlicher Gehaltsbezug). Bei Ruhegeldbezug vor Voll-
endung des 65. Lebensjahres werden anderweitige Einkünfte zu 50 % 
auf das Ruhegeld angerechnet. Laufende Renten werden jährlich 
 entsprechend der Entwicklung des Verbraucherpreisindexes für 
Deutsch land angepasst.

Den übrigen Vorstandsmitgliedern wurden beitragsorientierte Ver-
sorgungszusagen über eine Alters-, Hinterbliebenen- und Berufsun-
fähigkeitsrente erteilt. Auf Antrag des Vorstandsmitglieds wird die 
Altersleistung als einmalige Kapitalleistung erbracht. Die Ver sor-
gungsleistungen werden über die HDI Unterstützungskasse e. V. 
 gewährt. Diese schließt zur Finanzierung der Leistungen entspre-
chende Rückdeckungsversicherungen ab. Die Höhe der Versorgungs-
leistungen entspricht den Leistungen der Rückdeckungsversiche-
rungen auf Basis der von der Gesellschaft jährlich geleisteten 
Finanzierungsbeiträge in Höhe von 25 % des versorgungsfähigen Ein-
kommens (jährliche Festvergütung). Laufende Renten werden jährlich 
um 1 % ihres letzten (Brutto-)Betrags erhöht.

Die Pensionsanwartschaften gemäß IAS  19 für die aktuellen Vor-
standsmitglieder sind in der folgenden Tabelle dargestellt.

PENSIONSANWARTSCHAFTEN

in TEUR
IAS 19

Dienstzeitaufwand 1

Barwert der 
Pensionsverp� ichtung

Vorstandsmitglied 2021 2020 2021 2020

Torsten Leue 753 652 7.657 7.696

Jean-Jacques 
Henchoz 2 215 128 509 371

Dr. Wilm 
Langenbach 135 — 122 —

Dr. Christopher 
Lohmann 160 — 139 —

Dr. Edgar Puls 178 82 1.282 1.255

Dr. Jan Wicke 199 137 1.333 1.412

1  Angegeben ist der im Berichtsjahr für Pensionen und sonstige Versorgungsleistungen 
erfasste Personalaufwand (Service Cost)

2  Hierbei handelt es sich um den erfassten Personalaufwand der Hannover Rück SE 
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Variable Vergütung bei vorzeitiger Beendigung 
des Dienstverhältnisses

Short-Term Incentive (STI)
Endet das Dienstverhältnis eines Vorstandsmitglieds im Laufe eines 
Geschäftsjahres aus einem anderen als einem vom Vorstandsmit-
glied zu vertretenden wichtigen Grund nach § 626 Abs. 1 BGB, hat der 
Planteilnehmer für dieses Geschäftsjahr Anspruch auf einen zeitan-
teiligen STI. Endet das Dienstverhältnis vor Ende des Geschäftsjahres 
durch außerordentliche Kündigung durch die Gesellschaft aus einem 
vom Vorstandsmitglied zu vertretenden wichtigen Grund nach § 626 
Abs. 1 BGB, entfällt der Anspruch auf den STI für dieses  Geschäftsjahr 
ersatz- und entschädigungslos. 

Long-Term Incentive (LTI)
Endet das Dienstverhältnis oder das Vorstandsmandat vor Ende der 
Performanceperiode aus einem anderen als den nachfolgend ge-
nannten Gründen vor Ende eines Geschäftsjahres, hat der Planteil-
nehmer für dieses Geschäftsjahr Anspruch auf einen zeitanteiligen 
LTI. Die Ermittlung und Auszahlung der variablen Vergütungs-
bestandteile erfolgt in diesem Fall regulär gemäß den Bestimmungen 
der Planbedingungen für den LTI. Eine vorzeitige Auszahlung vor 
Ende der jeweiligen Performanceperiode des LTI ist in diesen Fällen 
nicht vorgesehen. 

Endet das Dienstverhältnis oder das Vorstandsmandat im Laufe des 
Geschäftsjahres durch Amtsniederlegung oder Eigenkündigung des 
Vorstandsmitglieds (Ausnahme: Amtsniederlegung oder Kündigung 
durch das Vorstandsmitglied aus wichtigem Grund), die Nichtannah-
me eines Verlängerungsangebots zu zumindest gleichen Vertrags-
bedingungen durch das Vorstandsmitglied (Ausnahme: Das Vor-
standsmitglied hat das 60. Lebensjahr vollendet und dem Vorstand 
zwei Mandatsperioden als Mitglied angehört), außerordentliche frist-
lose Kündigung des Dienstvertrags des Vorstandsmitglieds durch die 
Gesellschaft aus wichtigem Grund oder Widerruf der Bestellung des 
Vorstandsmitglieds aus wichtigem Grund i. S. v. § 84 Abs. 3 AktG (Aus-
nahme: Vertrauensentzug durch die Hauptversammlung), so ver-
fallen alle bedingt zugeteilten Talanx Performance Shares ersatz- und 
entschädigungslos.

Abfindung

Die Dienstverträge der Mitglieder des Vorstands sehen keine Ab-
findungsansprüche vor. Zusagen für Leistungen aus Anlass der vor-
zeitigen Beendigung der Vorstandstätigkeit infolge eines Kontroll-
wechsels sind in den Dienstverträgen der Mitglieder des Vorstands 
ebenfalls nicht vorgesehen. 

Gewährte und geschuldete Vergütung im 
 Geschäftsjahr 2021

Gegenwärtige Vorstandsmitglieder

Die nachfolgende Tabelle stellt die den einzelnen Mitgliedern des 
Vorstands gewährte und geschuldete Vergütung gemäß §  162 AktG 
dar. Als gewährte Vergütung wird diejenige Vergütung angegeben, 
für die die Tätigkeit im Berichtsjahr vollständig erbracht worden ist. 
Die geschuldete Vergütung umfasst diejenige Vergütung, die  fällig, 
aber noch nicht faktisch zugeflossen ist. Im Ausweis des 
 Geschäftsjahres 2021 handelt es sich dabei um:

 ■ die im Geschäftsjahr 2021 ausbezahlte Festvergütung
 ■ die im Geschäftsjahr 2021 angefallenen Nebenleistungen
 ■ den für das Geschäftsjahr 2021 festgestellten STI mit Auszahlung 

im Jahr 2022
 ■ den für das Geschäftsjahr 2017 in die Bonusbank eingestellten 

 Betrag, der im Geschäftsjahr 2021 ausgezahlt wurde 
 ■ die für das Geschäftsjahr 2016 zugeteilten Share Awards, die im 

Geschäftsjahr 2021 ausgezahlt wurden

Ergänzend wird als Teil der Vorstandsvergütung der Versorgungsauf-
wand der Altersversorgungszusagen für das Geschäftsjahr 2021 in der 
Tabelle ausgewiesen.

Zudem enthält die Tabelle die relativen Anteile der einzelnen 
 Vergütungskomponenten an der gesamten gewährten und geschul-
deten Vergütung.
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GEWÄHRTE UND GESCHULDETE VERGÜTUNG

Torsten Leue 
(Vorsitzender)

Vorsitzender seit 8. Mai 2018, 
Mitglied seit 1. September 2010

Jean-Jacques Henchoz 6

(Geschäftsbereichsvorstand)
seit 1. April 2019

Dr. Wilm Langenbach
(Geschäftsbereichsvorstand)

seit 1. Dezember 2020

Dr. Christopher Lohmann
(Geschäftsbereichsvorstand)

seit 1. August 2020

Dr. Edgar Puls
(Geschäftsbereichsvorstand)

seit 9. Mai 2019

Dr. Jan Wicke
(Finanzvorstand)

Finanzvorstand seit 1. September 2020, 
Mitglied seit 1. Mai 2014

in TEUR 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020

Grundvergütung 1.020 44% 850 960 51% 750 540 55% 45 640 54% 229 512 53% 360 646 41% 679

Nebenleistungen 10 — 12 14 1% 31 9 1% 1 17 1% 17 9 1% 9 6 — 2

Sonstiges 1 — — — 130 7% 130 — — — — — 400  — — — — — —

Einjährige variable Vergütung (STI 2021) 2, 3 860 37% 903 781 41% 998 439 44% 68 521 44% 214 447 46% 335 526 33% 593

Mehrjährige variable Vergütung 447 19% 451 — — — — — — — — — — — — 402 25% 370

Bonusbank 2017 (3 Jahre) 4 180 210 — — — — — — — — — — — — 180 — 175

Share Awards 2016 (4 Jahre) 5 267 241 — — — — — — — — — — — — 222 — 195

Gesamtvergütung (i. S. d § 162 AktG) 2.337 100% 2.216 1.885 100% 1.909 988 100% 114 1.178 100% 860 968 100% 704 1.580 100% 1.644

Versorgungsaufwand 753 — 652 215 — 128 135 — — 160 — — 178 — 82 199 — 137

1  Ausgleichszahlungen aufgrund von Gehaltsverlusten aus einem vorangegangenen Dienstverhältnis
2  davon Aufsichtsratsvergütung von Konzerngesellschaften: Herr Leue 256 (240) TEUR, Herr Dr. Lohmann 5 (0 ) TEUR, Herr Dr. Wicke 19 (14) TEUR
3 Für den Ausweis im Geschäftsjahr 2020 handelt es sich um Auszahlungen aus der einjährigen variablen Vergütung 2020
4  Für den Ausweis im Geschäftsjahr 2020 handelt es sich um Auszahlungen aus der Bonusbank 2016
5  Für den Ausweis im Geschäftsjahr 2020 handelt es sich um Auszahlungen aus den Share Awards 2015
6  Einschließlich der gewährten und geschuldeten Vergütung von der Hannover Rück SE in Höhe von 1.667 (1.717) TEUR, davon 840 TEUR Grundvergütung, 

683 TEUR STI, 14 TEUR Nebenleistungen  

Frühere Vorstandsmitglieder

Im Folgenden wird die im Geschäftsjahr 2021 den früheren Mitglie-
dern des Vorstands der Talanx gewährte und geschuldete Vergütung 
gemäß § 162 AktG ausgewiesen:

GEWÄHRTE UND GESCHULDETE VERGÜTUNG

Sven Fokkema
(bis 31. Dezember 2020)

Herbert Haas
(bis 8. Mai 2018)

Dr. Christian Hinsch
(bis 9. Mai 2019)

Dr. Immo Querner
(bis 31. August 2020)

Ulrich Wallin
(bis 9. Mai 2019)

in TEUR 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020

Grundvergütung — — 450 — — — — — — — — 425 — — —

Nebenleistungen — — 18 — — — — — — — — 12 — — —

Einjährige variable Vergütung 
(STI 2021) — — 358 — — — — — 566 — — 351 — — —

Mehrjährige variable Vergütung — — — 601 55% 577 409 81% 404 394 37% 383 755 75% 777

Bonusbank 2017 (3 Jahre) — — 258 — 271 164 — 193 167 — 179 286 — 307

Share Awards 2016 (4 Jahre) — — 343 — 306 245 — 211 227 — 204 469 — 470

Zahlung zur Abgeltung dienstvertraglicher Ansprüche 400 100% — — — — — — 963 489 46% 501 — — —

Ruhegeldzahlungen — — — 491 45% 495 98 19% 108 171 16% — 258 25% 259

Gesamtvergütung (i. S. d §162 AktG) 400 100% 826 1.092 100% 1.072 507 100% 2.041 1.054 100% 1.672 1.013 100% 1.036
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GEWÄHRTE UND GESCHULDETE VERGÜTUNG

Torsten Leue 
(Vorsitzender)

Vorsitzender seit 8. Mai 2018, 
Mitglied seit 1. September 2010

Jean-Jacques Henchoz 6

(Geschäftsbereichsvorstand)
seit 1. April 2019

Dr. Wilm Langenbach
(Geschäftsbereichsvorstand)

seit 1. Dezember 2020

Dr. Christopher Lohmann
(Geschäftsbereichsvorstand)

seit 1. August 2020

Dr. Edgar Puls
(Geschäftsbereichsvorstand)

seit 9. Mai 2019

Dr. Jan Wicke
(Finanzvorstand)

Finanzvorstand seit 1. September 2020, 
Mitglied seit 1. Mai 2014

in TEUR 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020

Grundvergütung 1.020 44% 850 960 51% 750 540 55% 45 640 54% 229 512 53% 360 646 41% 679

Nebenleistungen 10 — 12 14 1% 31 9 1% 1 17 1% 17 9 1% 9 6 — 2

Sonstiges 1 — — — 130 7% 130 — — — — — 400  — — — — — —

Einjährige variable Vergütung (STI 2021) 2, 3 860 37% 903 781 41% 998 439 44% 68 521 44% 214 447 46% 335 526 33% 593

Mehrjährige variable Vergütung 447 19% 451 — — — — — — — — — — — — 402 25% 370

Bonusbank 2017 (3 Jahre) 4 180 210 — — — — — — — — — — — — 180 — 175

Share Awards 2016 (4 Jahre) 5 267 241 — — — — — — — — — — — — 222 — 195

Gesamtvergütung (i. S. d § 162 AktG) 2.337 100% 2.216 1.885 100% 1.909 988 100% 114 1.178 100% 860 968 100% 704 1.580 100% 1.644

Versorgungsaufwand 753 — 652 215 — 128 135 — — 160 — — 178 — 82 199 — 137

1  Ausgleichszahlungen aufgrund von Gehaltsverlusten aus einem vorangegangenen Dienstverhältnis
2  davon Aufsichtsratsvergütung von Konzerngesellschaften: Herr Leue 256 (240) TEUR, Herr Dr. Lohmann 5 (0 ) TEUR, Herr Dr. Wicke 19 (14) TEUR
3 Für den Ausweis im Geschäftsjahr 2020 handelt es sich um Auszahlungen aus der einjährigen variablen Vergütung 2020
4  Für den Ausweis im Geschäftsjahr 2020 handelt es sich um Auszahlungen aus der Bonusbank 2016
5  Für den Ausweis im Geschäftsjahr 2020 handelt es sich um Auszahlungen aus den Share Awards 2015
6  Einschließlich der gewährten und geschuldeten Vergütung von der Hannover Rück SE in Höhe von 1.667 (1.717) TEUR, davon 840 TEUR Grundvergütung, 

683 TEUR STI, 14 TEUR Nebenleistungen  

Frühere Vorstandsmitglieder

Im Folgenden wird die im Geschäftsjahr 2021 den früheren Mitglie-
dern des Vorstands der Talanx gewährte und geschuldete Vergütung 
gemäß § 162 AktG ausgewiesen:

GEWÄHRTE UND GESCHULDETE VERGÜTUNG

Sven Fokkema
(bis 31. Dezember 2020)

Herbert Haas
(bis 8. Mai 2018)

Dr. Christian Hinsch
(bis 9. Mai 2019)

Dr. Immo Querner
(bis 31. August 2020)

Ulrich Wallin
(bis 9. Mai 2019)

in TEUR 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020

Grundvergütung — — 450 — — — — — — — — 425 — — —

Nebenleistungen — — 18 — — — — — — — — 12 — — —

Einjährige variable Vergütung 
(STI 2021) — — 358 — — — — — 566 — — 351 — — —

Mehrjährige variable Vergütung — — — 601 55% 577 409 81% 404 394 37% 383 755 75% 777

Bonusbank 2017 (3 Jahre) — — 258 — 271 164 — 193 167 — 179 286 — 307

Share Awards 2016 (4 Jahre) — — 343 — 306 245 — 211 227 — 204 469 — 470

Zahlung zur Abgeltung dienstvertraglicher Ansprüche 400 100% — — — — — — 963 489 46% 501 — — —

Ruhegeldzahlungen — — — 491 45% 495 98 19% 108 171 16% — 258 25% 259

Gesamtvergütung (i. S. d §162 AktG) 400 100% 826 1.092 100% 1.072 507 100% 2.041 1.054 100% 1.672 1.013 100% 1.036
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GEWÄHRTE UND GESCHULDETE VERGÜTUNG

Torsten Leue 
(Vorsitzender)

Vorsitzender seit 8. Mai 2018, 
Mitglied seit 1. September 2010

Jean-Jacques Henchoz 6

(Geschäftsbereichsvorstand)
seit 1. April 2019

Dr. Wilm Langenbach
(Geschäftsbereichsvorstand)

seit 1. Dezember 2020

Dr. Christopher Lohmann
(Geschäftsbereichsvorstand)

seit 1. August 2020

Dr. Edgar Puls
(Geschäftsbereichsvorstand)

seit 9. Mai 2019

Dr. Jan Wicke
(Finanzvorstand)

Finanzvorstand seit 1. September 2020, 
Mitglied seit 1. Mai 2014

in TEUR 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020

Grundvergütung 1.020 44% 850 960 51% 750 540 55% 45 640 54% 229 512 53% 360 646 41% 679

Nebenleistungen 10 — 12 14 1% 31 9 1% 1 17 1% 17 9 1% 9 6 — 2

Sonstiges 1 — — — 130 7% 130 — — — — — 400  — — — — — —

Einjährige variable Vergütung (STI 2021) 2, 3 860 37% 903 781 41% 998 439 44% 68 521 44% 214 447 46% 335 526 33% 593

Mehrjährige variable Vergütung 447 19% 451 — — — — — — — — — — — — 402 25% 370

Bonusbank 2017 (3 Jahre) 4 180 210 — — — — — — — — — — — — 180 — 175

Share Awards 2016 (4 Jahre) 5 267 241 — — — — — — — — — — — — 222 — 195

Gesamtvergütung (i. S. d § 162 AktG) 2.337 100% 2.216 1.885 100% 1.909 988 100% 114 1.178 100% 860 968 100% 704 1.580 100% 1.644

Versorgungsaufwand 753 — 652 215 — 128 135 — — 160 — — 178 — 82 199 — 137

1  Ausgleichszahlungen aufgrund von Gehaltsverlusten aus einem vorangegangenen Dienstverhältnis
2  davon Aufsichtsratsvergütung von Konzerngesellschaften: Herr Leue 256 (240) TEUR, Herr Dr. Lohmann 5 (0 ) TEUR, Herr Dr. Wicke 19 (14) TEUR
3 Für den Ausweis im Geschäftsjahr 2020 handelt es sich um Auszahlungen aus der einjährigen variablen Vergütung 2020
4  Für den Ausweis im Geschäftsjahr 2020 handelt es sich um Auszahlungen aus der Bonusbank 2016
5  Für den Ausweis im Geschäftsjahr 2020 handelt es sich um Auszahlungen aus den Share Awards 2015
6  Einschließlich der gewährten und geschuldeten Vergütung von der Hannover Rück SE in Höhe von 1.667 (1.717) TEUR, davon 840 TEUR Grundvergütung, 

683 TEUR STI, 14 TEUR Nebenleistungen  

GEWÄHRTE UND GESCHULDETE VERGÜTUNG

Sven Fokkema
(bis 31. Dezember 2020)

Herbert Haas
(bis 8. Mai 2018)

Dr. Christian Hinsch
(bis 9. Mai 2019)

Dr. Immo Querner
(bis 31. August 2020)

Ulrich Wallin
(bis 9. Mai 2019)

in TEUR 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020

Grundvergütung — — 450 — — — — — — — — 425 — — —

Nebenleistungen — — 18 — — — — — — — — 12 — — —

Einjährige variable Vergütung 
(STI 2021) — — 358 — — — — — 566 — — 351 — — —

Mehrjährige variable Vergütung — — — 601 55% 577 409 81% 404 394 37% 383 755 75% 777

Bonusbank 2017 (3 Jahre) — — 258 — 271 164 — 193 167 — 179 286 — 307

Share Awards 2016 (4 Jahre) — — 343 — 306 245 — 211 227 — 204 469 — 470

Zahlung zur Abgeltung dienstvertraglicher Ansprüche 400 100% — — — — — — 963 489 46% 501 — — —

Ruhegeldzahlungen — — — 491 45% 495 98 19% 108 171 16% — 258 25% 259

Gesamtvergütung (i. S. d §162 AktG) 400 100% 826 1.092 100% 1.072 507 100% 2.041 1.054 100% 1.672 1.013 100% 1.036



20

Vergütung32 Talanx Konzern Geschäft sbericht 2021

Vergütung des Aufsichtsrats

Grundsätze der Aufsichtsratsvergütung

Die von der Hauptversammlung festgelegte Vergütung für die Mit-
glieder des Aufsichtsrats ist in § 12 der Satzung der Gesellschaft gere-
gelt. Der Hauptversammlung wurde am 6. Mai 2021 ein neues Ver-
gütungssystem für den Aufsichtsrat zur Beschlussfassung vorgelegt. 
Das neue Vergütungssystem wurde von der Hauptversammlung mit 
einer Zustimmung von 99,9 % beschlossen und kommt seit dem 
1.  Januar 2021 zur Anwendung.

Im neuen Vergütungssystem erhalten die Mitglieder des Aufsichts-
rats eine reine Festvergütung, um die Unabhängigkeit des Aufsichts-
rats zu stärken und eine unbeeinflusste Wahrnehmung der Bera-
tungs- und Überwachungsfunktion zu gewährleisten. Die Festver-
gütung für jedes Mitglied des Aufsichtsrats beträgt 100.000  EUR. 
Entsprechend der Empfehlung des DCGK wird der höhere zeitliche 
Aufwand des Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden 
des Aufsichtsrats sowie der Vorsitzenden und Mitglieder von Aus-
schüssen durch eine zusätzliche Vergütung angemessen berücksich-
tigt. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Zweieinhalbfache 
der Festvergütung eines einfachen Aufsichtsratsmitglieds, jeder sei-
ner Stellvertreter das Eineinhalbfache. Den Mitgliedern des Finanz- 

und Prüfungsausschusses und des Ausschusses für Vorstandsange-
legenheiten wird jeweils eine weitere Vergütung in Höhe von 
25.000 EUR pro Mitglied gewährt. Die Vorsitzenden dieser Ausschüsse 
erhalten das Zweifache dieses Betrages. Das Sitzungsgeld beträgt 
1.000 EUR je Sitzung und wird bei mehreren Sitzungen an einem Tag 
nur einmal gezahlt, wobei auch die Teilnahme über Telefon- oder 
 Videokonferenz zum Bezug von Sitzungsgeld berechtigt. Das Sit-
zungsgeld wird jeweils am Tag der Sitzung gezahlt. Ferner werden die 
Mitglieder des Aufsichtsrats in eine im Interesse und auf Kosten der 
Gesellschaft von dieser in angemessener Höhe unterhaltene Ver-
mögensschaden-Haftpflichtversicherung (D&O-Versicherung) für 
Organ mitglieder und bestimmte Mitarbeiter des Talanx Konzerns 
einbezogen. Die Gesellschaft erstattet außerdem jedem Aufsichtsrats-
mitglied seine Auslagen sowie die auf seine Bezüge entfallende 
 Umsatzsteuer.

Gewährte und geschuldete Vergütung der 
 Aufsichtsratsmitglieder

Die gewährte und geschuldete Vergütung der Aufsichtsratsmit-
glieder im Geschäftsjahr 2021 ist nachfolgend nach den einzelnen 
Vergütungsbestandteilen aufgeschlüsselt dargestellt. Zudem enthält 
die Tabelle die relativen Anteile der Vergütungsbestandteile an der 
 Gesamtvergütung.

GEWÄHRTE UND GESCHULDETE VERGÜTUNG DES AUFSICHTSRATS

Vergütung für 
Aufsichtsratstätigkeit 1 Ausschussvergütung Sitzungsgeld

Aufsichtsratsbezüge 
von Konzern-

gesellschaften Gesamtvergütung

in TEUR 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020 2021 2020

Herbert K. Haas 250 229 100 100 14 14 187 142 551 485

Dr. Thomas Lindner 150 143 50 50 13 14 — — 213 207

Ralf Rieger 150 137 25 25 8 9 6 12 189 183

Antonia Aschendorf 100 91 — — 5 5 30 34 135 130

Benita Bierstedt 100 95 — — 5 4 — — 105 99

Rainer-Karl Bock-Wehr 100 91 — — 5 5 — 12 105 108

Sebastian L. Gascard 100 91 — — 5 5 14 17 119 113

Jutta Hammer 100 91 25 25 10 10 9 12 144 138

Dr. Hermann Jung 100 95 25 25 9 10 — — 134 130

Dirk Lohmann 100 95 — — 5 5 — — 105 100

Christoph Meister 100 95 — — 5 5 — — 105 100

Jutta Mück 100 91 25 25 9 9 14 17 148 142

Dr. Erhard Schipporeit 100 91 25 25 10 10 96 76 231 202

Prof. Dr. Jens Schubert 100 95 — — 5 5 — — 105 100

Norbert Steiner 100 95 25 25 9 9 — — 134 129

Angela Titzrath 100 95 — — 5 4 — — 105 99

1  Ab Geschäftsjahr 2021 besteht die Vergütung für die Aufsichtsratstätigkeit aus einer Festvergütung. 
Im Geschäftsjahr 2020 setzte sich die Vergütung für die Aufsichtsratstätigkeit aus einer Festvergütung und variablen Vergütung zusammen. 
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Vergleichende Darstellung der 
 Vergütungs- und Ertragsentwicklung

In Einklang mit den Anforderungen des § 162 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AktG 
zeigt die nachfolgende Tabelle eine vergleichende Darstellung der 
Vergütungsentwicklung der Vorstandsmitglieder, Aufsichtsratsmit-
glieder und der Arbeitnehmer sowie der Ertragsentwicklung der 
 Gesellschaft.

Für die Darstellung der Vorstands- und Aufsichtsratsvergütung wird 
auf die gewährte und geschuldete Vergütung gemäß §  162 AktG 
 abgestellt.

Für die Darstellung der durchschnittlichen Vergütung der Arbeitneh-
mer wird auf die Belegschaft des Talanx Konzerns in Deutschland ab-
gestellt. Die dargestellte Vergütung der Arbeitnehmer umfasst den 
Personalaufwand (exklusive Aufwand für Vorstandsvergütung) für 
Löhne und Gehälter, Nebenleistungen, Arbeitgeberanteile zur Sozial-
versicherung, dem Geschäftsjahr zuzurechnende variable Vergütungs-
bestandteile sowie im Fall von aktienbasierter Vergütung die im 
 Geschäftsjahr zugeflossenen Beträge.

VERGLEICHENDE DARSTELLUNG DER VERGÜTUNG DES VORSTANDS UND 
DER ARBEITNEHMER SOWIE DER ERTRAGSENTWICKLUNG

in TEUR 2021 2020
Veränderung 

2021/2020 

Aktive Vorstandsmitglieder

Torsten Leue 2.337 2.216 +5,5%

Jean-Jacques Henchoz 1.885 1.909  –1,3%

Dr. Wilm Langenbach 
(seit 1. Dezember 2020) 988 114 +767,0%

Dr. Christopher Lohmann 
(seit 1. August 2020) 1.178 860 +36,9%

Dr. Edgar Puls 968 704 +37,5%

Dr. Jan Wicke 1.580 1.644  –3,9%

Frühere Vorstandsmitglieder

Sven Fokkema 
(bis 31. Dezember 2020) 400 826  –51,6%

Herbert Haas (bis 8. Mai 2018) 1.092 1.072 +1,9%

Dr. Christian Hinsch 
(bis 9. Mai 2019) 507 2.041  –75,2%

Dr. Immo Querner 
(bis 31. August 2020) 1.054 1.672  –37,0%

Ulrich Wallin (bis 9. Mai 2019) 1.013 1.036  –2,2%

Aktive Aufsichtsratsmitglieder

Herbert K. Haas 551 485 +13,6%

Dr. Thomas Lindner 213 207 +2,9%

Ralf Rieger 189 183 +3,3%

Antonia Aschendorf 135 130 +3,8%

Benita Bierstedt 105 99 +6,1%

Rainer-Karl Bock-Wehr 105 108  –2,8%

Sebastian L. Gascard 119 113 +5,3%

Jutta Hammer 144 138 +4,3%

Dr. Hermann Jung 134 130 +3,1%

Dirk Lohmann 105 100 +5,0%

Christoph Meister 105 100 +5,0%

Jutta Mück 148 142 +4,2%

Dr. Erhard Schipporeit 231 202 +14,4%

Prof. Dr. Jens Schubert 105 100 +5,0%

Norbert Steiner 134 129 +3,9%

Angela Titzrath 105 99 +6,1%

Arbeitnehmer in Deutschland

Durchschnittsvergütung 89 86 +3,5%

in Mio. EUR 2021 2020 1

Veränderung 
2021/2020 

Ertragsentwicklung 

Jahresüberschuss der Talanx AG 
nach HGB 495 553  –10,5%

Konzernergebnis 1.011 648 +50,6%

1  Angepasst gemäß IAS 8, siehe Kapitel „Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden“ 
im Konzernanhang 
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Prüfungsvermerk des 
 Wirtschaftsprüfers

An die Talanx AG, Hannover

Wir haben den zur Erfüllung des § 162 AktG aufgestellten Vergütungs-
bericht der Talanx AG, Hannover, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2021 bis zum 31.  Dezember 2021 einschließlich der dazugehörigen 
Angaben geprüft.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und
des Aufsichtsrats 

Die gesetzlichen Vertreter und der Aufsichtsrat der Talanx AG sind 
verantwortlich für die Aufstellung des Vergütungsberichts, ein-
schließlich der dazugehörigen Angaben, der den Anforderungen des 
§ 162 AktG entspricht. Die gesetzlichen Vertreter und der Aufsichtsrat 
sind auch verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als 
 notwendig erachten, um die Aufstellung eines Vergütungsberichts, 
einschließlich der dazugehörigen Angaben, zu ermöglichen, der frei 
von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Angaben ist. 

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage unserer Prüfung ein Urteil 
zu diesem Vergütungsbericht, einschließlich der dazugehörigen An-
gaben, abzugeben. Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
 Danach haben wir die Berufspflichten einzuhalten und die Prüfung 
so zu planen und durchzuführen, dass hinreichende Sicherheit darü-
ber erlangt wird, ob der Vergütungsbericht, einschließlich der da-
zugehörigen Angaben, frei von wesentlichen falschen Angaben ist.

Eine Prüfung umfasst die Durchführung von Prüfungshandlungen, 
um Prüfungsnachweise für die im Vergütungsbericht enthaltenen 
Wertansätze einschließlich der dazugehörigen Angaben zu erlangen. 
Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen 
 Ermessen des Wirtschaftsprüfers. Dies schließt die Beurteilung der 
Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – fal-
scher Angaben im Vergütungsbericht einschließlich der dazugehöri-
gen Angaben ein. Bei der Beurteilung dieser Risiken berücksichtigt 
der Wirtschaftsprüfer das interne Kontrollsystem, das relevant ist für 
die Aufstellung des Vergütungsberichts einschließlich der dazuge-
hörigen Angaben. Ziel hierbei ist es, Prüfungshandlungen zu planen 
und durchzuführen, die unter den gegebenen Umständen angemes-
sen sind, jedoch nicht, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des inter-
nen Kontrollsystems des Unternehmens abzugeben. Eine Prüfung 
umfasst auch die Beurteilung der angewandten Rechnungslegungs-
methoden, der Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
und dem Aufsichtsrat ermittelten geschätzten Werte in der Rech-
nungslegung sowie die Beurteilung der Gesamtdarstellung des 
 Vergütungsberichts einschließlich der dazugehörigen Angaben.

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und angemessen sind, um als Grundlage für unser 
Prüfungsurteil zu dienen.

Prüfungsurteil

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse entspricht der Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 
1.  Januar 2021 bis zum 31.  Dezember 2021 einschließlich der dazu-
gehörigen Angaben in allen wesentlichen Belangen den Rechnungs-
legungsbestimmungen des § 162 AktG. 

Hinweis auf einen sonstigen Sachverhalt – Formelle 
Prüfung des Vergütungsberichts nach § 162 AktG

Die in diesem Prüfungsvermerk beschriebene inhaltliche Prüfung 
des Vergütungsberichts umfasst die von § 162 Abs. 3 AktG geforderte 
formelle Prüfung des Vergütungsberichts, einschließlich der Ertei-
lung eines Vermerks über diese Prüfung. Da wir ein uneingeschränk-
tes Prüfungsurteil über die inhaltliche Prüfung des Vergütungs-
berichts abgeben, schließt dieses Prüfungsurteil ein, dass die 
Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG in allen wesentlichen Belangen 
im Vergütungsbericht gemacht worden sind.

Verwendungsbeschränkung

Wir erteilen diesen Prüfungsvermerk auf Grundlage des mit der 
Talanx AG geschlossenen Auftrags. Die Prüfung wurde für Zwecke der 
Gesellschaft durchgeführt und der Prüfungsvermerk ist nur zur 
 Information der Gesellschaft über das Ergebnis der Prüfung be-
stimmt. Unsere Verantwortung für die Prüfung und für unseren Prü-
fungsvermerk besteht gemäß diesem Auftrag allein der Gesellschaft 
gegenüber. Der Prüfungsvermerk ist nicht dazu bestimmt, dass 
 Dritte hierauf gestützt (Anlage und/oder Vermögens-) Entscheidun-
gen treffen. Dritten gegenüber übernehmen wir demzufolge keine 
Verantwortung, Sorgfaltspflicht oder Haftung; insbesondere sind 
keine Dritten in den Schutzbereich dieses Vertrages einbezogen. 
§  334 BGB, wonach Einwendungen aus einem Vertrag auch Dritten 
entgegengehalten werden können, ist nicht abbedungen.

Hannover, den 10. März 2022

PricewaterhouseCoopers GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Florian Möller Janna Brüning
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin



7.	 Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien sowie zum 
Ausschluss des Andienungs- und Bezugsrechts und Aufhebung der bisherigen Ermächtigung 
Die von der Hauptversammlung am 11. Mai 2017 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb eigener 
Aktien endet am 10. Mai 2022. Um der Gesellschaft weiterhin den Erwerb und die anschließende 
Verwendung eigener Aktien für weitere fünf Jahre zu ermöglichen, soll unter Aufhebung der aus-
laufenden Ermächtigung eine neue Ermächtigung erteilt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a)	 Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien

aa)	� Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 4. Mai 2027 eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des 
derzeitigen Grundkapitals oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Aus-
übung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals im Rahmen der gesetzlichen Bestim
mungen zu jedem zulässigen Zweck nach Maßgabe der folgenden Vorgaben zu erwerben. Dabei 
darf der Bestand der aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien zusammen 
mit anderen eigenen Aktien, die sich bereits im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach 
§§ 71d und 71e AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 10 % des jeweiligen Grundkapitals 
der Gesellschaft übersteigen. Die zeitliche Befristung gilt nur für den Erwerb, nicht für das Hal-
ten der Aktien. 

		  Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

	▪ über die Börse,

	▪ mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder

	▪ mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe  
von Verkaufsangeboten.

(1)	� Soweit der Erwerb der Aktien über die Börse erfolgt, darf der von der Gesellschaft gezahlte 
Erwerbspreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den durch die Eröffnungsauktion im XETRA-
Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem an der Frankfurter Wertpapierbörse) 
ermittelten Börsenkurs von Aktien gleicher Gattung der Gesellschaft an dem Tag des Abschlus-
ses des Verpflichtungsgeschäftes zum Erwerb um nicht mehr als 10 % überschreiten und um 
nicht mehr als 20 % unterschreiten.

(2)	� Soweit der Erwerb aufgrund eines öffentlichen Kaufangebots erfolgt, darf der von der Gesell-
schaft angebotene und gezahlte Erwerbspreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den arith-
metischen Mittelwert der Aktienkurse (Schlussauktionspreise von Aktien gleicher Gattung der 
Gesellschaft im XETRA-Handel oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem an der Frankfurter 
Wertpapierbörse) an den letzten fünf Börsenhandelstagen vor dem Tag der Veröffentlichung des 
Angebotes um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. 

(3)	� Soweit der Erwerb mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten erfolgt, darf der von der Gesellschaft gezahlte Erwerbspreis je 
Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den arithmetischen Mittelwert der Aktienkurse (Schluss
auktionspreise von Aktien gleicher Gattung der Gesellschaft im XETRA-Handel oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem an der Frankfurter Wertpapierbörse) an den letzten fünf Börsen
handelstagen vor dem Tag der Annahme der Verkaufsofferten um nicht mehr als 10 % über-
schreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten.

Tagesordnung und Vorschläge zur Beschlussfassung (Fortsetzung)

23



24

		  �Ergeben sich nach Veröffentlichung eines öffentlichen Kaufangebots oder einer öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erhebliche Kursabweichungen vom gebotenen 
Kauf- bzw. Verkaufspreis oder den Grenzwerten einer etwaigen Kauf- bzw. Verkaufspreisspanne, 
so können das Angebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten angepasst 
werden. In diesem Fall bestimmt sich der maßgebliche Betrag nach dem entsprechenden Kurs 
am letzten Börsenhandelstag vor der endgültigen Entscheidung des Vorstands über die Anpas-
sung; die 10 %-Grenze für das Überschreiten und die 20 %-Grenze für das Unterschreiten sind auf 
diesen Betrag anzuwenden. 

		�  Das Volumen eines öffentlichen Kaufangebotes bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 
von Verkaufsangeboten kann begrenzt werden. Sofern ein öffentliches Kaufangebot bzw. eine 
öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten überzeichnet ist, kann der Erwerb 
nach dem Verhältnis der Beteiligungen der andienenden Aktionäre zueinander (Beteiligungs-
quoten) oder nach dem Verhältnis der angedienten Aktien (Andienungsquoten) erfolgen. Eine 
bevorrechtigte Berücksichtigung geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je 
Aktionär kann vorgesehen werden. Darüber hinaus kann zur Vermeidung rechnerischer Bruch-
teile von Aktien kaufmännisch gerundet werden. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht 
ist ausgeschlossen. Das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
können weitere Bedingungen vorsehen. Die näheren Einzelheiten bestimmt jeweils der Vorstand.

bb)	�Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund dieser oder früherer Ermächtigungen gemäß  
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats zu allen 
gesetzlich zulässigen Zwecken zu verwenden, insbesondere zu folgenden:

(1)	� Die Aktien können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder deren Durchführung eines 
weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Der Vorstand kann bestimmen, dass die Ein
ziehung nicht zu einer Herabsetzung des Grundkapitals führt, sondern sich der Anteil der übri-
gen Aktien am Grundkapital erhöht. Der Vorstand ist in diesem Fall zur Anpassung der Zahl der 
Stückaktien in der Satzung ermächtigt.

(2)	� Die Aktien können über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre im  
Verhältnis ihrer Beteiligungsquote veräußert werden. 

(3)	� Die Aktien können in anderer Weise als über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot an 
alle Aktionäre veräußert werden, sofern die Veräußerung gegen Barzahlung und zu einem Preis 
erfolgt, der den Börsenpreis von Aktien gleicher Ausstattung der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 
Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet.  

(4)	� Die Aktien können gegen Sachleistung, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammen-
schlüssen oder im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteili-
gungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen, einschließlich Forderungen 
gegen die Gesellschaft, angeboten und übertragen werden. Anbieten und übertragen in diesem 
Sinne umfasst auch die Einräumung und Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten. 

(5)	� Die Aktien können zur Bedienung von Erwerbsrechten oder Erwerbspflichten auf Aktien der Gesell
schaft aus oder im Zusammenhang mit von der Gesellschaft unmittelbar oder durch eine 
ihr nachgeordnete Konzerngesellschaft begebenen (i) Schuldverschreibungen (Wandel- oder 
Optionsanleihen), (ii) Gewinnschuldverschreibungen mit Wandlungs- und Optionsrechten oder 
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Wandlungspflichten, (iii) Genussrechten mit der Möglichkeit zur Verbindung mit Wandlungs- 
und Optionsrechten oder (bedingten) Wandlungspflichten und/oder (iv) Namensschuldver-
schreibungen verwendet werden. 

(6)	� Die Aktien können an Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einer 
ihrer Konzerngesellschaften im Sinne des § 18 AktG stehen oder standen, sowie an Organmit-
glieder einer ihrer Konzerngesellschaften im Sinne des § 18 AktG im Rahmen von aktienbasier-
ten Vergütungs- bzw. Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen entgeltlich oder unentgeltlich zum 
Erwerb angeboten, zugesagt oder übertragen werden.

cc)	� Die vorstehenden Ermächtigungen zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien können 
unabhängig voneinander jeweils ganz oder teilweise, einmal oder mehrmals, einzeln oder 
gemeinsam durch die Gesellschaft oder mit ihr verbundene Unternehmen oder für ihre oder 
deren Rechnung durch Dritte im Sinne von § 71d AktG ausgeübt werden.

dd)	�In den Fällen des Buchstaben bb) (3), (4), (5) und (6) ist ein Bezugsrecht der Aktionäre ausge-
schlossen. Beim öffentlichen Angebot an alle Aktionäre nach Buchstabe bb) (2) gilt dies, soweit 
es zur Vermeidung von Spitzenbeträgen notwendig ist. Im Fall des Buchstaben bb) (3) ist die 
Ermächtigung beschränkt auf die Veräußerung von Aktien, auf die insgesamt ein anteiliger 
Betrag von höchstens 10 % des derzeitigen Grundkapitals oder – falls dieser Wert geringer ist – 
des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals entfällt. Auf 
den Betrag von 10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer entsprechenden Ermächtigung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert wurden. 

b)	� Aufhebung der Ermächtigung vom 11. Mai 2017

		�  Mit Wirksamwerden des Beschlusses über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien nach Tagesordnungspunkt 7 Buchstabe a) wird die von der Hauptversammlung 
am 11. Mai 2017 unter Tagesordnungspunkt 6 Buchstabe a) beschlossene Ermächtigung zum 
Erwerb eigener Aktien aufgehoben. 

8.	 Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Einsatz von Derivaten im Rahmen des Erwerbs eigener 
Aktien und Aufhebung der bisherigen Ermächtigung 
In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 7 zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Ermächti-
gung zum Erwerb eigener Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG soll die Gesellschaft ermächtigt werden, 
eigene Aktien auch unter Einsatz von Derivaten zu erwerben. Dadurch soll das Volumen an Aktien, 
das insgesamt erworben werden darf, nicht erhöht werden; es werden lediglich weitere Handlungs
alternativen zum Erwerb eigener Aktien eröffnet. Diese Ermächtigung soll die Gesellschaft in kei-
ner Weise beschränken, Derivate einzusetzen, soweit dies gesetzlich ohne eine Ermächtigung der 
Hauptversammlung zulässig ist.
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a)	 Ermächtigung zum Einsatz von Derivaten im Rahmen des Erwerbs eigener Aktien

aa)	� Der Erwerb eigener Aktien gemäß Tagesordnungspunkt 7 Buchstabe a) dieser Hauptversamm-
lung darf auch unter Einsatz von Verkaufsoptionen (Put-Optionen) bzw. Kaufoptionen (Call-
Optionen), Termingeschäften oder sonstigen Eigenkapitalderivaten oder einer Kombination 
dieser Instrumente (alles im Folgenden: „Derivate“) erfolgen. 

bb)	�Der Einsatz von Derivaten erfolgt nach Wahl des Vorstands mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
unter Ausnutzung einer oder mehrerer der folgenden Möglichkeiten:

(1)	 �Die Begebung oder der Erwerb der Derivate können über die Derivatebörse EUREX oder ein 
vergleichbares Nachfolgesystem vorgenommen werden. In diesem Fall hat die Gesellschaft 
die Aktionäre vor der geplanten Begebung bzw. vor dem geplanten Erwerb der Derivate durch 
Bekanntmachung in den Gesellschaftsblättern zu informieren. Die Derivate können auch bei 
zeitgleicher Begebung oder zeitgleichem Erwerb für unterschiedliche Verfallstermine unter-
schiedliche Ausübungspreise vorsehen.

(2)	� Die Begebung oder der Erwerb der Derivate können mit einem oder mehreren Kreditinstituten 
oder nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Kreditwesengesetzes tätigen 
Unternehmen (nachfolgend jeweils: „Finanzinstitut“) oder mit einer oder mehreren anderen 
geeigneten und im Derivategeschäft erfahrenen Vertragsparteien mit der Maßgabe abge-
schlossen werden, dass dieses Finanzinstitut bzw. diese Vertragspartei auf Grundlage der Deri-
vate nur Aktien liefert, die zuvor unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes erworben 
wurden, insbesondere durch Erwerb über die Börse.

(3)	� Die Begebung oder der Erwerb der Derivate können allen Aktionären öffentlich angeboten 
werden oder mit einem Finanzinstitut mit der Maßgabe abgeschlossen werden, dass dieses die 
entsprechenden Derivate allen Aktionären zum Bezug anbietet. Das Volumen eines öffentlichen 
Angebots kann begrenzt werden. Sofern ein öffentliches Angebot überzeichnet ist, kann die 
Begebung oder der Erwerb nach dem Verhältnis der Beteiligungen der zeichnenden Aktionäre 
zueinander (Beteiligungsquoten) oder nach dem Verhältnis der Zeichnungen (Zeichnungsquo-
ten) erfolgen. Eine bevorrechtigte Berücksichtigung geringer Stückzahlen (Derivate in Bezug auf 
bis zu 100 Aktien je Aktionär) kann vorgesehen werden. Darüber hinaus kann zur Vermeidung 
rechnerischer Bruchteile kaufmännisch gerundet werden. Das Kaufangebot kann weitere Bedin-
gungen vorsehen. Die näheren Einzelheiten bestimmt der Vorstand.

		�  Die Laufzeit der Derivate darf jeweils höchstens 18 Monate betragen und muss so gewählt wer-
den, dass der Aktienerwerb in Ausübung der Optionen spätestens am 4. Mai 2027 erfolgt. Der 
Erwerb unter Einsatz von Derivaten ist auf Aktien in einem Umfang von höchstens 5 % des der-
zeitigen Grundkapitals oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung 
der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals beschränkt.

cc)	� Die von der Gesellschaft für den Erwerb von Derivaten gezahlte bzw. für die Begebung von Deri-
vaten vereinnahmte Prämie darf von dem nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 
ermittelten theoretischen Marktwert der jeweiligen Derivate nicht wesentlich abweichen. Der 
bei Ausübung der Optionen zu zahlende Kaufpreis je Aktie darf den am Tag des Abschlusses des 
Derivatgeschäfts durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs für Aktien der Gesellschaft im 
XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem an der Frankfurter Wertpapierbörse) 
um nicht mehr als 10 % überschreiten und nicht mehr als 20 % unterschreiten (jeweils ohne 
Erwerbsnebenkosten, aber unter Berücksichtigung der erhaltenen oder gezahlten Optionsprämie).
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dd)	�Werden eigene Aktien unter Einsatz von Derivaten nach Buchstabe bb) (1) und/oder (2) erwor-
ben, ist ein Recht der Aktionäre, solche Derivatgeschäfte mit der Gesellschaft abzuschließen, in 
entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen. Ein Recht der Akti-
onäre auf Abschluss von Derivatgeschäften ist auch insoweit ausgeschlossen, als im Fall des 
Buchstaben bb) (3) eine bevorrechtigte Berücksichtigung geringer Stückzahlen stattfindet. Akti-
onäre haben ein Recht auf Andienung ihrer Aktien gegenüber der Gesellschaft nur, soweit die 
Gesellschaft ihnen gegenüber aus den Derivatgeschäften zur Abnahme der Aktien verpflichtet 
ist. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist ausgeschlossen.

ee)	� Für die Verwendung eigener Aktien, die aufgrund dieser Ermächtigung unter Einsatz von Deri-
vaten erworben werden, finden die Regelungen in Tagesordnungspunkt 7 Buchstaben a) bb), cc) 
und dd) Anwendung.

b)	 Aufhebung der Ermächtigung vom 11. Mai 2017

		  �Mit Wirksamwerden des Beschlusses über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien unter 
Einsatz von Derivaten im Rahmen des Erwerbs eigener Aktien nach Tagesordnungspunkt 8 
Buchstabe a) wird die von der Hauptversammlung am 11. Mai 2017 unter Tagesordnungspunkt 
7 Buchstabe a) beschlossene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Deri-
vaten aufgehoben. 

9.	 Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Namensschuldverschreibungen mit  
bedingten Wandlungspflichten und der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts, über die  
Schaffung eines bedingten Kapitals I, über die Änderung der Satzung sowie über die Aufhebung  
der bestehenden Ermächtigung und des bestehenden bedingten Kapitals I
Die von der Hauptversammlung am 11. Mai 2017 beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe von 
Namensschuldverschreibungen endet am 10. Mai 2022. Um der Gesellschaft weiterhin die Ausgabe 
von Namensschuldverschreibungen für weitere fünf Jahre zu ermöglichen, soll unter Aufhebung der 
auslaufenden Ermächtigung eine neue Ermächtigung erteilt werden. Zur Bedienung der Namens-
schuldverschreibungen soll zudem unter Aufhebung des bestehenden bedingten Kapitals I ein 
neues bedingtes Kapital I geschaffen und eine entsprechende Änderung der Satzung beschlossen 
werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a)	� Ermächtigung zur Ausgabe von Namensschuldverschreibungen mit der Möglichkeit zum  
Ausschluss des Bezugsrechts

aa)	 Laufzeit der Ermächtigung, Nennbetrag

		�  Der Vorstand wird ermächtigt, mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 4. Mai 2027 
einmalig oder mehrmals auf den Namen lautende Schuldverschreibungen mit oder ohne Lauf-
zeitbegrenzung im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 750.000.000,00 (in Worten: siebenhun-
dertfünfzig Millionen Euro) („Namensschuldverschreibungen“) auszugeben und den Gläubigern 
der Namensschuldverschreibungen, ohne Einräumung von Umtausch- oder Bezugsrechten, 
bedingte Wandlungspflichten auf bis zu 75.000.000 (in Worten: fünfundsiebzig Millionen) 
Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,25 (in 
Worten: ein Euro und fünfundzwanzig Cent) aufzuerlegen.



28

		�  Die Namensschuldverschreibungen können auch durch ein nachgeordnetes Konzernunter-
nehmen der Gesellschaft im Sinne des § 18 AktG ausgegeben werden. Für diesen Fall wird der 
Vorstand ermächtigt, für die Gesellschaft die Garantie für die Namensschuldverschreibungen 
zu übernehmen und den Gläubigern der Namensschuldverschreibungen bedingte Wandlungs-
pflichten auf Stückaktien der Gesellschaft aufzuerlegen.

bb)	Bezugsrechtsausschluss

		�  Der Vorstand wird ermächtigt, mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre auf die Namensschuldverschreibungen vollständig auszuschließen. 

cc)	 Bedingte Wandlungspflicht

		�  Die Gläubiger der Namensschuldverschreibungen sind verpflichtet, ihre Namensschuldver
schreibungen im Falle der Erfüllung der nachfolgenden aufschiebenden Bedingungen zu 
wandeln:

(1)	� (A) die Hauptversammlung der Gesellschaft hat eine Erhöhung des Grundkapitals der Gesell-
schaft oder (B) der Vorstand der Gesellschaft hat, sofern erforderlich mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats, die Ausnutzung eines genehmigten Kapitals der Gesellschaft zur Ausgabe neuer 
Aktien beschlossen, jeweils gegen Einlagen und unter Gewährung von Bezugsrechten an die 
Aktionäre der Gesellschaft („Kapitalerhöhung“);

(2)	� die Gläubiger der Namensschuldverschreibungen haben auf ihr Bezugsrecht für die neuen 
Aktien aus der Kapitalerhöhung insoweit verzichtet, wie sie Aktien der Gesellschaft aus der 
bedingten Pflichtwandlung der begebenen Namensschuldverschreibungen erhalten;

(3)	� der Bezugspreis für die in Ausübung des Bezugsrechts von den Aktionären der Gesellschaft  
(mit Ausnahme der Gläubiger) bezogenen Aktien wurde festgesetzt;

(4)	� die (ggf. teilweise) Durchführung der Kapitalerhöhung in Bezug auf die von den Aktionären  
der Gesellschaft (mit Ausnahme der Gläubiger) bezogenen Aktien wurde in das Handelsregister  
der Gesellschaft eingetragen; und

(5)	� das zu wandelnde Kapital der Namensschuldverschreibungen steht zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Kapitalerhöhung noch aus und ist nicht zur Rückzahlung fällig.

		�  Sofern die Gläubiger der Namensschuldverschreibungen bei voller Wandlung aller ausstehen-
den Namensschuldverschreibungen mehr Aktien der Gesellschaft erhalten würden, als sie  
aufgrund ihres Bezugsrechts in der Kapitalerhöhung beziehen könnten, erfolgt die Wandlung 
nur so weit, dass die Anzahl der aufgrund der Wandlung zu liefernden Aktien der Gesellschaft 
der Zahl der Bezugsaktien entspricht.

		�  Sofern und soweit nach einer Pflichtwandlung Namensschuldverschreibungen fortbestehen, 
sind die Gläubiger verpflichtet, die verbliebenen Namensschuldverschreibungen nach Maßgabe 
der vorgenannten Bedingungen zu wandeln, wenn die Bedingungen erneut erfüllt sind.

		  Die weiteren Einzelheiten legt der Vorstand fest.
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dd)	�Wandlungsverhältnis

		�  Die Anzahl der infolge der Wandlung an die Gläubiger zu liefernden Aktien (Wandlungsverhält
nis) berechnet sich durch die Division der Nennwerte der zu wandelnden Namensschuldver-
schreibungen durch den im Rahmen der Kapitalerhöhung von der Gesellschaft festgelegten 
Bezugspreis in Bezug auf die von den Aktionären der Gesellschaft (mit Ausnahme der Gläubi-
ger) bezogenen Aktien und ist begrenzt auf die Anzahl der Aktien der Gesellschaft, welche die 
Gläubiger aufgrund ihres Bezugsrechts in der Kapitalerhöhung hätten beziehen können, wenn 
sie insoweit nicht auf ihr Bezugsrecht verzichtet hätten.

ee) Sonstige Regelungen

		�  Die Anleihebedingungen können vorsehen, dass die Namensschuldverschreibungen nach Wahl 
der Gesellschaft statt in Aktien aus bedingtem Kapital nach freiem Ermessen der Gesellschaft in 
bereits existierende Aktien der Gesellschaft gewandelt werden können.

		�  Sofern bei der Pflichtwandlung die Anzahl der als bedingtes Kapital I verfügbaren Aktien der 
Gesellschaft nicht ausreicht, um eine Anzahl an Aktien der Gesellschaft zu liefern, die der Zahl 
der Bezugsaktien entspricht, werden die Namensschuldverschreibungen nur insoweit gewan-
delt, wie das bedingte Kapital I ausreicht. Die Gläubiger sind berechtigt, aus diesem Grund nicht 
oder nicht vollständig gewandelte Namensschuldverschreibungen ganz oder teilweise zur sofor-
tigen Rückzahlung zu kündigen. Sie haben die Wahl, ob sie in Ausübung ihrer Bezugsrechte (i) 
den Rückzahlungsanspruch für alle gekündigten und fällig gestellten Namensschuldverschrei-
bungen bis höchstens zu dem Wert, der für den Bezug der dem Gläubiger zustehenden Aktien 
erforderlich ist, als Sacheinlage einbringen oder (ii) den entsprechenden Wert als Bareinlage 
einbringen. Das Recht, ihre Bezugsrechte gegen Bareinlage auszuüben, steht den Gläubigern 
auch insoweit zu, als der Wert der unter (i) als Sacheinlage eingebrachten Rückzahlungsansprü-
che nicht zur Ausübung sämtlicher den Gläubigern zustehenden Bezugsrechte ausreicht.

		�  Auf die Namensschuldverschreibungen aufgelaufene Zinsansprüche werden nicht eingebracht 
und sind bei Fälligkeit der Namensschuldverschreibungen zahlbar.

		�  Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung 
der Namensschuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs und Stückelung 
festzulegen.

b)	 Schaffung des bedingten Kapitals I

		�  Zur Bedienung von aufgrund der vorstehenden Ermächtigung unter a) begebenen Namens-
schuldverschreibungen wird ein bedingtes Kapital I geschaffen.

		�  Das Grundkapital wird um bis zu EUR 93.750.000,00 (in Worten: dreiundneunzig Millionen sieben
hundertfünfzigtausend Euro) durch Ausgabe von bis zu 75.000.000 (in Worten: fünfundsiebzig 
Millionen) neuen Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,25 
(in Worten: ein Euro und fünfundzwanzig Cent) bedingt erhöht (bedingtes Kapital I). Die Art der 
Stückaktien bestimmt sich nach dem im Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien bestehenden Aktien-
typ. Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Stückaktien an die Gläubiger von 
Namensschuldverschreibungen, die aufgrund vorstehender Ermächtigung unter Buchstabe a) bis 
zum 4. Mai 2027 von der Gesellschaft oder einem nachgeordneten Konzernunternehmen der 



30

Gesellschaft im Sinne des § 18 AktG gegen Bareinlage ausgegeben werden, bei Erfüllung der beding-
ten Wandlungspflichten. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorste-
hend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses zu bestimmenden Wandlungsverhältnis.

		�  Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Begebung von Namensschuldverschreibungen 
gemäß dem Ermächtigungsbeschluss unter Buchstabe a) dieses Tagesordnungspunkts der 
Hauptversammlung vom 5. Mai 2022 und nur insoweit durchzuführen, wie zur Wandlung 
verpflichtete Gläubiger von Namensschuldverschreibungen ihre Verpflichtung zur Wandlung 
erfüllen. Die neuen Aktien teilen die Gattung der im Rahmen der jeweiligen Kapitalerhöhung  
an die Investoren begebenen Aktien.

		�  Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten  
Kapitalerhöhung festzusetzen.

		�  Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von §§ 5 und 6 der Satzung entsprechend der 
jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen damit in Zusammenhang 
stehenden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen. Entspre-
chendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Namensschuld-
verschreibungen nach Ablauf des Ermächtigungszeitraums.

c)	 Satzungsänderung

		�  In die Satzung wird unter Aufhebung des bisherigen § 6 Absatz 1 folgender § 6 Absatz 1 neu 
eingefügt:

		�  „(1) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 93.750.000,00 (in Worten: dreiundneunzig Millionen 
siebenhundertfünfzigtausend Euro), eingeteilt in bis zu 75.000.000 (in Worten: fünfundsieb-
zig Millionen) Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,25 (in 
Worten: ein Euro und fünfundzwanzig Cent), bedingt erhöht (bedingtes Kapital I). Die Art der 
Stückaktien bestimmt sich nach dem im Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien bestehenden Aktien
typ. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die zur Wandlung 
verpflichteten aus gegen Bareinlage ausgegebenen Namensschuldverschreibungen, die von 
der Gesellschaft oder einem nachgeordneten Konzernunternehmen der Gesellschaft im Sinne 
des § 18 des Aktiengesetzes aufgrund des unter Tagesordnungspunkt 9 Buchstabe a) gefassten 
Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 5. Mai 2022 bis zum 4. Mai 2027 aus
gegeben bzw. garantiert werden, ihre Verpflichtung zur Wandlung erfüllen. Die Ausgabe der 
neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbe-
schlusses zu bestimmenden Wandlungsverhältnis. Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“

d)	 Aufhebung des bestehenden bedingten Kapitals I vom 11. Mai 2017

		�  Mit Wirksamkeit des Beschlusses über die Ermächtigung zur Ausgabe von Namensschuld
verschreibungen mit bedingten Wandlungspflichten und der Möglichkeit zum Ausschluss des 
Bezugsrechts, über die Schaffung eines bedingten Kapitals I sowie über die Änderung der Sat-
zung nach Tagesordnungspunkt 9 Buchstabe a), b) und c) wird der von der Hauptversammlung 
am 11. Mai 2017 getroffene Beschluss zur Ermächtigung zur Ausgabe von Namensschuldver-
schreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie Schaffung eines bedingten Kapitals I 
aufgehoben. 
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10.	 Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen (Wandel- und 
Optionsanleihen) und Gewinnschuldverschreibungen sowie Genussrechten mit der Möglichkeit zur 
Verbindung mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder (bedingten) Wandlungspflichten sowie nach-
rangiger Finanzinstrumente ohne Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten, soweit 
sie § 221 AktG unterfallen, und zum Ausschluss des Bezugsrechts, über die Schaffung eines bedingten 
Kapitals II, über die Änderung der Satzung sowie über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung 
und des bestehenden bedingten Kapitals II
Die von der Hauptversammlung am 11. Mai 2017 beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe von 
Schuldverschreibungen, Gewinnschuldverschreibungen sowie Genussrechten endet am 10. Mai 
2022. Um der Gesellschaft weiterhin die Ausgabe von Schuldverschreibungen, Gewinnschuldver-
schreibungen sowie Genussrechten für weitere fünf Jahre zu ermöglichen, soll unter Aufhebung  
der auslaufenden Ermächtigung eine neue Ermächtigung erteilt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a)	� Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen (Wandel- und Optionsanleihen), 
Gewinnschuldverschreibungen sowie Genussrechten

aa)	 Ermächtigung, Volumen, Nennbetrag, Laufzeit

		  �Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats und nach Maßgabe der 
nachfolgenden Bedingungen bis zum 4. Mai 2027 einmalig oder mehrfach sowohl Schuld-
verschreibungen (Wandel- und Optionsanleihen), Gewinnschuldverschreibungen und/oder 
Genussrechte, die jeweils auch mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder (bedingten) Wand-
lungspflichten verbunden sein können, und/oder nachrangige (hybride) Finanzinstrumente 
zur Schaffung von Eigenmittelbestandteilen im Sinne des § 89 Versicherungsaufsichtsgesetz 
(VAG) (bzw. einer Nachfolgeregelung) bzw. im Sinne der sog. Solvabilität (Solvency) II-Richtlinie 
(Richtlinie 2009/138/EG) und darauf bezogener nationaler oder von der Europäischen Uni-
on beschlossener Umsetzungsmaßnahmen in ihrer jeweils geltenden Fassung, soweit ihre 
Begebung etwa wegen einer gewinnabhängigen Verzinsung, der Ausgestaltung der Verlustteil-
nahme oder aus anderen Gründen der Zustimmung der Hauptversammlung nach § 221 AktG 
bedarf (nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 500.000.000,00 (in Worten: fünfhundert Millionen Euro) mit unbegrenzter Laufzeit oder 
einer begrenzten Laufzeit von bis zu 30 Jahren zu begeben. Die Schuldverschreibungen können 
auch gegen Sachleistungen begeben werden, sofern der Wert der Sachleistung dem Ausgabe-
preis entspricht. Sie können ferner unter Beachtung des zulässigen Gesamtnennbetrages außer 
in Euro auch in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes begeben werden. Die Schuldver-
schreibungen können sowohl auf den Inhaber als auf den Namen lauten und auch von Kon-
zernunternehmen der Gesellschaft im Sinne des § 18 AktG begeben werden; im letztgenannten 
Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die Gesellschaft die 
Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Inhabern solcher Schuldver-
schreibungen Options- oder Wandlungsrechte auf Aktien der Gesellschaft zu gewähren.

bb)	Wandlungs- oder Optionsrechte oder (bedingte) Wandlungspflichten, Verwässerungsschutz

		�  Die Schuldverschreibungen können, auch soweit sie von Konzernunternehmen der Gesellschaft 
im Sinne des § 18 AktG begeben werden, mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder (bedingten) 
Wandlungspflichten auf bis zu 50.000.000 (in Worten: fünfzig Millionen) neue Stückaktien der 
Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,25 (in Worten: ein Euro 
und fünfundzwanzig Cent) verbunden werden.



32

		�  Für den Fall, dass die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder (beding-
ten) Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft verbunden werden, entspricht der jeweils 
festzusetzende Umtausch- oder Bezugspreis für eine Aktie mindestens 80 % des arithmetischen 
Mittelwerts der Schlussauktionspreise für Aktien der betreffenden Gattung im XETRA-Handel 
(oder in einem an die Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfol-
gesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten zehn Börsenhandelstage vor 
dem Tag der Beschlussfassung des Vorstands über die Begebung der Schuldverschreibungen. 
Bei einem Bezugsrechtshandel sind die Tage des Bezugsrechtshandels bis zum letzten Börsen-
handelstag vor der Bekanntmachung des Umtausch- bzw. Bezugspreises maßgeblich, falls der 
Vorstand nicht schon vor Beginn des Bezugsrechtshandels den Umtausch- bzw. Bezugspreis end
gültig festlegt.

		  �Für den Fall, dass die von der Gesellschaft ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten oder (bedingten) Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft 
verbunden werden und die Gesellschaft während der Laufzeit dieser Schuldverschreibungen 
unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder weitere 
Schuldverschreibungen, mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder (bedingten) Wandlungs-
pflichten auf Aktien der Gesellschaft ausgibt, ohne dass zugleich auch den Inhabern der nach 
diesem Beschluss ausgegebenen Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht eingeräumt wird, 
wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. nach Erfüllung ihrer 
etwaigen (bedingten) Wandlungspflichten zustehen würde, ermäßigt sich der jeweils festgesetzte 
Umtausch- oder Bezugspreis unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG nach Maßgabe der weiteren 
Bedingungen der jeweiligen Schuldverschreibungen (Verwässerungsschutzklausel). In jedem Fall 
darf der anteilige Betrag am Grundkapital der je Schuldverschreibung zu beziehenden Aktien 
den Nennbetrag der Schuldverschreibung nicht übersteigen.

cc)	 Bezugsrecht, Bezugsrechtsausschluss

		�  Bei der Ausgabe der Schuldverschreibungen steht den Aktionären ein Bezugsrecht zu. Die 
Schuldverschreibungen können auch einem Dritten, insbesondere einer Bank oder einem 
Bankenkonsortium mit der Verpflichtung angeboten werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten.

		�  Der Vorstand ist aber ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der  
Aktionäre auszuschließen,

(1)	� um die Schuldverschreibungen, die mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder (bedingten) 
Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft versehen sind, einzelnen Investoren zur 
Zeichnung gegen bar anzubieten, soweit der Anteil der aufgrund der Schuldverschreibun-
gen auszugebenden Aktien 10 % des derzeit oder – falls dieser Wert geringer ist – des bei der 
Beschlussfassung über die Ausübung der Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals nicht 
übersteigt und der Ausgabepreis den nach anerkannten Methoden der Finanzmathematik 
ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter-
schreitet. Auf den Betrag von 10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf 
Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer entsprechen-
den Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben bzw. veräußert werden;
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(2)	� um die Schuldverschreibungen einzelnen Investoren zur Zeichnung anzubieten, soweit der Aus-
gabepreis den nach anerkannten Methoden der Finanzmathematik ermittelten theoretischen 
Marktwert der Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet und soweit die Schuld-
verschreibungen lediglich obligationsähnlich ausgestaltet sind, d. h. weder Mitgliedschaftsrechte 
noch Wandlungs- oder Optionsrechte oder Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft 
begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und sich die Höhe der Ausschüt-
tung nicht nach der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende richtet;

(3)	 um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;

(4)	� soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von Instrumenten mit Wandlungs- oder Options-
rechten oder (bedingten) Wandlungspflichten, die von der Gesellschaft oder Konzernunterneh-
men der Gesellschaft im Sinne des § 18 AktG auf Aktien der Gesellschaft ausgegeben wurden, in 
dem Umfang ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu gewähren, wie es ihnen nach 
Ausübung ihres Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. nach Erfüllung einer etwaigen (bedingten) 
Wandlungspflicht zustünde; oder

(5)	� soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen begeben werden und der Ausschluss des 
Bezugsrechts im überwiegenden Interesse der Gesellschaft liegt.

		�  Die Summe der Aktien, die unter den Schuldverschreibungen auszugeben sind, welche nach 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, darf einen antei-
ligen Betrag des Grundkapitals von EUR 63.275.033,00 (in Worten: dreiundsechzig Millionen zwei
hundertfünfundsiebzigtausend dreiunddreißig Euro) (entsprechend ca. 20 % des derzeitigen 
Grundkapitals) nicht übersteigen; auf diese Grenze anzurechnen sind Aktien, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
gegeben werden, sowie ferner Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund 
einer Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG unter 
Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden.

dd)	Weitere Bedingungen der Schuldverschreibungen

		�  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 
der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Ausgabekurs, Stücke-
lung, Laufzeit, Höhe der jährlichen Ausschüttung, Kündigung sowie Teilhabe an der Vertei-
lung des Gewinns und des Liquidationserlöses, bei Ausgabe von Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten die Ausübungszeiträume und etwaige Wandlungspflichten, 
die Anpassung des (gegebenenfalls variablen) Umtausch-/Bezugspreises, die Bedingungen 
des Umtausches in Aktien (einschließlich etwaiger Barzahlungen durch die Gesellschaft oder 
den Gläubiger der Schuldverschreibungen zusätzlich zu einem Umtausch oder anstelle eines 
Umtausches) sowie die Einzelheiten der Lieferung der Aktien (einschließlich der Frage, ob eige-
ne Aktien und/oder junge Aktien aus Kapitalerhöhungen einzusetzen sind), ferner insbesondere 
auch solche Einzelheiten festzusetzen, die erforderlich sind, um die Eigenmittelfähigkeit der 
Schuldverschreibungen im Sinne von § 89 VAG (bzw. einer Nachfolgeregelung) oder im Sinne 
der sog. Solvabilität (Solvency) II-Richtlinie (Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 25. November 2009) und darauf bezogener nationaler oder von der 
Europäischen Union beschlossener Umsetzungsmaßnahmen in der jeweils geltenden Fassung 
sicherzustellen.
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b)	 Schaffung des bedingten Kapitals II

		�  Zur Bedienung von aufgrund der Ermächtigung gemäß Tagesordnungspunkt 10 Buchstabe a) 
begebenen Schuldverschreibungen wird ein bedingtes Kapital II geschaffen.

		�  Das Grundkapital wird um bis zu EUR 62.500.000,00 (in Worten: zweiundsechzig Millionen 
fünfhunderttausend Euro) durch Ausgabe von bis zu 50.000.000 (in Worten: fünfzig Millionen) 
neuen Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,25 (in Worten: 
ein Euro und fünfundzwanzig Cent) bedingt erhöht (bedingtes Kapital II).

		�  Die Art der Stückaktien bestimmt sich nach dem im Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien beste-
henden Aktientyp. Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Stückaktien an  
die Gläubiger von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder ihr nachgeordneten 
Konzernunternehmen im Sinne des § 18 AktG aufgrund des unter Tagesordnungspunkt 10 
Buchstabe a) gefassten Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 5. Mai 2022  
bis zum 4. Mai 2027 ausgegeben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem Preis, 
der gemäß dem vorgenannten Ermächtigungsbeschluss als Umtausch- oder Bezugspreis fest
gelegt wird.

		�  Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Begebung von Schuldverschreibungen gemäß 
dem vorgenannten Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 5. Mai 2022 und nur 
insoweit durchzuführen, wie zur Wandlung verpflichtete oder berechtigte Gläubiger von Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder (bedingten) Wandlungspflichten 
ihre Wandel- oder Optionsrechte ausüben bzw. ihre etwaigen (bedingten) Wandlungspflichten 
erfüllen und soweit nicht bereits existierende Aktien zur Bedienung eingesetzt werden.

		�  Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten  
Kapitalerhöhung festzusetzen.

		�  Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von §§ 5 und 6 der Satzung entsprechend der 
jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen damit in Zusammenhang 
stehenden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen. Entspre-
chendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschrei-
bungen mit Wandel- oder Optionsrechten oder (bedingten) Wandlungspflichten nach Ablauf 
des Ermächtigungszeitraums.

c)	 Satzungsänderung

		�  In die Satzung wird unter Aufhebung des bisherigen § 6 Absatz 2 folgender § 6 Absatz 2 neu 
eingefügt:

		  �„(2) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 62.500.000,00 (in Worten: zweiundsechzig Millionen 
fünfhunderttausend Euro), eingeteilt in bis zu 50.000.000 (in Worten: fünfzig Millionen) Stück
aktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,25 (in Worten: ein Euro und 
fünfundzwanzig Cent), bedingt erhöht (bedingtes Kapital II). Die Art der Stückaktien bestimmt 
sich nach dem im Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien bestehenden Aktientyp. Die bedingte Kapi
talerhöhung dient der Gewährung von Stückaktien an die Gläubiger von Schuldverschreibungen 
(Wandlungs- und Optionsanleihen) und Gewinnschuldverschreibungen sowie Genussrechten 
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mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder (bedingten) Wandlungspflichten und/oder nach-
rangige (hybride) Finanzinstrumente zur Schaffung von Eigenmittelbestandteilen im Sinne 
des § 89 VAG (bzw. einer Nachfolgeregelung) bzw. im Sinne der sog. Solvabilität (Solvency) 
II-Richtlinie (Richtlinie 2009/138/EG) und darauf bezogener nationaler oder von der Euro-
päischen Union beschlossener Umsetzungsmaßnahmen in ihrer jeweils geltenden Fassung, 
soweit ihre Begebung etwa wegen einer gewinnabhängigen Verzinsung, der Ausgestaltung der 
Verlustteilnahme oder aus anderen Gründen der Zustimmung der Hauptversammlung nach 
§ 221 AktG bedarf (gemeinsam nachstehend „Schuldverschreibungen“) die von der Gesellschaft 
oder ihr nachgeordneten Konzernunternehmen im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes aufgrund 
des unter Tagesordnungspunkt 10 gefassten Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversamm-
lung vom 5. Mai 2022 bis zum 4. Mai 2027 ausgegeben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien 
erfolgt zu dem Preis, der gemäß dem vorgenannten Ermächtigungsbeschluss als Umtausch- 
oder Bezugspreis festgelegt wird. Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Begebung 
von Schuldverschreibungen gemäß dem vorgenannten Ermächtigungsbeschluss der Haupt-
versammlung vom 5. Mai 2022 und nur insoweit durchzuführen, wie zur Wandlung verpflich-
tete oder berechtigte Gläubiger von Schuldverschreibungen ihre Wandel- oder Optionsrechte 
ausüben bzw. ihre etwaigen (bedingten) Wandlungspflichten erfüllen und soweit nicht bereits 
existierende Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Der Vorstand ist ermächtigt, die weite-
ren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“

d)	 Aufhebung der Ermächtigung und des bestehenden bedingten Kapitals II vom 11. Mai 2017

		�  Mit Wirksamkeit des Beschlusses über die Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibun-
gen (Wandel- und Optionsanleihen) und Gewinnschuldverschreibungen sowie Genussrechten 
mit der Möglichkeit zur Verbindung mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder (bedingten) 
Wandlungspflichten und zum Ausschluss des Bezugsrechts, über die Aufhebung der beste-
henden Ermächtigung, über die Schaffung eines bedingten Kapitals II, über die Änderung der 
Satzung nach Tagesordnungspunkt 10 Buchstabe a), b) und c) wird der von der Hauptversamm-
lung am 11. Mai 2017 unter Tagesordnungspunkt 9 getroffene Beschluss zur Ermächtigung zur 
Ausgabe von Schuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts, zur Ausgabe von 
Gewinnschuldverschreibungen, mit der Möglichkeit zur Verbindung mit Wandlungs- und  
Optionsrechten und zum Ausschluss des Optionsrechts sowie zur Ausgabe von Genussrechten, 
mit der Möglichkeit zur Verbindung mit Wandlungs- und Optionsrechten und zum Ausschluss 
des Optionsrechts und Schaffung eines bedingten Kapitals II aufgehoben. 

11.	 Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals mit Ermächtigung  
zum Bezugsrechtsausschluss und entsprechender Änderung der Satzung sowie die Aufhebung  
des bestehenden genehmigten Kapitals
Die von der Hauptversammlung am 11. Mai 2017 beschlossene Ermächtigung, das Grundkapital  
der Gesellschaft gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital), endet am  
10. Mai 2022. Um der Gesellschaft weiterhin die kurzfristige Aufnahme von zusätzlichem Eigen- 
kapital zu ermöglichen, soll unter Aufhebung der auslaufenden Ermächtigung eine neue  
Ermächtigung erteilt werden.
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, ein neues genehmigtes Kapital zu schaffen und zu 
beschließen:

a)	 �Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital in der Zeit 
bis zum 4. Mai 2027 durch Ausgabe neuer, auf den Namen lautender Stückaktien einmal oder 
mehrmals, insgesamt jedoch um höchstens EUR 158.187.582,00 (in Worten: einhundertachtund-
fünfzig Millionen einhundertsiebenundachtzigtausend fünfhundertzweiundachtzig Euro) gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022/I).

�Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen,

	▪ um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen,

	▪ soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibun-
gen sowie Wandelgenussrechten, die von der Gesellschaft oder ihr nachgeordneter Konzernunter-
nehmen ausgegeben wurden, in dem Umfang ein Bezugsrecht auf neue Aktien zu gewähren, wie 
es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder Optionsrechts beziehungsweise nach Erfüllung 
einer etwaigen Wandlungspflicht zustünde, oder

	▪ wenn der auf die neuen Aktien entfallende anteilige Betrag am Grundkapital 10 % des bei Wirk-
samwerden dieser Ermächtigung und bei der Beschlussfassung über die Ausübung der Ermäch-
tigung vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabepreis den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitet. Auf den Betrag von 10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, 
der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer entspre-
chenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender 
Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert werden.

Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen, wenn der Ausschluss im überwiegen-
den Interesse der Gesellschaft liegt.

Die Summe der nach dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bar- und Sach-
einlagen ausgegebenen Aktien darf einen anteiligen Betrag des Grundkapitals von EUR 31.637.516,50 
(in Worten: einunddreißig Millionen sechshundertsiebenunddreißigtausend fünfhundertsechzehn 
Euro und fünfzig Cent; entsprechend 10 % des derzeitigen Grundkapitals) nicht übersteigen; auf 
diese Grenze sind Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen und/oder 
Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht auszugeben sind, 
sofern die Schuldverschreibungen bzw. die Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund des unter Tagesordnungspunkt 10 Buchstabe a) 
gefassten Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 5. Mai 2022 bis zum 4. Mai 2027 
ausgegeben werden; anzurechnen sind ferner Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung aufgrund einer Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 
Satz 5 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden.

Ferner wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der 
Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.

Tagesordnung und Vorschläge zur Beschlussfassung (Fortsetzung)
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b)	 �In die Satzung wird unter Aufhebung des bisherigen § 7 Absatz 1 folgender § 7 Absatz 1 neu eingefügt:

		  �„§ 7 Genehmigtes Kapital

		�  (1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital in der Zeit 
bis zum 4. Mai 2027 durch Ausgabe neuer, auf den Namen lautender Stückaktien einmal oder 
mehrmals, insgesamt jedoch um höchstens EUR 158.187.582,00 (in Worten: einhundertacht-
undfünfzig Millionen einhundertsiebenundachtzigtausend fünfhundertzweiundachtzig Euro) 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022/I).

		�  Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen,

	▪ um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen,

	▪ soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen sowie Wandelgenussrechte, die von der Gesellschaft oder ihr nachgeordneter Kon-
zernunternehmen ausgegeben wurden, in dem Umfang ein Bezugsrecht auf neue Aktien zu 
gewähren, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder Optionsrechts beziehungswei-
se nach Erfüllung einer etwaigen Wandlungspflicht zustünde, oder

	▪ wenn der auf die neuen Aktien entfallende anteilige Betrag am Grundkapital 10 % des bei 
Wirksamwerden dieser Ermächtigung und bei der Beschlussfassung über die Ausübung der 
Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabepreis den Börsen-
preis nicht wesentlich unterschreitet. Auf den Betrag von 10 % des Grundkapitals ist der Betrag 
anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf
grund einer entsprechenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer 
oder entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise 
veräußert werden.

			�   Darüber hinaus ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen, wenn der Ausschluss im 
überwiegenden Interesse der Gesellschaft liegt. Die Summe der nach dieser Ermächtigung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bar- und Sacheinlagen ausgegebenen Aktien darf 
einen anteiligen Betrag des Grundkapitals von EUR 31.637.516,50 (in Worten: einunddreißig Mil-
lionen sechshundertsiebenunddreißigtausend fünfhundertsechzehn Euro und fünfzig Cent) 
nicht übersteigen; auf diese Grenze sind Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Schuld-
verschreibungen und/oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer 
Wandlungspflicht auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen bzw. die Genussrechte 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wer-
den; anzurechnen sind ferner Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund 
einer Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 Satz 5 AktG 
unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden.

			�   Ferner ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt  
der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.“

c)	 �Mit Wirksamkeit des Beschlusses über die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals  
mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss und entsprechender Änderung der Satzung 
nach Tagesordnungspunkt 11 Buchstabe a) und b) wird der von der Hauptversammlung am  
11. Mai 2017 unter Tagesordnungspunkt 10 getroffene Beschluss zur Schaffung eines geneh
migten Kapitals aufgehoben.
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12.	 Beschlussfassung über die Möglichkeit zur Verwendung eines Teils des genehmigten Kapitals zur Aus-
gabe von Aktien an Mitarbeiter der Gesellschaft oder von Konzernunternehmen und entsprechende 
Änderung der Satzung
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Ermächtigung in § 7 Absatz 2 zur Verwendung eines 
Teils des genehmigten Kapitals zu erneuern und zu beschließen:

a)	 �Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats von dem unter Tagesordnungs
punkt 11 beschlossenen Genehmigten Kapital 2022/I einen Betrag von bis zu EUR 2.500.000,00 
(in Worten: zwei Millionen fünfhunderttausend Euro) durch Ausgabe neuer, auf den Namen lau-
tender Stückaktien als Belegschaftsaktien zu verwenden. Der Vorstand wird zu diesem Zweck 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 
um die neuen Aktien an Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem 
ihrer Konzernunternehmen stehen, auszugeben. Von der Ermächtigung kann einmal oder mehr-
mals, insgesamt jedoch höchstens bis zu dem in Satz 1 genannten Betrag Gebrauch gemacht 
werden.

b)	� In die Satzung soll somit unter Aufhebung des bisherigen § 7 Absatz 2 folgender § 7 Absatz 2 
neu eingefügt werden:

		�  „(2) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats von dem nach Absatz 1 
bestehenden Genehmigten Kapital 2022/I einen Betrag von bis zu EUR 2.500.000,00 (in Wor-
ten: zwei Millionen fünfhunderttausend Euro) durch Ausgabe neuer, auf den Namen lautender 
Stückaktien als Belegschaftsaktien zu verwenden. Der Vorstand ist zu diesem Zweck ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um die 
neuen Aktien an Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem ihrer 
Konzernunternehmen stehen, auszugeben. Von der Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, 
insgesamt jedoch höchstens bis zu dem in Satz 1 genannten Betrag Gebrauch gemacht werden.“

Tagesordnung und Vorschläge zur Beschlussfassung (Fortsetzung)
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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu den Tagesordnungspunkten 7 und 8 nach § 71 Abs. 1 
Nr. 8 Satz 5 i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG
Unter den Tagesordnungspunkten 7 und 8 wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, die Gesellschaft 
für einen Zeitraum von fünf Jahren bis zum 4. Mai 2027 zu ermächtigen, eigene Aktien bis zu insgesamt 
10 % des derzeitigen Grundkapitals oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Aus-
übung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Die Gesellschaft hatte zuletzt in der 
Hauptversammlung am 11. Mai 2017 einen Ermächtigungsbeschluss zum Erwerb eigener Aktien gefasst. 
Dessen Gültigkeitsdauer endet am 10. Mai 2022. Der Vorstand und der Aufsichtsrat bitten die Aktionäre 
der Gesellschaft unter den Tagesordnungspunkten 7 und 8, eine erneute Ermächtigung zu beschließen.

Möglichkeiten des Erwerbs eigener Aktien
Tagesordnungspunkt 7 sieht vor, dass die Gesellschaft neben dem Erwerb über die Börse die Möglich-
keit erhalten soll, eigene Aktien mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebotes 
oder mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufs-
angeboten zu erwerben. Hierdurch wird die Flexibilität der Gesellschaft erhöht. Zudem kann in diesen 
Fällen jeder verkaufswillige Aktionär selbst entscheiden, wie viele Aktien und, bei Festlegung einer 
Preisspanne, zu welchem Preis er diese der Gesellschaft anbieten möchte.

Im Falle einer Überzeichnung eines solchen öffentlichen Angebotes bzw. einer solchen öffentlichen 
Aufforderung soll die Gesellschaft dem Gebot der Gleichbehandlung der Aktionäre dadurch Rechnung 
tragen, dass eine Repartierung entweder nach der Beteiligungsquote der andienenden Aktionäre oder 
nach dem Verhältnis der angebotenen Aktien (Andienungsquote) erfolgt. Um Restbestände zu vermei-
den, aber auch um eine faktische Beeinträchtigung von Kleinaktionären zu verhindern, soll der Vorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorsehen können, dass kleine Offerten bis zu maximal 100 Stück 
Aktien bevorrechtigt angenommen werden. Ferner darf zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile nach 
kaufmännischen Grundsätzen gerundet werden. Diese Vereinfachung des Verfahrens rechtfertigt einen 
Ausschluss eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts und ist für die Aktionäre angemessen.

Tagesordnungspunkt 8 sieht darüber hinaus vor, dass der Erwerb eigener Aktien auch unter Einsatz von 
Verkaufsoptionen (Put-Optionen) bzw. Kaufoptionen (Call-Optionen), Termingeschäften oder sonstigen 
Eigenkapitalderivaten oder einer Kombination dieser Instrumente erfolgen darf. Diese zusätzliche 
Handlungsalternative bietet der Gesellschaft größere Flexibilität bei der Strukturierung des Erwerbs. 
Zum Beispiel kann sich die Gesellschaft durch den Erwerb von Call-Optionen (deren Einsatz gegen Zah-
lung einer Optionsprämie erfolgt) gegen steigende Aktienkurse absichern und muss nur so viele Aktien 
erwerben, wie sie zu dem vereinbarten späteren Ausübungszeitpunkt tatsächlich benötigt. Dies kann 
im Interesse eines liquiditätsschonenden Erwerbs eigener Aktien sinnvoll sein. 

Die Vorgaben für die Ausgestaltung der Derivate und für die zur Belieferung geeigneten Aktien stellen 
dabei sicher, dass auch bei dieser Erwerbsform dem Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre 
Rechnung getragen wird. 

So soll die Begebung oder der Erwerb von Derivaten über die Derivatebörse EUREX oder ein vergleich-
bares Nachfolgesystem möglich sein, wenn die Gesellschaft die Aktionäre vor der geplanten Begebung 
bzw. vor dem geplanten Erwerb der Derivate durch Bekanntmachung in den Gesellschaftsblättern infor-
miert. Nach der gesetzlichen Wertung des § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 4 AktG trägt eine solche Inanspruch
nahme einer Börse dem Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre Rechnung. Zudem gibt die 
vorherige Bekanntmachung den Aktionären die Gelegenheit, korrespondierende Derivate über die 
betreffende Derivatebörse zu erwerben oder zu veräußern. Ein etwaiges Recht der Aktionäre, Derivat-
geschäfte direkt mit der Gesellschaft abzuschließen, ist in diesem Fall in entsprechender Anwendung 

Bericht des Vorstands zu den Tagesordnungspunkten 7 bis 12 
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von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen. Dieser Ausschluss ist gerechtfertigt, da die Gesellschaft 
aufgrund der hohen Liquidität börsengehandelter Derivate in der Lage ist, beim Erwerb über die Börse 
solche Derivate schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Ein Abschluss von Derivatgeschäf-
ten direkt mit den Aktionären ist im Vergleich hierzu erheblich zeit- und kostenaufwendiger. Zudem 
besteht in diesem Fall Unsicherheit, ob ein von der Gesellschaft angestrebtes Volumen von Derivaten 
überhaupt erreicht werden kann.

Ferner soll es der Gesellschaft möglich sein, Derivate mit einem oder mehreren Kreditinstituten 
oder nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Kreditwesengesetzes tätigen Unter-
nehmen oder mit einer oder mehreren anderen geeigneten und im Derivategeschäft erfahrenen 
Vertragsparteien abzuschließen. Diese Parteien dürfen der Gesellschaft auf Grundlage der Derivate 
nur Aktien liefern, die zuvor unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes erworben wur-
den, insbesondere durch Erwerb über die Börse. Diese Bedingung rechtfertigt den Ausschluss eines 
etwaigen Rechts der Aktionäre auf Abschluss eines Derivatekontrakts mit der Gesellschaft in ent-
sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG. Dadurch wird es der Gesellschaft ermöglicht, 
Derivategeschäfte kurzfristig zu tätigen und flexibel und zeitnah auf Marktsituationen zu reagieren.

Schließlich soll es der Gesellschaft ermöglicht werden, die Begebung oder den Erwerb der Derivate  
allen Aktionären öffentlich anzubieten oder mit einem Finanzinstitut mit der Maßgabe abzuschließen, 
dass dieses die entsprechenden Derivate allen Aktionären zum Bezug anbietet. Im Falle einer Über-
zeichnung eines solchen öffentlichen Angebotes soll die Gesellschaft dem Gebot der Gleichbehandlung 
der Aktionäre dadurch Rechnung tragen, dass eine Repartierung entweder nach der Beteiligungsquote 
der andienenden Aktionäre oder nach der Andienungsquote erfolgt. Aus denselben Gründen wie beim 
direkten Erwerb von Aktien kann eine bevorrechtigte Berücksichtigung geringer Stückzahlen (Derivate 
in Bezug auf bis zu 100 Aktien je Aktionär) vorgesehen werden; zudem soll zur Vermeidung rechneri-
scher Bruchteile eine kaufmännische Rundung möglich sein.

Beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten haben die Aktionäre ein Recht auf Andienung 
ihrer Aktien gegenüber der Gesellschaft nur, soweit die Gesellschaft ihnen gegenüber aus den Derivat-
geschäften zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist 
in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen. Dies ist gerechtfertigt, da 
andernfalls ein planvoller Einsatz von Derivaten für die Gesellschaft nicht möglich wäre und die mit diesem 
Einsatz für die Gesellschaft und damit für ihre Aktionäre verbundenen Vorteile nicht erreichbar wären.

Möglichkeiten der Verwendung eigener Aktien
In Bezug auf die möglichen Verwendungszwecke schlägt Tagesordnungspunkt 7 vor, dass der Vorstand 
ermächtigt werden soll, die aufgrund dieser oder einer früheren Ermächtigung erworbenen eigenen 
Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats zu allen gesetzlich zulässigen Zwecken zu verwenden, insbe-
sondere zu folgenden:

Es soll möglich sein, die Aktien einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder deren Durchführung eines 
weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Dabei soll der Vorstand auch vorsehen können, dass 
die Einziehung nicht zu einer Herabsetzung des Grundkapitals führt, sondern sich der Anteil der übrigen 
Anteile am Grundkapital erhöht. Der Vorstand wird von diesen Möglichkeiten nur Gebrauch machen, 
wenn er nach sorgfältiger Prüfung der Auffassung ist, dass die Einziehung im Interesse der Gesellschaft 
und somit ihrer Aktionäre liegt.

Die Gesellschaft soll eigene Aktien daneben auch zur erneuten Kapitalbeschaffung veräußern kön-
nen. So soll der Vorstand ermächtigt werden, die Aktien über die Börse oder mittels eines öffentli-
chen Angebotes allen Aktionären zum Erwerb anzubieten. Die Gleichbehandlung der Aktionäre ist 

Bericht des Vorstands zu den Tagesordnungspunkten 7 bis 12 (Fortsetzung)
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dadurch gewährleistet, dass Aktien nur nach den bestehenden Beteiligungsquoten an die Aktionäre 
veräußert werden. Der Vorstand ist hierbei berechtigt, die technische Durchführung durch den Aus-
schluss des Bezugsrechtes für Spitzenbeträge zu ermöglichen. Der Wert solcher Spitzenbeträge ist für 
den einzelnen Aktionär in aller Regel gering. Auch der mögliche Verwässerungseffekt ist wegen der 
Beschränkung auf Spitzenbeträge zu vernachlässigen. Die Gesellschaft wird sich bemühen, freie Spit-
zen im Interesse der Aktionäre bestmöglich zu verwerten. 

Die Ermächtigung sieht des Weiteren vor, die Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechtes in entsprechen-
der Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG außerhalb der Börse veräußern zu können. Voraussetzung 
hierfür ist, dass die Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von 
Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Dies trägt dem 
Schutz der Aktionäre vor wirtschaftlicher Verwässerung Rechnung. Der Vorstand wird den Platzierungs-
preis der Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats zeitnah vor der Veräußerung festlegen und einen 
eventuellen Abschlag vom Börsenpreis nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden 
Marktbedingungen möglichst niedrig bemessen. Die unter Ausschluss des Bezugsrechtes platzierten 
Aktien dürfen insgesamt 10 % des derzeitigen Grundkapitals oder – falls dieser Wert geringer ist – des 
zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht überschreiten. Auf 
den Betrag von 10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während 
der Laufzeit der Ermächtigung aufgrund einer entsprechenden Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechtes in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgege-
ben beziehungsweise veräußert wurden. Unabhängig davon, ob entsprechende Ermächtigungen mit der 
Möglichkeit eines Bezugsrechtsausschlusses einzeln oder kumulativ ausgenutzt werden, soll insgesamt 
die Grenze von 10 % des Grundkapitals nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nicht überschritten werden. Die ver-
schiedenen vorgeschlagenen und in der Satzung enthaltenen Ermächtigungen mit der Möglichkeit des 
Bezugsrechtsausschlusses nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sollen dem Vorstand in der konkreten Situation 
die Möglichkeit geben, das Finanzierungsinstrument zu wählen, welches im Interesse der Gesellschaft 
und der Aktionäre am besten geeignet ist.

Die gesetzlich vorgesehene Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt die Verwaltung in die 
Lage, die sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietenden Möglichkeiten schnell und flexibel 
sowie kostengünstig zu nutzen, ohne dass es der zeit- und kostenaufwendigen Abwicklung eines 
Bezugsrechtes bedarf. Dadurch lässt sich die zügige Kapitalbeschaffung für die Gesellschaft optimieren, 
zumal die schnellere Handlungsmöglichkeit erfahrungsgemäß zu einem größeren Mittelzufluss führt. 
Daher liegt diese Form der Verwendung eigener Aktien auch im Interesse der Aktionäre. Die Aktionäre 
können ihre Beteiligungsquote über Börsenkäufe aufrechterhalten.

Weiterhin ist vorgesehen, dass der Vorstand eigene Aktien gegen Sachleistung anbieten und übertra-
gen darf. Dies gilt insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder im Rahmen 
des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 
Wirtschaftsgütern, einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft. Hierdurch wird dem Vorstand 
der notwendige Handlungsspielraum eingeräumt, um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von 
anderen Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder von Teilen von Unternehmen sowie zu Unter-
nehmenszusammenschlüssen, aber auch zum Erwerb anderer Sachwerte, wie beispielsweise Rechte 
oder Forderungen, schnell, flexibel und liquiditätsschonend zur Verbesserung ihrer Wettbewerbsposi
tion und der Stärkung ihrer Ertragskraft ausnutzen zu können. In solchen Fällen bestehen die Verkäufer 
häufig darauf, eine Gegenleistung in anderer Form als Geld oder nur Geld zu erhalten. Dann kann es 
eine interessante Alternative darstellen, anstelle oder neben der Barleistung Aktien anzubieten. Diese 
Möglichkeit schafft zusätzliche Flexibilität und erhöht die Chancen der Gesellschaft bei Akquisitionen. 
Sowohl die Ermächtigung zur Ausgabe gegen Sacheinlagen als auch ein diesbezüglicher Bezugsrechts-
ausschluss sollen jedoch nur dann ausgenutzt werden, wenn der Erwerb des betreffenden Gegenstandes 
im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt und ein anderweitiger Erwerb, insbesondere durch 
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Kauf, rechtlich oder tatsächlich nicht oder nur zu ungünstigeren Bedingungen in Betracht kommt. In 
diesen Fällen wird die Gesellschaft stets prüfen, ob ein ebenso geeigneter Weg zum Erwerb der Sache zur 
Verfügung steht, der in seinen Auswirkungen weniger stark in die Stellung der Aktionäre eingreift. Dem 
Interesse der Aktionäre wird weiter dadurch Rechnung getragen, dass der Vorstand sorgfältig prüfen 
wird, ob der Wert der Sacheinlage in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Aktien steht.

Die Ermächtigung sieht auch vor, dass eigene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechtes für die Bedie-
nung von Erwerbsrechten und Erwerbspflichten auf Aktien der Gesellschaft von durch die Gesellschaft 
oder eine ihrer Konzerngesellschaften begebenen Wandel- oder Optionsanleihen, Gewinnschuldver-
schreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder Wandlungspflichten und/oder Genussrechten 
mit Wandlungs- und Optionsrechten oder Wandlungspflichten genutzt werden. Der Rückerwerb kann 
zweckmäßig sein, um die Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen mit eigenen Aktien erfüllen 
zu können. Zu beachten ist hierbei, dass die Schuldverschreibungen selbst nur – vorbehaltlich ander-
weitiger Beschlussfassung durch die Hauptversammlung – unter Beachtung des Bezugsrechts der Akti-
onäre begeben werden dürfen. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist somit entweder mittelbar gewahrt 
oder aufgrund einer entsprechenden separat beschlossenen Ermächtigung ausgeschlossen. 

Schließlich soll es möglich sein, die Aktien im Rahmen von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen Perso-
nen anzubieten oder zu übertragen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einer ihrer 
Konzerngesellschaften stehen oder standen. Die Gesellschaft hat in der Vergangenheit mehrfach Mitar-
beiterbeteiligungsprogramme angeboten. Dabei kann die Nutzung eigener Aktien statt einer Kapitaler-
höhung wirtschaftlich sinnvoll sein. Der hierbei notwendige Ausschluss des Bezugsrechtes der Aktionäre 
ist durch die Vorteile gerechtfertigt, die ein Mitarbeiterbeteiligungsprogramm für die Gesellschaft und 
damit auch für ihre Aktionäre bietet. Die Ausgabe von Aktien an Mitarbeiter wird von Vorstand und Auf
sichtsrat als wichtiges Instrument zur langfristigen Bindung von Mitarbeitern an das Unternehmen 
angesehen und ist deshalb für die Gesellschaft von besonderem Interesse. Zudem wird die Gewährung 
von Mitarbeiteraktien als Vergütungsform durch Freibeträge steuerlich begünstigt. Neben dem Erwerb 
eigener Aktien auf Grundlage der gesetzlichen Ermächtigung nach § 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG, die bisher 
jeweils als Rechtsgrundlage für die Mitarbeiterbeteiligungsprogramme diente und auch weiterhin in 
erster Linie dienen soll, bietet der Erwerb auf Grundlage eines Hauptversammlungsbeschlusses nach § 71 
Abs. 1 Nr. 8 AktG gegebenenfalls ein höheres Maß an Flexibilität. Insbesondere müsste die Ausgabe an 
Mitarbeiter nicht zwingend binnen eines Jahres nach Erwerb erfolgen, wie § 71 Abs. 3 Satz 2 AktG dies für 
Aktien vorschreibt, die auf Grundlage von § 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG zurückerworben wurden.

Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über eine Ausnutzung dieser Ermächti-
gung berichten.

Bericht zu Tagesordnungspunkt 9 nach §§ 203 Abs. 2, 221 Abs. 4 i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG
Entsprechend dem Tagesordnungspunkt 9 war der Vorstand bislang durch den Beschluss der Haupt-
versammlung vom 11. Mai 2017 berechtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Namensschuldverschrei
bungen mit bedingten Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft auszugeben. Diese Ermächtigung 
läuft am 10. Mai 2022 aus. Vorstand und Aufsichtsrat bitten die Aktionäre der Gesellschaft unter dem 
Tagesordnungspunkt 9 Buchstabe a) daher um die Erneuerung der Ermächtigung zur Begebung von 
Namensschuldverschreibungen mit einer Laufzeit bis zum 4. Mai 2027. 

Die Namensschuldverschreibungen werden mit einer bedingten Wandlungspflicht ausgegeben, die 
bei Erfüllung verschiedener aufschiebender Bedingungen eine Wandlung in Aktien der Gesellschaft 
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vorsehen. Diese Bedingungen sehen unter anderem vor, dass eine Pflichtwandlung erfolgt, wenn die 
Gesellschaft eine Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht durchführt und die Gläubiger der Namensschuld-
verschreibungen auf ihr Bezugsrecht aus der Bezugsrechtskapitalerhöhung in gleicher Höhe, in der sie 
Aktien aus der Pflichtwandlung erhalten, verzichtet haben. Die Wandlung der Namensschuldverschrei-
bungen erfolgt dann zum Bezugspreis der Aktien bei der Bezugsrechtskapitalerhöhung. Eine sonst 
übliche Festsetzung des Wandlungspreises bei Begebung der Namensschuldverschreibungen erfolgt 
daher nicht.

Bei der Begebung der Namensschuldverschreibungen haben die Aktionäre der Gesellschaft gemäß  
§ 221 Abs. 4 AktG grundsätzlich ein Bezugsrecht. Mit der unter Tagesordnungspunkt 9 Buchstabe a) 
erbetenen Ermächtigung soll der Gesellschaft die Möglichkeit eröffnet werden, das Bezugsrecht voll-
ständig auszuschließen, wenn dies im überwiegenden Interesse der Gesellschaft erforderlich sein sollte.

Bei der Ausgabe von Namensschuldverschreibungen aufgrund der unter Tagesordnungspunkt 9 Buch-
stabe a) erbetenen Ermächtigung handelt es sich um eine liquide Vorfinanzierung einer künftigen 
Bezugsrechtskapitalerhöhung, die als alternative Finanzierungsmöglichkeit zu einer Bankenkreditlinie 
ausgestaltet sein kann. Ein Bezugsrechtsausschluss kann mithin etwa erforderlich sein, wenn Namens-
schuldverschreibungen ausgegeben werden sollen, um kurzfristig Liquidität aufzunehmen. Die Gewäh-
rung eines Bezugsrechts ist hier unter Umständen weniger attraktiv, da die zu wahrende Bezugsfrist die 
kurzfristige Liquiditätsaufnahme erschwert.

Die Interessen der Aktionäre werden in diesem und anderen Fällen dadurch gewahrt, dass die Namens-
schuldverschreibungen nur gewandelt werden, wenn in gleicher Höhe ein Verzicht auf das Bezugs-
recht auf Aktien aus einer Bezugsrechtskapitalerhöhung erfolgt. Dies bedeutet, dass ein Gläubiger, der 
seine Namensschuldverschreibungen in 100 Aktien wandeln kann, gleichzeitig auf sein Bezugsrecht 
auf 100 Aktien aus der Bezugsrechtskapitalerhöhung verzichtet. Für den Fall, dass dieser Aktionär nur 
ein Bezugsrecht von 80 Aktien hat, darf er auch nur Namensschuldverschreibungen in 80 Aktien wan-
deln. Der verbleibende Betrag aus den Namensschuldverschreibungen wird nicht gewandelt, sondern 
bei Ablauf der Namensschuldverschreibungen in Geld zurückgezahlt. Faktisch findet also trotz eines 
Bezugsrechtsausschlusses keine Verwässerung der Aktionäre statt, da durch die bedingte Pflichtwand-
lung nicht mehr Aktien entstehen als durch die Bezugsrechtskapitalerhöhung entstehen würden.

Eine summenmäßige Begrenzung des Bezugsrechtsausschlusses ist aufgrund der Konstruktion der 
Namensschuldverschreibungen nicht möglich, da bei Ausgabe der Namensschuldverschreibungen noch 
nicht feststeht, in wie viele Aktien diese gewandelt werden können. Maßgeblich für die Wandlung ist der 
Bezugspreis aus der Bezugsrechtskapitalerhöhung. Bei einem Emissionsvolumen der Namensschuldver-
schreibungen von EUR 750.000.000,00 besteht bei einem Bezugspreis von EUR 25,00 die Möglichkeit 
zur Wandlung von bis zu 30.000.000 Aktien, hingegen ist bei einem Bezugspreis von EUR 10,00 die 
Wandlung von bis zu 75.000.000 Aktien möglich. Einzige Begrenzung ist das unter dem Tagesordnungs-
punkt 9 zu schaffende bedingte Kapital I, welches die Möglichkeit zur Ausgabe von bis zu 75.000.000 Aktien 
vorsieht (entsprechend ca. 30 % des Grundkapitals).

Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über eine Ausnutzung dieser Ermächti-
gung berichten.
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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 10 nach §§ 203 Abs. 2, 221 Abs. 4  
i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG
Der Vorstand war bislang durch den Beschluss der Hauptversammlung vom 11. Mai 2017 zu dem Tages-
ordnungspunkt 9 berechtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bestimmte Schuldverschreibungen 
(Wandel- und Optionsanleihen), Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechte mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten oder (bedingten) Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft auszuge-
ben. Diese Ermächtigung läuft am 10. Mai 2022 aus. Vorstand und Aufsichtsrat bitten die Aktionäre der 
Gesellschaft unter dem Tagesordnungspunkt 10 Buchstabe a) daher um die Erneuerung der Ermächti-
gung zur Begebung solcher Instrumente und zusätzlich nachrangiger (hybrider) Finanzinstrumente zur 
Schaffung von Eigenmittelbestandteilen, soweit ihre Begebung etwa wegen einer gewinnabhängigen 
Verzinsung, der Ausgestaltung der Verlustteilnahme oder aus anderen Gründen der Zustimmung der 
Hauptversammlung nach § 221 AktG bedarf (im Folgenden gemeinsam als „Schuldverschreibungen“ 
bezeichnet) mit einer Laufzeit bis zum 4. Mai 2027.

Die Schuldverschreibungen können jeweils mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder (bedingten) 
Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft versehen werden. Den Inhabern der Schuldverschrei-
bungen wird dadurch die Möglichkeit eröffnet, Aktien der Gesellschaft zu erwerben, indem sie ihre 
bereits an die Gesellschaft erbrachten Leistungen in Eigenkapital umwandeln (Wandlungsrecht) oder 
eine zusätzliche Einzahlung in das Eigenkapital der Gesellschaft leisten (Optionsrecht). Die Gesell-
schaft kann bei einer Emission auch beschließen, dass die begebenen Schuldverschreibungen später 
auf Verlangen der Gesellschaft in Aktien der Gesellschaft zu tauschen sind (Wandlungspflicht). Zur 
Lieferung der Aktien bei Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Erfüllung der (bedingten) 
Wandlungspflicht steht der Gesellschaft nach dem Beschlussvorschlag insgesamt ein bedingtes Kapital 
von bis zu EUR 93.750.000,00 zur Verfügung, das der Gesellschaft die Ausgabe von bis zu 75.000.000 
neuen Stückaktien ermöglicht (entsprechend ca. 30 % des derzeitigen Grundkapitals). Die Maximalhöhe 
des Gesamtnennbetrags der Schuldverschreibungen beträgt EUR 750.000.000,00. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung umfasst klarstellend auch die Ausgabe von nachrangigen (hybriden) 
Finanzinstrumenten zur Schaffung von aufsichtsrechtlich anerkannten Eigenmittelbestandteilen. Diese 
Eigenmittelbestandteile sind für (Rück-)Versicherungsunternehmen von besonderer Bedeutung, weil 
europäische und nationale Vorschriften zu einer angemessenen Eigenmittelausstattung verpflichten. 
Diese angemessene Eigenmittelausstattung kann nicht nur in Eigenkapital im herkömmlichen Sinne 
bestehen, sondern auch Schuldverschreibungen umfassen, die bestimmte Kriterien der Verlustteil
nahme erfüllen, zum Beispiel die verpflichtende Wandlung in Aktien der Gesellschaft in einem Krisenfall. 
Soweit solche regulatorisch als Eigenmittel anerkennungsfähigen Schuldverschreibungen nicht bereits 
unter die gewöhnlichen Tatbestände der Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, 
Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechte mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder 
Wandlungspflichten fallen, aber wegen der Ausgestaltung der Verlustteilnahme, wegen einer etwaigen 
gewinnabhängigen Verzinsung oder aus anderen Gründen der Zustimmung der Hauptversammlung 
nach § 221 AktG bedürfen, soll die Möglichkeit zur Emission geschaffen werden. Es liegt im Interesse 
der Gesellschaft, solche Instrumente zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Eigenmittelanforderungen oder 
zum effizienten Kapitalmanagement ausgeben zu können.

Die unter dem Tagesordnungspunkt 10 vorgeschlagenen Formen der Schuldverschreibungen (auf den 
Inhaber oder Namen Schuldverschreibungen (Wandel- und Optionsanleihen), Gewinnschuldverschrei-
bungen und/oder Genussrechte) dienen nach Vorstellung des Vorstands in erster Linie dazu, die Kapi-
talausstattung der Gesellschaft bei Bedarf zügig und flexibel stärken zu können.

Die zum gegenwärtigen Zeitpunkt weitgehend offene Festlegung der Bedingungen für die Begebung der 
genannten Schuldverschreibungen ermöglicht es der Gesellschaft zum einen, auf die jeweils aktuellen 
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Marktverhältnisse angemessen zu reagieren und neues Kapital zu möglichst geringen Kosten aufzu-
nehmen. Zum anderen kann die Gesellschaft damit unter Berücksichtigung der Vorgaben des § 89 VAG 
(bzw. einer Nachfolgeregelung) bzw. der sog. Solvabilität (Solvency) II-Richtlinie (Richtlinie 2009/138/EG) 
und darauf bezogener nationaler oder von der Europäischen Union beschlossener Umsetzungsmaß-
nahmen in ihrer jeweils geltenden Fassung ihre Eigenmittelausstattung verbessern. Rein vorsorglich 
soll mit der vorgeschlagenen Ermächtigung auch die Möglichkeit geschaffen werden, diese Schuld-
verschreibungen wie ein genehmigtes Kapital zum liquiditätsschonenden Erwerb von Vermögens-
gegenständen, insbesondere zum Erwerb von Unternehmen und Beteiligungen hieran, zu nutzen. In 
der Praxis dürfte diese Verwendung jedoch gegenüber dem genehmigten Kapital von untergeordneter 
Bedeutung sein. 

Bei der Begebung von Schuldverschreibungen haben die Aktionäre der Gesellschaft gemäß § 221 Abs. 4 
AktG grundsätzlich ein Bezugsrecht hierauf. Mit der unter Tagesordnungspunkt 10 Buchstabe a) erbete-
nen Ermächtigung soll der Gesellschaft die Möglichkeit eröffnet werden, das Bezugsrecht in bestimmten, 
nachfolgend im Einzelnen erläuterten Fällen auszuschließen, wenn dies im überwiegenden Interesse der 
Gesellschaft erforderlich sein sollte. Diese Möglichkeit ist allerdings summenmäßig begrenzt, um einer 
möglichen Verwässerung der vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre vorzubeugen. Insgesamt 
darf die Summe der Aktien, die unter Schuldverschreibungen auszugeben sind, welche unter Ausschluss 
des Bezugsrechts ausgegeben werden, einen anteiligen Betrag des Grundkapitals von EUR 63.275.033,00 
(entsprechend 20 % des derzeitigen Grundkapitals) nicht übersteigen. Auf diese Grenze anzurechnen 
sind Aktien, die während der Laufzeit der unter Tagesordnungspunkt 11 Buchstabe a) erbetenen Ermäch-
tigung aus dem genehmigten Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, sowie 
ferner Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer Ermächtigung zur Verwen-
dung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert 
werden. Insoweit ist es der Gesellschaft verwehrt, Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund 
mehrerer der vorgenannten Ermächtigungen auszugeben bzw. zu verwenden, wenn damit in der Sum-
me der Betrag von 20 % des derzeitigen Grundkapitals überschritten wird; ausgenommen hiervon ist die 
unter Tagesordnungspunkt 9 Buchstabe a) erbetene Ermächtigung. Zum Beispiel könnte die Gesellschaft 
nicht die unter Tagesordnungspunkt 11 Buchstabe a) vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von 
Aktien aus genehmigtem Kapital unter Bezugsrechtsausschluss im Umfang von 15 % des Grundkapitals 
ausnutzen und außerdem noch Schuldverschreibungen gemäß der in Tagesordnungspunkt 10 Buchsta-
be a) vorgeschlagenen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgeben, die eine Wandlung in 
Aktien in einem Umfang von 10 % des Grundkapitals ermöglichen. Dies würde mit der Begrenzung auf 
insgesamt 20 % des derzeitigen Grundkapitals kollidieren.

Im Einzelnen soll ein Ausschluss des Bezugsrechts in folgenden Fällen möglich sein:

	▪ 	� Für die Ausgabe von Schuldverschreibungen, die mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder 
(bedingten) Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft versehen sind, gegen bar, soll der Vor-
stand in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ermächtigt werden, das Bezugs-
recht auszuschließen, wenn der Ausgabepreis der jeweiligen Schuldverschreibung den Marktwert 
nicht wesentlich unterschreitet. Dieser Bezugsrechtsausschluss könnte unter Umständen erforder-
lich werden, wenn eine Schuldverschreibung schnell platziert werden soll, um ein günstiges Markt
umfeld zu nutzen. Durch den Ausschluss des Bezugsrechts erhält die Gesellschaft in diesem Fall 
die erforderliche Flexibilität, eine günstige Börsensituation kurzfristig zu nutzen. Demgegenüber 
ist die Ausgabe der hier behandelten Schuldverschreibungen unter Gewährung eines Bezugsrechts 
unter Umständen weniger attraktiv, da zur Wahrung der Bezugsfrist der Ausgabepreis bereits zu 
einem sehr frühen Zeitpunkt festgesetzt werden muss. Dies kann, insbesondere wenn die Märkte 
eine hohe Volatilität aufweisen, dazu führen, dass erhebliche Preisabschläge gemacht werden 
müssen. Die Interessen der Aktionäre werden in diesem Fall dadurch gewahrt, dass die Schuldver-
schreibungen nicht wesentlich unter dem Marktwert ausgegeben werden, wodurch der Wert des 
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Bezugsrechts praktisch gegen null geht. Diese Ermächtigung ist auf die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
vorgesehene Grenze von 10 % des Grundkapitals beschränkt. Auf diese 10 % sind diejenigen Aktien 
anzurechnen, die während der Laufzeit der Ermächtigung aufgrund einer entsprechenden Ermäch-
tigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben bzw. veräußert wurden. Unabhängig davon, ob entsprechende 
Ermächtigungen mit der Möglichkeit eines Bezugsrechtsausschlusses einzeln oder kumulativ aus-
genutzt werden, soll insgesamt die Grenze von 10 % des Grundkapitals nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
nicht überschritten werden. Die verschiedenen vorgeschlagenen und in der Satzung enthaltenen 
Ermächtigungen mit der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
sollen dem Vorstand in der konkreten Situation die Möglichkeit geben, das Finanzierungsinstru-
ment zu wählen, welches im Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre am besten geeignet ist.

	▪ 	� Der Vorstand soll ferner mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt werden, bei der Ausgabe 
von Schuldverschreibungen, die in ihrer Ausstattung nicht aktiengleich oder aktienähnlich ausge-
staltet sind, also insbesondere keine Teilhabe am Gewinn und/oder Liquidationserlös gewähren, 
und die nicht mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder Wandlungspflichten verbunden sind, das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Unter der Prämisse einer obligationsähnlichen Aus-
gestaltung der Schuldverschreibungen wird die mitgliedschaftliche Position der Aktionäre nicht 
betroffen; weder das Stimmrecht noch der anteilige Dividendenanspruch oder der Anteil am Gesell-
schaftsvermögen würden durch eine bezugsrechtslose Schuldverschreibungsemission verändert. 
Im Falle eines Bezugsrechtsausschlusses müssten die Schuldverschreibungen zudem verbindlich 
zu marktgerechten Ausgabebedingungen begeben werden, sodass sich diesbezüglich schon kein 
nennenswerter Bezugsrechtswert ergäbe. Demgegenüber wird der Vorstand durch die Möglichkeit 
eines Bezugsrechtsausschlusses in die Lage versetzt, ein niedriges Zinsniveau bzw. eine günstige 
Nachfragesituation flexibel und kurzfristig für eine Emission zu nutzen. Dadurch ist er in der Lage, 
das Platzierungsrisiko deutlich zu reduzieren. Dagegen bestünde bei einer Bezugsrechtsemission 
die je nach Marktlage mehr oder weniger große Gefahr, dass sich die einmal festgesetzten Konditio
nen bis zum Zeitpunkt der tatsächlichen Platzierung am Markt als nicht mehr marktgerecht erwei-
sen. Die Gesellschaft liefe daher Gefahr, die Schuldverschreibungen gar nicht platzieren zu können, 
oder aber, diese zu günstig zu platzieren. Beides wäre nicht im Interesse der Gesellschaft oder ihrer 
Aktionäre. Um dem Schutzbedürfnis der Aktionäre Rechnung zu tragen, wird der Vorstand jedoch 
im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob ein Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft erfor-
derlich ist. In jedem Fall behalten die Aktionäre auch bei einer bezugsrechtslosen Begebung der 
Schuldverschreibungen die Möglichkeit, diese im Rahmen der Platzierung oder anschließend über 
die Börse zu erwerben.

	▪ 	� Der Vorstand soll außerdem mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt werden, bei der Ausgabe 
von Schuldverschreibungen unter grundsätzlicher Wahrung der Bezugsrechte der Aktionäre die 
Bezugsrechte für Spitzenbeträge auszuschließen. Dies kann erforderlich werden, wenn anders ein 
praktikables Bezugsverhältnis nicht zu erreichen ist. Der Wert solcher Spitzenbeträge ist für den 
einzelnen Aktionär in aller Regel gering. Auch der mögliche Verwässerungseffekt ist wegen der 
Beschränkung auf Spitzenbeträge zu vernachlässigen. Die Gesellschaft wird sich bemühen, freie 
Spitzen im Interesse der Aktionäre bestmöglich zu verwerten.

	▪ 	� Darüber hinaus soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden, soweit dies erforderlich ist, um auch 
den Inhabern von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und Optionsrechten oder (bedingten) 
Wandlungspflichten ein Bezugsrecht zu gewähren, wie es ihnen zustünde, wenn sie ihr Wandlungs- 
oder Optionsrecht bereits ausgeübt bzw. ihre (bedingte) Wandlungspflicht bereits erfüllt hätten. 
Finanzierungsinstrumente wie die hier beschriebenen enthalten in ihren Bedingungen regelmäßig 
sog. Verwässerungsschutzklauseln für den Fall, dass die Gesellschaft weitere solche Finanzierungs-
instrumente oder Aktien emittiert, auf die die Aktionäre ein Bezugsrecht haben. Damit der Wert 
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dieser Finanzierungsinstrumente durch solche Maßnahmen nicht beeinträchtigt wird, erhalten die 
Inhaber dieser Finanzierungsinstrumente in der Regel dadurch einen Ausgleich, dass der Umtausch 
oder der Bezugspreis ermäßigt wird oder dass sie ebenfalls ein Bezugsrecht auf die später emittier-
ten Finanzierungsinstrumente oder Aktien erhalten. Um sich insoweit größtmögliche Flexibilität 
zu erhalten, soll daher auch für diesen Fall die Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss bestehen. 
Dies dient einer erleichterten Platzierung und damit letztlich der optimalen Finanzstruktur der 
Gesellschaft.

	▪ 	 Schließlich soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, um Schuldverschreibungen 
gegen Sachleistung begeben zu können. Die Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibun-
gen gegen Sacheinlagen soll der Gesellschaft höchstvorsorglich die Möglichkeit verschaffen, diese 
Finanzierungsinstrumente auch im Zusammenhang mit dem Erwerb von Vermögensgegenstän-
den einzusetzen. Dies kann insbesondere beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen praktisch werden. In solchen Fällen bestehen die Verkäufer häufig darauf, eine 
Gegenleistung in anderer Form als Geld oder nur Geld zu erhalten. Dann kann es eine interessante 
Alternative darstellen, anstelle oder neben der Gewährung von Aktien oder Barleistungen Schuld-
verschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten oder Genussrechte anzubieten. Diese Mög-
lichkeit schafft zusätzliche Flexibilität und erhöht die Chancen der Gesellschaft bei Akquisitionen.

Sowohl die Ermächtigung zur Ausgabe gegen Sacheinlagen als auch ein diesbezüglicher Bezugs-
rechtsausschluss sollen jedoch nur dann ausgenutzt werden, wenn der Erwerb des betreffenden 
Gegenstands im überwiegenden Interesse der Gesellschaft liegt und ein anderweitiger Erwerb, ins-
besondere durch Kauf, rechtlich oder tatsächlich nicht oder nur zu ungünstigeren Bedingungen in 
Betracht kommt. In diesen Fällen wird die Gesellschaft stets prüfen, ob ein ebenso geeigneter Weg 
zum Erwerb der Sache zur Verfügung steht, der in seinen Auswirkungen weniger stark in die Stel-
lung der Aktionäre eingreift. So wird bei dem Erwerb von Sacheinlagen regelmäßig zu prüfen sein, 
ob zum Beispiel anstelle eines Bezugsrechtsausschlusses den nicht am Einlagevorgang beteiligten 
Aktionären auch ein paralleles Bezugsrecht gegen Barleistung gewährt werden kann. Dem Interesse 
der Aktionäre wird weiter dadurch Rechnung getragen, dass der Vorstand bei dem Erwerb von 
Sacheinlagen gegen die Begebung einer Schuldverschreibung und/oder die Ausgabe neuer Aktien 
sorgfältig prüfen wird, ob der Wert der Sacheinlage in einem angemessenen Verhältnis zum Wert 
der begebenen Instrumente steht. 

Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über eine Ausnutzung dieser 
Ermächtigung berichten.

Bericht zu Tagesordnungspunkten 11 und 12 nach §§ 203 Absatz 2 i. V. m.  
§ 186 Absatz 4 Satz 2 AktG
Die Gesellschaft hatte zuletzt in der Hauptversammlung am 11. Mai 2017 ein genehmigtes Kapital beschlos-
sen. Dessen Gültigkeitsdauer läuft am 10. Mai 2022 ab. Der Vorstand und der Aufsichtsrat bitten die Akti-
onäre der Gesellschaft unter den Tagesordnungspunkten 11 und 12 daher, ein neues genehmigtes Kapital 
mit einer Laufzeit bis zum 4. Mai 2027 zu beschließen. Der vorgesehene Ermächtigungsrahmen ist auf 
20 % des derzeit bestehenden Grundkapitals (EUR 63.275.033,00) begrenzt und bleibt damit hinter der 
bisherigen Ermächtigung vom 11. Mai 2017 zurück. Hintergrund der Reduzierung ist – wie bei der unter 
Tagesordnungspunkt 9 und 10 vorgeschlagenen Ermächtigung – eine geänderte Marktpraxis, der sich 
die Gesellschaft anschließt. 

Dem Vorstand soll mit dem neuen genehmigten Kapital, wie bereits aktuell, ein effektives Mittel an 
die Hand gegeben werden, auf aktuelle Marktentwicklungen, insbesondere eine günstige Börsen
situation, zeitnah reagieren zu können. Soweit dies zur Sicherung der Wettbewerbsposition sowie zur 
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Aufrechterhaltung des hervorragenden Ratings der Gesellschaft erforderlich werden sollte, stellt die 
vorgeschlagene Ermächtigung ein flexibles Instrument dar, die Kapitalausstattung der Gesellschaft auch 
kurzfristig verbessern zu können. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund zu sehen, dass sich in 
der aktuellen Situation an den Kapitalmärkten sowie der Lage der Rückversicherungsbranche kurz-
fristig sowohl Chancen zur Verbesserung der Wettbewerbsposition, etwa durch Unternehmensakquisi-
tionen, als auch damit verbundene Notwendigkeiten zu Kapitalmaßnahmen ergeben können. In diesen 
Fällen muss die Gesellschaft in der Lage sein, schnell und flexibel zu reagieren, ohne auf die nächste 
ordentliche Hauptversammlung warten zu müssen.

Bei solchen Maßnahmen ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Einräu-
mung des Bezugsrechts kann auch in der Weise erfolgen, dass die neuen Aktien von einem Kreditins-
titut mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären im Wege eines sog. „mittelbaren 
Bezugsrechts“ anzubieten. Der vorgeschlagene Beschluss sieht jedoch vor, dass das Bezugsrecht zur 
Glättung von Spitzenbeträgen, zur Bedienung von Schuldverschreibungen oder Genussrechten mit 
Umtausch- oder Bezugsrechten, unter den Voraussetzungen des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG sowie zur 
Ausgabe von Aktien gegen Sacheinlagen ausgeschlossen werden kann. Dies entspricht dem bisherigen 
genehmigten Kapital.

Die Möglichkeiten zum Bezugsrechtsausschluss sind allerdings summenmäßig begrenzt, um einer 
möglichen Verwässerung der vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre vorzubeugen. Insgesamt 
darf die Summe der Aktien, die aufgrund des genehmigten Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegeben werden, einen anteiligen Betrag von EUR 31.637.516,50 (entsprechend 10 % des derzeitigen 
Grundkapitals) nicht überschreiten. Auf diese Grenze sind Aktien anzurechnen, die zur Bedienung 
von Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer 
Wandlungspflicht auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen bzw. die Genussrechte während 
der Laufzeit der unter Tagesordnungspunkten 11 und 12 erbetenen Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben werden. Anzurechnen sind ferner Aktien, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung aufgrund einer Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 
Satz 5 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden. Insoweit ist es der Gesellschaft ver-
wehrt, unter Bezugsrechtsausschluss Aktien aufgrund mehrerer Ermächtigungen auszugeben, wenn 
damit in der Summe der Betrag von 10 % des derzeitigen Grundkapitals überschritten wird.

Im Einzelnen soll ein Ausschluss des Bezugsrechts in folgenden Fällen möglich sein: 

	▪ 	 Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt sein, bei der Ausgabe neuer Aktien 
unter grundsätzlicher Wahrung der Bezugsrechte der Aktionäre die Bezugsrechte für Spitzenbeträge 
auszuschließen. Dies kann erforderlich werden, wenn anders ein praktikables Bezugsverhältnis 
nicht zu erreichen ist. Der Wert solcher Spitzenbeträge ist für den einzelnen Aktionär in aller Regel 
gering. Auch der mögliche Verwässerungseffekt ist wegen der Beschränkung auf Spitzenbeträge zu 
vernachlässigen. Die Gesellschaft wird sich bemühen, freie Spitzen im Interesse der Aktionäre best-
möglich zu verwerten.

	▪ 	� Darüber hinaus soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, soweit dies erforderlich ist, um 
auch den Inhabern von Instrumenten mit Wandlungs- und Optionsrechten oder Wandlungspflich-
ten ein Bezugsrecht zu gewähren, wie es ihnen zustünde, wenn sie ihr Wandlungs- oder Optionsrecht 
bereits ausgeübt beziehungsweise ihre Wandlungspflicht bereits erfüllt hätten. Finanzierungsinst-
rumente wie etwa Wandelanleihen enthalten in ihren Bedingungen regelmäßig sog. Verwässerungs-
schutzklauseln für den Fall, dass die Gesellschaft weitere solcher Finanzierungsinstrumente oder 

Bericht des Vorstands zu den Tagesordnungspunkten 7 bis 12 (Fortsetzung)
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Aktien emittiert, auf die die Aktionäre ein Bezugsrecht haben. Damit der Wert dieser Finanzierungs-
instrumente durch solche Maßnahmen nicht beeinträchtigt wird, erhalten die Inhaber dieser Finan-
zierungsinstrumente in der Regel dadurch einen Ausgleich, dass der Umtausch- oder Bezugspreis 
ermäßigt wird oder dass sie ebenfalls ein Bezugsrecht auf die später emittierten Finanzierungsinstru-
mente oder Aktien erhalten. Um sich insoweit größtmögliche Flexibilität zu erhalten, soll daher auch 
für diesen Fall die Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss bestehen. Dies dient einer erleichterten 
Platzierung und damit letztlich der optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft.

	▪ 	� Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats außerdem ermächtigt sein, Aktien mit einem 
anteiligen Betrag von bis zu 10 % des bei Wirksamwerden dieser Ermächtigung und bei der Beschluss-
fassung über die Ausübung der Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals börsenkursnah unter 
Ausschluss des Bezugs gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG auszugeben. Diese Ermächtigung soll den 
Vorstand in die Lage versetzen, eine günstige Börsensituation auszunutzen und Aktien kurzfristig 
insbesondere bei institutionellen Investoren zu platzieren. Der Ausschluss des Bezugsrechts ermög-
licht in diesem Fall ein schnelles und flexibles Handeln und eine Platzierung der Aktien nahe am 
Börsenkurs. Im Vergleich dazu ist die Ausgabe von Aktien unter Gewährung eines Bezugsrechts unter 
Umständen weniger attraktiv, da zur Wahrung der Bezugsfrist der Ausgabepreis bereits zu einem sehr 
frühen Zeitpunkt festgesetzt werden muss. Dies kann, insbesondere wenn die Märkte eine hohe Vola-
tilität aufweisen, dazu führen, dass erhebliche Preisabschläge gemacht werden müssen.

Die Interessen der Aktionäre werden in diesem Fall dadurch gewahrt, dass die neuen Aktien nicht 
wesentlich unter dem Börsenkurs ausgegeben werden dürfen, wodurch der Wert des Bezugsrechts 
in diesen Fällen praktisch gegen null geht. Diese Ermächtigung ist auf die in § 186 Absatz 3 Satz 
4 AktG vorgesehene Grenze von 10 % des Grundkapitals beschränkt. Auf diese 10 % sind diejeni-
gen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit der unter Tagesordnungspunkten 11 und 12 
erbetenen Ermächtigung aufgrund einer entsprechenden Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben beziehungsweise veräußert werden. Unabhängig davon, ob entsprechende Ermäch-
tigungen mit der Möglichkeit eines Bezugsrechtsausschlusses einzeln oder kumulativ ausgenutzt 
werden, soll insgesamt die Grenze von 10 % des Grundkapitals nach § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 
nicht überschritten werden. Die verschiedenen Ermächtigungen mit der Möglichkeit des Bezugs-
rechtsausschlusses nach § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG sollen dem Vorstand in der konkreten Situ-
ation die Möglichkeit geben, das Finanzierungsinstrument zu wählen, welches im Interesse der 
Gesellschaft und der Aktionäre am besten geeignet ist.

	▪ 	� Schließlich soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, um Aktien auch zukünftig gegen 
Sachleistungen begeben zu können. Die Ermächtigung zur Ausgabe von Aktien gegen Sacheinlagen 
soll der Gesellschaft die Möglichkeit verschaffen, Aktien der Gesellschaft auch im Zusammenhang 
mit dem Erwerb von Vermögensgegenständen einzusetzen. Dies kann insbesondere beim Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen praktisch werden. In solchen Fällen 
bestehen die Verkäufer häufig darauf, eine Gegenleistung in anderer Form als Geld oder nur Geld zu 
erhalten. Dann kann es eine interessante Alternative darstellen, anstelle oder neben der Barleistung 
Aktien anzubieten. Diese Möglichkeit schafft zusätzliche Flexibilität und erhöht die Chancen der 
Gesellschaft bei Akquisitionen.

Sowohl die Ermächtigung zur Ausgabe gegen Sacheinlagen als auch ein diesbezüglicher Bezugs-
rechtsausschluss sollen jedoch nur dann ausgenutzt werden, wenn der Erwerb des betreffenden 
Gegenstands im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt und ein anderweitiger Erwerb, 
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insbesondere durch Kauf, rechtlich oder tatsächlich nicht oder nur zu ungünstigeren Bedingungen 
in Betracht kommt. In diesen Fällen wird die Gesellschaft indes stets prüfen, ob ein ebenso geeig-
neter Weg zum Erwerb der Sache zur Verfügung steht, der in seinen Auswirkungen weniger stark 
in die Stellung der Aktionäre eingreift. So wird bei dem Erwerb von Sacheinlagen regelmäßig zu 
prüfen sein, ob zum Beispiel anstelle eines Bezugsrechtsausschlusses den nicht am Einlagevorgang 
beteiligten Aktionären auch ein paralleles Bezugsrecht gegen Barleistung gewährt werden kann. Dem 
Interesse der Aktionäre wird weiter dadurch Rechnung getragen, dass der Vorstand sorgfältig prüfen 
wird, ob der Wert der Sacheinlage in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Aktien steht.

Mit der Ermächtigung zur Verwendung eines Teils des genehmigten Kapitals gemäß Tagesordnungs-
punkt 12 soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch zur Ausgabe von neuen Aktien 
an Mitarbeiter der Gesellschaft (Belegschaftsaktien) ermächtigt werden. Hierzu ist es ebenfalls erfor-
derlich, dass diese Aktien vom gesetzlichen Bezugsrecht der Aktionäre ausgenommen werden. Die 
Gesellschaft hat in der Vergangenheit mehrfach Mitarbeiterbeteiligungsprogramme angeboten. Der 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ist durch die Vorteile gerechtfertigt, die ein Mitarbeiterbe-
teiligungsprogramm für die Gesellschaft und damit auch für ihre Aktionäre bietet. Die Ausgabe von 
Aktien an Mitarbeiter wird von Vorstand und Aufsichtsrat als wichtiges Instrument zur langfristigen 
Bindung von Mitarbeitern an das Unternehmen angesehen und ist deshalb für die Gesellschaft von 
besonderem Interesse. Zudem wird die Gewährung von Mitarbeiteraktien als Vergütungsform durch 
Freibeträge steuerlich begünstigt. Bei der Festlegung des Ausgabebetrages kann eine bei Belegschafts-
aktien übliche Vergünstigung gewährt werden. Für die Aktionäre ergibt sich dadurch jedoch keine 
relevante Verwässerung, da vom Bezugsrechtsausschluss weniger als 1 % des derzeitigen Grundkapi-
tals betroffen sind. Neben dem Erwerb eigener Aktien auf Grundlage der gesetzlichen Ermächtigung 
nach § 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG, die bisher jeweils als Rechtsgrundlage für die Mitarbeiterbeteiligungspro-
gramme diente und auch weiterhin in erster Linie dienen soll, bietet die Ausgabe von neuen Aktien 
an Mitarbeiter auf Grundlage dieser Ermächtigung gemäß Tagesordnungspunkt 7 gegebenenfalls ein 
höheres Maß an Flexibilität. 

Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über eine Ausnutzung dieser Ermäch-
tigung berichten. 

Informationen gemäß Tabelle 3 Block E Ziffern 3, 4 und 5 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 
vom 3. September 2018
Die zu den Tagesordnungspunkten 1 bis 12 zugänglich zu machenden Unterlagen sind auf der Internet-
seite der Gesellschaft unter https://www.talanx.com/hv zugänglich.

Dort stehen den Aktionären auch weitere Informationen zur Teilnahme an der Hauptversammlung, 
zur Tagesordnung sowie zu den Fristen für die Ausübung anderer Aktionärsrechte zur Verfügung. 

Die Abstimmung über die Tagesordnungspunkte 2 bis (einschließlich) 5 sowie 7 bis (einschließlich) 12 
hat verbindlichen Charakter, die Abstimmung zu Tagesordnungspunkt 6 empfehlenden Charakter. Zu 
den Tagesordnungspunkten 2 bis (einschließlich) 12 können die Aktionäre mit „Ja“ oder „Nein“ abstim-
men oder sich der Stimme enthalten.

Bericht des Vorstands zu den Tagesordnungspunkten 7 bis 12 (Fortsetzung)
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Die Hauptversammlung wird mit Zustimmung des Aufsichtsrats nach Maßgabe des Gesetzes über 
Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht 
zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie (Art. 2 des Gesetzes zur Abmilderung der 
Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht, Bundesgesetzblatt I 2020, 
S. 569, zuletzt geändert durch Art. 16 des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens „Aufbauhilfe 
2021“ und zur vorübergehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht wegen Starkregenfällen und 
Hochwassern im Juli 2021 sowie zur Änderung weiterer Gesetze (Aufbauhilfegesetz 2021 – AufbhG 2021) 
vom 10. September 2021, Bundesgesetzblatt I 2021, S. 4147; nachfolgend COVID-19-Gesetz) als virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten abgehalten. 

Die virtuelle Hauptversammlung wird am 5. Mai 2022, ab 11:00 Uhr (MESZ), live in Bild und Ton in 
unserem Aktionärsportal unter https://hv-talanx.link-apps.de/imeet übertragen. Aktionäre, die die 
virtuelle Hauptversammlung live verfolgen wollen, müssen sich zuvor anmelden (siehe unten unter 
„Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung“). Die Eröffnung der virtuellen Hauptversammlung 
durch den Versammlungsleiter sowie der Vortrag des Vorstands werden zusätzlich live in Bild und Ton 
auf der Internetseite der Talanx Aktiengesellschaft unter https://www.talanx.com/hv übertragen. Eine 
Videoaufzeichnung hiervon ist im Nachgang an die virtuelle Hauptversammlung unter derselben 
Adresse abrufbar.

Eine physische Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten ist ausgeschlossen. Die Liveüber
tragung ermöglicht keine Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung im Sinne des § 118 Abs. 1 
Satz 2 AktG. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt daher aus-
schließlich im Wege der Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benann-
ten Stimmrechtsvertreter.

Informationen zur Durchführung der virtuellen Hauptversammlung 
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Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit gemäß § 122 Abs. 2 AktG 
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag 
von EUR 500.000,00 erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und 
bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 
beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Talanx Aktiengesellschaft zu richten und 
muss der Gesellschaft unter der unten im Absatz „Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären 
gemäß §§ 126 Abs. 1 und 127 AktG i. V. m. Art. 2 § 1 Abs. 2 S. 3 COVID-19-Gesetz“ angegebenen Adresse 
spätestens am 4. April 2022, 24:00 Uhr (MESZ) zugegangen sein. Anderweitig adressierte Anträge auf 
Ergänzung der Tagesordnung werden nicht berücksichtigt. 

Ergänzungsverlangen werden nur berücksichtigt, wenn die Antragsteller nachweisen, dass sie seit min-
destens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens hinsichtlich des Mindestaktienbesitzes Inha-
ber der Aktien sind und, dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten, 
wobei § 70 AktG bei der Berechnung der Aktienbesitzzeit Anwendung findet. 

Bekannt zu machende Ergänzungsverlangen werden – soweit sie nicht bereits mit der Einberufung 
bekannt gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt 
gemacht. Sie werden außerdem auf der Internetseite https://www.talanx.com/hv bekannt gemacht 
und gemäß § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG mitgeteilt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1 und 127 AktG  
i. V. m. Art. 2 § 1 Abs. 2 S. 3 COVID-19-Gesetz 
Jeder Aktionär ist berechtigt, Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu 
bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge zu den auf der Tagesordnung stehenden 
Wahlen zu übersenden (§§ 126 Abs. 1, 127 AktG).

Gegenanträge von Aktionären werden vorbehaltlich § 126 Abs. 2 und Abs. 3 AktG, Wahlvorschläge wer-
den vorbehaltlich §§ 127 Satz 1, 126 Abs. 2 und Abs. 3, § 127 Satz 3 AktG ausschließlich im Internet unter 
https://www.talanx.com/hv zugänglich gemacht, wenn die nachfolgend beschriebenen Voraussetzun-
gen eingehalten werden. Das Zugänglichmachen erfolgt einschließlich des Namens des Aktionärs, der 
Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung.

Zugänglich zu machende Gegenanträge müssen sich gegen einen Vorschlag von Vorstand und/oder 
Aufsichtsrat richten und zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Begründung gemacht wer-
den. Zugänglich zu machende Wahlvorschläge müssen zu den auf der Tagesordnung stehenden Wahlen 
gemacht werden; sie müssen nicht mit einer Begründung versehen werden.

Zugänglich zu machende Gegenanträge mit Begründung gegen einen Vorschlag von Vorstand und/
oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung und Wahlvorschläge von Aktionären 
zu den auf der Tagesordnung stehenden Wahlen müssen der Gesellschaft spätestens am 20. April 2022, 
24:00 Uhr (MESZ) unter der nachstehenden Adresse zugegangen sein. Anderweitig adressierte Gegen-
anträge und Wahlvorschläge von Aktionären werden nicht berücksichtigt.

Talanx Aktiengesellschaft, z. Hd. Leiter Group Governance/Corporate Office

	▪ postalisch: HDI-Platz 1, 30659 Hannover

	▪ per Telefax: +49 511 3747 112209 

	▪ elektronisch: hauptversammlung@talanx.de	

Angaben zu den Rechten der Aktionäre 
nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 AktG i. V. m. § 1 COVID-19-Gesetz
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Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenanträge oder Wahlvorschläge gestellt 
werden. Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 AktG zugänglich zu 
machen sind, gelten als in der Hauptversammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende oder den 
Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung ange-
meldet ist (siehe unten unter „Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung“).

Fragerecht der Aktionäre gemäß § 131 Abs. 1 AktG i. V. m. Art. 2 § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 3, S. 2 COVID-19-Gesetz
Ein Auskunftsrecht im Sinne von § 131 Abs. 1 AktG besteht für Aktionäre nicht. Aktionäre haben jedoch 
das Recht, Fragen im Wege der elektronischen Kommunikation einzureichen. Hierfür müssen sich Aktio-
näre anmelden (siehe unten unter „Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung“). Der Vorstand ent-
scheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet. Der Vorstand kann Fragen 
und deren Beantwortung zusammenfassen, wenn ihm dies sinnvoll erscheint. Fragen in Fremdsprachen 
werden nicht berücksichtigt. Der Vorstand behält sich vor, Fragen vorab auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter https://www.talanx.com/hv zu beantworten.

Fragen der Aktionäre sind bis spätestens einen Tag vor der Versammlung, d. h. bis spätestens 3. Mai 
2022, 24:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs) unter Angabe der Aktionärsnummer im Wege 
elektronischer Kommunikation über das Aktionärsportal unter https://hv-talanx.link-apps.de/imeet 
einzureichen.

Nach diesem Zeitpunkt und insbesondere während der virtuellen Hauptversammlung können keine 
Fragen gestellt werden.

Möglichkeit zur Einreichung von Stellungnahmen  
Bei einer virtuellen Hauptversammlung ohne physische Präsenz haben die Aktionäre grundsätzlich 
nicht die Möglichkeit, sich durch Redebeiträge zur Tagesordnung zu äußern. Der Vorstand hat aber 
entschieden, über die Vorgaben des COVID-19-Gesetzes hinaus, die Möglichkeit zur Einreichung von 
Stellungnahmen mit Bezug zur Tagesordnung zu eröffnen.

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind und sich ordnungsgemäß zur Teilnahme an der Haupt
versammlung angemeldet haben (siehe unten unter „Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung“), 
beziehungsweise deren Bevollmächtigte, können der Gesellschaft Stellungnahmen in Textform oder als 
Video in deutscher Sprache bis spätestens 1. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs), über 
das Aktionärsportal übermitteln. Für den Online-Zugang sind bitte die Hinweise im Abschnitt „Anmel-
dung zur virtuellen Hauptversammlung“ zu beachten. Je Aktionär ist insgesamt nur eine Stellung-
nahme in Textform oder als Videobotschaft zulässig.

Der Umfang einer Stellungnahme darf 10.000 Zeichen beziehungsweise – im Fall einer Stellungnahme 
per Video – zwei Minuten nicht überschreiten. Stellungnahmen per Video sind nur zulässig, wenn der 
Aktionär beziehungsweise sein Bevollmächtigter darin selbst in Erscheinung tritt und spricht. 

Es besteht kein Rechtsanspruch auf die Veröffentlichung einer Stellungnahme. Die Gesellschaft behält 
sich insbesondere vor, Stellungnahmen nicht zu veröffentlichen, wenn sie keinen erkennbaren Bezug 
zur Tagesordnung der Hauptversammlung haben, in Inhalt und Darstellung einem zulässigen Redebei-
trag in der Hauptversammlung nicht entsprechen oder beleidigenden, diskriminierenden, strafrechtlich 
relevanten, offensichtlich falschen oder irreführenden Inhalt haben. Gleiches gilt für Stellungnah-
men in anderer als deutscher Sprache sowie für Stellungnahmen, deren Umfang 10.000 Zeichen 
beziehungsweise – im Fall einer Stellungnahme per Video – zwei Minuten überschreitet oder die nicht 
bis zu dem vorstehend genannten Zeitpunkt wie oben beschrieben eingereicht wurden. 
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Soweit im Vorfeld der Hauptversammlung nach Maßgabe der vorstehenden Bestimmungen ordnungs-
gemäß eingereichte Stellungnahmen zugänglich gemacht werden, geschieht dies über das Aktionärspor-
tal. Zusätzlich ist beabsichtigt, die zugänglich gemachten Videostellungnahmen auch während der für 
die Aktionäre und ihre Bevollmächtigten übertragenen Hauptversammlung einzuspielen. Der Vorstand 
kann jedoch nach seinem freien Ermessen entscheiden, auf eine Einspielung von Stellungnahmen 
insgesamt zu verzichten, falls die Durchführung der Hauptversammlung innerhalb eines angemessenen 
zeitlichen Rahmens hierdurch gefährdet würde. Der Vorstand kann nach seinem freien Ermessen auch 
entscheiden, dass nur einzelne der zugänglich gemachten Videostellungnahmen eingespielt werden. 
Bei seiner Entscheidung kann er sich insbesondere am Bezug zur Tagesordnung, der für die Einspielung 
benötigten Zeit, der Zahl der eingereichten Videostellungnahmen sowie der Anzahl der von dem einrei-
chenden Aktionär beziehungsweise Bevollmächtigten vertretenen Aktien orientieren und etwa Aktio-
närsvereinigungen oder Fondsgesellschaften bevorzugt behandeln. Es besteht kein Rechtsanspruch auf 
die Einspielung einer Videostellungnahme. 

Stellungnahmen werden nach erfolgter Prüfung bis zu Beginn der Hauptversammlung unter Offenlegung 
des Namens und Wohnorts beziehungsweise Sitzes des einreichenden Aktionärs beziehungsweise Bevoll-
mächtigten im Aktionärsportal zugänglich gemacht beziehungsweise während der Hauptversammlung 
eingespielt. Zu diesem Zweck holen wir im Aktionärsportal vorab Ihre Einwilligung ein. 

Etwaige Anträge, Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der Hauptversammlung 
in den eingereichten Stellungnahmen werden nicht berücksichtigt. Diese sind ausschließlich auf den in 
dieser Einberufung beschriebenen Wegen einzureichen.

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre
Nähere Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre gemäß § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 
AktG und Art. 2 § 1 des COVID-19-Gesetzes finden sich auch im Internet unter https://www.talanx.com/hv

Angaben zu den Rechten der Aktionäre (Fortsetzung)
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Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung
Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind gemäß  
§ 14 Abs. 1 der Satzung diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bis spätestens 28. April 2022, 24:00 Uhr 
(MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs)  

	▪ schriftlich unter der Postadresse: 
Talanx Aktiengesellschaft 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München

	▪ oder elektronisch unter der Internet-Adresse: 
https://hv-talanx.link-apps.de/imeet 
  
oder unter dem Link: 
https://www.talanx.com/hv

	▪ oder elektronisch unter der E-Mail-Adresse: 
talanx.hv@linkmarketservices.de

angemeldet haben und zum Zeitpunkt der virtuellen Hauptversammlung für die angemeldeten Aktien 
im Aktienregister eingetragen sind. 

Die Aktien werden durch eine Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung nicht blockiert; Aktionäre 
können deshalb über ihre Aktien auch nach erfolgter Anmeldung weiterhin frei verfügen. Eine Verfü-
gung kann jedoch Auswirkungen auf die Berechtigung zur virtuellen Teilnahme und die Berechtigung 
zur Ausübung des Stimmrechts haben, da für die Teilnahme- und Stimmberechtigung der Aktienbe
stand laut Aktienregister zum Zeitpunkt der virtuellen Hauptversammlung maßgeblich ist. Dieser 
wird dem Bestand des Aktienregisters am 28. April 2022, 24:00 Uhr (MESZ) (= technisch maßgeblicher 
Bestandsstichtag, sogenanntes Technical Record Date) entsprechen, da aus abwicklungstechnischen 
Gründen zwischen dem Ablauf der Anmeldefrist und dem Ende des Tages der virtuellen Hauptver-
sammlung, d. h. vom 29. April 2022, 00:00 Uhr (MESZ) bis einschließlich 5. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ), 
keine Umschreibungen im Aktienregister stattfinden.

Ist ein Intermediär im Aktienregister eingetragen, so kann er das Stimmrecht für Aktien, die ihm nicht 
gehören, nur aufgrund einer Ermächtigung des Aktionärs ausüben.

Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten
Aktionäre haben im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen die Möglichkeit, ihr Stimmrecht durch 
einen Bevollmächtigten, zum Beispiel einen Intermediär oder eine Aktionärsvereinigung, ausüben 
zu lassen. Auch in diesem Fall ist für eine rechtzeitige Anmeldung durch den Aktionär oder den Bevoll-
mächtigten entsprechend den oben unter „Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung“ genann-
ten Voraussetzungen Sorge zu tragen.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesell-
schaft bedürfen der Textform. Eine Bevollmächtigung kann postalisch oder per E-Mail an die oben unter 
„Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung“ genannte Anschrift bzw. E-Mail-Adresse vorgenom-
men werden. Bitte verwenden Sie hierfür das den Anmeldeunterlagen beigefügte Antwortformular. 
Außerdem steht Ihnen das Aktionärsportal unter https://hv-talanx.link-apps.de/imeet zur Verfügung.

Hinweise zur Teilnahme
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Im Falle der Bevollmächtigung eines Intermediärs, einer Aktionärsvereinigung oder einer sonstigen  
in § 135 Abs. 8 AktG genannten Person oder Institution richten sich das Verfahren, die Form und der 
Widerruf der Bevollmächtigung nach besonderen Regelungen. Bitte wenden Sie sich an den betreffen-
den Intermediär, die betreffende Aktionärsvereinigung oder sonstige in § 135 Abs. 8 AktG genannte 
Person oder Institution, um Näheres zu erfahren.

Bevollmächtigte können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das Stimm-
recht für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich im Wege der Briefwahl oder durch Erteilung von 
(Unter-)Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ausüben.

Die Gesellschaft hat gemäß § 14 Abs. 3 der Satzung Dr. Florian Schmidt (Group Legal) und Bernhard 
Krebs (Group Governance/Corporate Office) als Stimmrechtsvertreter mit dem Recht, Untervollmacht 
zu erteilen, benannt, die ebenfalls mit der Stimmabgabe bevollmächtigt werden können. Die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht ausschließlich auf Grundlage der 
vom Aktionär oder Bevollmächtigten erteilten Weisungen aus. Die Erteilung sowie Änderungen hinsicht-
lich der Vollmacht und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter können 
bis spätestens 4. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs) postalisch oder per E-Mail an die 
oben unter „Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung“ genannte Anschrift bzw. E-Mail-Adresse 
erfolgen, soweit Sie sich bis spätestens 28. April 2022, 24:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs) ange-
meldet haben. Bei mehrfach eingehenden Erklärungen hat die zuletzt eingegangene Erklärung Vorrang. 
Außerdem steht auch hier das Aktionärsportal unter https://hv-talanx.link-apps.de/imeet zur Verfü-
gung, über das die Erteilung sowie Änderungen hinsichtlich der Vollmacht und Weisungen an die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bis unmittelbar vor Beginn der Abstimmungen in 
der virtuellen Hauptversammlung am 5. Mai 2022 möglich sein werden.

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies 
im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Weisung zu diesem Tages
ordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung.

Wir bitten Sie zu beachten, dass die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter weder im Vor-
feld noch während der virtuellen Hauptversammlung Weisungen zu Verfahrensanträgen entgegenneh-
men können. Ebenso wenig nehmen die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter Aufträge 
oder Weisungen zu Stellungnahmen, zum Einlegen von Widersprüchen gegen Hauptversammlungs
beschlüsse oder zum Stellen von Fragen oder Anträgen entgegen. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl 
Aktionäre können ihre Stimme per Briefwahl abgeben. Zur Ausübung des Stimmrechts im Wege der 
Briefwahl sind nur diejenigen am Tag der virtuellen Hauptversammlung im Aktienregister eingetra-
genen Aktionäre berechtigt, die rechtzeitig entsprechend den oben unter „Anmeldung zur virtuellen 
Hauptversammlung“ genannten Voraussetzungen angemeldet sind. Die Stimmabgabe per Briefwahl 
sowie Änderungen hinsichtlich Ihrer Briefwahlstimmen können bis spätestens 4. Mai 2022, 24:00 Uhr 
(MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs) postalisch oder per E-Mail unter Verwendung des den Anmeldeunter-
lagen beigefügten Antwortformulars an die oben unter „Anmeldung zur virtuellen Hauptversamm-
lung“ genannte Anschrift bzw. E-Mail-Adresse erfolgen, soweit Sie sich bis spätestens 28. April 2022, 
24:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs) angemeldet haben. Bei mehrfach eingehenden Erklärungen 
hat die zuletzt eingegangene Erklärung Vorrang. Außerdem steht auch hier das Aktionärsportal unter 
https://hv-talanx.link-apps.de/imeet zur Verfügung, über das eine Ausübung des Stimmrechts im Wege 
der Briefwahl bis unmittelbar vor Beginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung 
am 5. Mai 2022 möglich sein wird. 

Hinweise zur Teilnahme (Fortsetzung)
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Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im 
Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Stimmabgabe zu diesem Tages-
ordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzelabstimmung.

Aktionärsportal 
Als im Aktienregister der Gesellschaft eingetragener Aktionär können Sie über das Internet den von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertretern Vollmacht und Weisungen zur Ausübung Ihres 
Stimmrechts erteilen sowie Ihr Stimmrecht per Briefwahl ausüben. Detailinformationen hierzu 
finden Sie in dem den Anmeldeunterlagen beigefügten Antwortformular sowie im Internet unter 
https://hv-talanx.link-apps.de/imeet

Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung
Widerspruch zur Niederschrift gegen einen Beschluss der Hauptversammlung gemäß § 245 Nr. 1 AktG 
i. V. m. Art. 2 § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 des COVID-19-Gesetzes kann von Aktionären oder Bevollmächtigten, die 
das Stimmrecht ausgeübt haben, von Beginn der virtuellen Hauptversammlung bis zum Ende der virtu-
ellen Hauptversammlung am 5. Mai 2022 im Wege elektronischer Kommunikation über das Aktionärs-
portal erklärt werden.

Hinweis zur Aktionärshotline für Aktionäre und Banken
Bei Fragen zur virtuellen Hauptversammlung der Talanx Aktiengesellschaft können sich die Aktionäre 
und Intermediäre per E-Mail an talanx.hv@linkmarketservices.de wenden. Zusätzlich steht Ihnen Mon-
tag bis Freitag zwischen 09:00 Uhr und 17:00 Uhr (MESZ) die Aktionärshotline unter der Telefonnum-
mer 0800 7823200 aus Deutschland (kostenfrei) oder +49 89 21027 333 aus dem Ausland zur Verfügung. 

Weitere Informationen erhalten Sie auch im Internet unter https://www.talanx.com/hv

 
Anzahl der Aktien und Stimmrechte
Die Gesamtzahl der Aktien im Zeitpunkt der Einberufung beträgt 253.100.132 Stück. Die Gesamtzahl der 
Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung beträgt 253.100.132.

Internetseite der Gesellschaft, über die die Informationen gemäß § 124a AktG zugänglich sind 
Die Einberufung der virtuellen Hauptversammlung mit den gesetzlich geforderten Angaben und Erläu
terungen ist auch über die Internetseite https://www.talanx.com/hv zugänglich. Hier finden Sie zudem 
die weiteren Informationen gemäß § 124a AktG.
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Im Folgenden stellen wir Ihnen spezifische Informationen zum Datenschutz für Aktionäre der Talanx 
Aktiengesellschaft und deren Vertretern, zur Registrierung und Nutzung unseres Aktionärsportals sowie 
zur Teilnahme an unserer Hauptversammlung zur Verfügung. Im Übrigen verweisen wir auf unsere All-
gemeine Datenschutzerklärung gemäß Art. 13 und 14 EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter https://www.talanx.com/de/datenschutz

1.	 Verantwortlicher für die Datenverarbeitung/Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten
	 Talanx Aktiengesellschaft
	 HDI-Platz 1
	 30659 Hannover
	 +49 511 3747 2227
	 ir@talanx.com

Den Datenschutzbeauftragten der Talanx Aktiengesellschaft erreichen Sie per Post unter der oben genann-
ten Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter – oder per E-Mail unter privacy@talanx.com

2.	� Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung, verarbeitete Datenkategorien
	� Die Talanx Aktiengesellschaft verarbeitet Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der 

EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), des Aktien
gesetzes (AktG), des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stif-
tungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 
(COVID-19-Gesetz). 

	� Die Aktien der Talanx Aktiengesellschaft sind auf den Namen lautende, nennwertlose Stückaktien. 
Nach § 67 AktG sind bei der Ausgabe von derartigen Namensaktien personenbezogene Daten in das 
Aktienregister der Gesellschaft einzutragen. Bei diesen handelt es sich um Vor- und Nachnamen, pos-
talische und elektronische Adressdaten, Geburtsdatum des Aktionärs sowie Nennung der Stückzahl 
oder Aktiennummer. Der Aktionär ist nach § 67 Abs. 1 Satz 2 AktG verpflichtet, diese Angaben der 
Gesellschaft mitzuteilen. Diese Mitteilung erfolgt in der Regel durch die Kreditinstitute, die beim 
Erwerb bzw. Verkauf und bei der Verwahrung der Aktien mitwirken. Die Übermittlung an die Talanx 
Aktiengesellschaft durch die Kreditinstitute erfolgt über die Clearstream Banking AG, Frankfurt am 
Main, die als Zentralverwahrer die technische Abwicklung von Wertpapiergeschäften und die Ver-
wahrung der Aktien für die Kreditinstitute wahrnimmt. Soweit Aktionäre personenbezogene Daten 
von Bevollmächtigten oder Vertretern der Talanx Aktiengesellschaft mitteilen (z. B. im Rahmen der 
Anmeldung zur Hauptversammlung), werden diese Daten entsprechend erhoben und gespeichert 
(regelmäßig Vor- und Nachname sowie Anschrift).

	� Eine Verarbeitung von personenbezogenen Daten erfolgt vorrangig zu aktien-, handels- und steuer-
rechtlichen Zwecken wie

	▪ 	� Identifikation der Aktionäre bzw. deren Vertreter, 
	▪ 	� Kommunikation und Zusammenarbeit mit Aktionären, 
	▪ 	� Bearbeitung von geltend gemachten Aktionärsrechten, 
	▪ 	� Führung des Aktienregisters, 
	▪ 	�� Registrierung und Nutzung eines Aktionärsportals (weitere Informationen finden Sie unten)
	▪ 	�� Durchführung und Abwicklung von Hauptversammlungen  

(weitere Informationen finden Sie unten),
	▪ 	� Erfüllung gesetzlicher Archivierungspflichten (weitere Informationen finden Sie unten). 

Informationen zum Datenschutz  
für Aktionäre der Talanx Aktiengesellschaft 
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	� Die Datenverarbeitungen basieren auf der Rechtsgrundlage Art. 6 Abs. 1 c) und Abs. 4 DSGVO i. V. m. 
dem Aktiengesetz. So ist Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten der Aktio
näre für Zwecke der Identifikation, der Kommunikation mit den Aktionären, der Ausübung der Rechte 
der Aktionäre, der Führung des Aktienregisters und für die Zusammenarbeit mit den Aktionären Art. 6 
Abs. 1 c) DSGVO i. V. m. § 67e Abs. 1 AktG.

	� In Einzelfällen verarbeitet die Talanx Aktiengesellschaft Ihre Daten auch zur Wahrung berechtigter 
Interessen nach Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn personenbezogene Daten 
zu statistischen Zwecken verarbeitet werden, etwa zur Entwicklung der Aktionärsstruktur oder der 
Handelsvolumina oder wenn bei Kapitalerhöhungen einzelne Aktionäre aufgrund ihrer Staatsange-
hörigkeit oder ihres Wohnsitzes von der Information über Bezugsangebote ausgenommen werden 
müssen, um Wertpapiervorschriften solcher Länder einzuhalten.

	� Soweit Sie das elektronische Anmeldeverfahren zur Hauptversammlung über unser Aktionärsportal 
nutzen, verarbeiten wir insoweit Ihre Daten mit Ihrer Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1 a) i. V. m. Art. 
7 DSGVO. Ihre Einwilligung ist freiwillig. Sie können Ihre erteilte Einwilligung jederzeit mit Wirkung 
für die Zukunft widerrufen. Wir weisen Sie jedoch darauf hin, dass es uns im Falle Ihres Widerrufs 
ggf. ganz oder teilweise nicht mehr möglich ist, Ihnen das Aktionärsportal zur Verfügung zu stellen.

	� Soweit Sie Stellungnahmen zur Hauptversammlung elektronisch über unser Aktionärsportal zur 
Verfügung stellen, verarbeiten wir insoweit Ihre Daten mit Ihrer Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1a) 
i. V. m. Art. 7 DSGVO. Ihre Einwilligung ist freiwillig. Sie können Ihre erteilte Einwilligung jederzeit mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen.

	� Sollte beabsichtigt werden, Ihre personenbezogenen Daten für einen anderen Zweck zu verarbeiten, 
werden Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darüber vorher informiert.

	� Hauptversammlung
	� Es besteht die Möglichkeit, sich freiwillig für den Versand der Hauptversammlungsunterlagen an die 

eigene E-Mail-Adresse zu entscheiden. Aktionäre müssen sich dafür im Registrierungstool des Aktio-
närsportals registrieren. Zur erfolgreichen Durchführung der Registrierung benötigt und verarbeitet 
die Talanx Aktiengesellschaft die Aktionärsnummer, den Aktionärsnamen und die E-Mail-Adresse 
(sowie optional die Telefonnummer). Nach erfolgreicher Registrierung speichert die Talanx Aktien-
gesellschaft die erforderlichen Daten (insbesondere E-Mail-Adresse) im Aktienregister und verarbei-
tet diese zur Versendung von Hauptversammlungsunterlagen an die der Gesellschaft bekannte 
E-Mail-Adresse des jeweiligen Aktionärs. Ohne die Bereitstellung der Daten im Registrierungstool des 
Aktionärsportals kann die Registrierung nicht erfolgreich abgeschlossen werden und der Versand 
der Hauptversammlungsunterlagen an die E-Mail-Adresse ist nicht möglich. In diesem Fall wird die 
Talanx Aktiengesellschaft die Hauptversammlungsunterlagen weiterhin an die Postanschrift senden. 

	 �Die Talanx Aktiengesellschaft verarbeitet im Rahmen der Anmeldung eines Aktionärs für die Haupt-
versammlung die erforderlichen im Aktienregister gespeicherten sowie die vom Aktionär angege-
benen bzw. aus diesem Anlass von seiner Depotbank übermittelten Daten (insbesondere Vor- und 
Nachnamen, Wohnort oder Adresse, E-Mail-Adresse Aktienanzahl, Aktiengattung sowie Besitzart). 

	� Die Hauptversammlung wird im Jahr 2022 virtuell abgehalten, die hierfür erforderlichen Datenverar-
beitungen sind gemäß Art. 2 § 1 Abs. 8 COVID-19-Gesetz gerechtfertigt.
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	� Soweit die Ausübung von Rechten im Rahmen der Hauptversammlung durch einen Bevollmäch-
tigten erfolgt, verarbeitet die Talanx Aktiengesellschaft die in der Vollmachtserteilung angegebe-
nen personenbezogenen Daten des Aktionärs sowie Vor- und Nachname, Wohnort oder Adresse 
und E-Mail-Adresse des Bevollmächtigten. Im Falle der Erteilung von Vollmacht und Weisungen 
an einen von der Talanx Aktiengesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter werden zudem die 
erteilten Weisungen verarbeitet und die Vollmachtserklärung von der Gesellschaft drei Jahre nach-
prüfbar festgehalten. 

	� In der Hauptversammlung wird im Fall der Vertretung von Stimmrechten durch die von der Gesell
schaft benannten Stimmrechtsvertreter gem. § 129 AktG ein Teilnehmerverzeichnis mit den folgenden 
personenbezogenen Daten geführt: Vor- und Nachname sowie Wohnort des vertretenen Aktionärs 
und seines Vertreters, Aktienanzahl, Aktiengattung, Anzahl der Stimmrechte und Besitzart. Sofern 
ein Aktionär verlangt, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt werden, wird die Talanx 
Aktiengesellschaft diese Gegenstände unter Angabe des Namens des Aktionärs bei Vorliegen der Vor-
aussetzungen gemäß den aktienrechtlichen Vorschriften bekannt machen. Ebenso wird die Talanx 
Aktiengesellschaft Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären bei Vorliegen der Voraus
setzungen gemäß den aktienrechtlichen Vorschriften unter Angabe des Namens des Aktionärs auf 
der Internetseite der Talanx Aktiengesellschaft zugänglich machen (§§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 AktG 
i. V. m. Art. 2 § 1 COVID-19-Gesetz). 

3.	 Kategorien von Empfängern personenbezogener Daten

	� Externe Dienstleister:
	� Zur Führung des Aktienregisters sowie zur technischen Abwicklung der Hauptversammlung bedient 

sich die Talanx Aktiengesellschaft externer Dienstleister. Beispiele für Dienstleister, die wir in diesem 
Zusammenhang beauftragen sind:

	▪ Verwaltung und technische Führung des Aktienregisters durch eine 
Aktienregisterservicegesellschaft 

	▪ Organisation der Hauptversammlungen durch Hauptversammlungsdienstleister, Dienstleister 
für Druck und Versand der Aktionärsmitteilungen

	▪ Durchführung und technische Ausführung der Hauptversammlung (im Wesentlichen:  
Teilnahmeüberprüfung, technische Infrastruktur für Abstimmungen und Dokumentation  
der Hauptversammlungen)

 
	� Weitere Empfänger:
	� Im Rahmen der Hauptversammlung der Talanx Aktiengesellschaft wird ein Teilnehmerverzeichnis 

erstellt, welches persönliche Daten der Teilnehmer enthält. Dieses Verzeichnis kann während der 
Hauptversammlung von anderen Aktionären der Gesellschaft eingesehen werden. Zudem werden 
bei der Ausübung von Aktionärsrechten personenbezogene Daten nach gesetzlichen Vorschriften 
offengelegt. Dieses ist im Rahmen der Bekanntmachung von Verlangen auf Ergänzung der Tages
ordnung (§ 124 Abs. 1 AktG) sowie von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen von Aktionären (§§ 126, 
127 AktG). Auch wenn vorabeingereichte Fragen für die virtuelle Hauptversammlung eingereicht 
werden oder den Aktionären ein Fragerecht, während der virtuellen Hauptversammlung im Wege 
der elektronischen Kommunikation ermöglicht wird, wird dies offengelegt und die Verarbeitung 
erfolgt gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 3 COVID-19-Gesetz. Darüber hinaus kann es gesetzlich notwendig wer-
den, dass Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger wie etwa an Behörden zur Erfüllung 

Informationen zum Datenschutz für Aktionäre der Talanx Aktiengesellschaft (Fortsetzung)
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bestimmter Tatbestände übermittelt werden (z. B. beim Überschreiten gesetzlich vorgegebener 
Stimmrechtsschwellen, an Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden).

4.	 Datenübermittlung in ein Drittland
	� Eine Übermittlung personenbezogener Daten von Aktionären in Länder außerhalb des Europä-

ischen Wirtschaftsraums (EWR) ist nicht vorgesehen. Sollten Ihre personenbezogenen Daten jedoch 
in Drittländer übermittelt werden, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Drittland durch die 
EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt wurde oder andere angemes
sene Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche unternehmensinterne Datenschutzvorschriften oder 
EU-Standardvertragsklauseln) vorhanden sind oder dies aufgrund einer gesetzlich anerkannten 
Ausnahme für bestimmte Fälle erlaubt ist, zum Beispiel wenn Aktionärsmitteilungen auch an Aktio-
näre in Drittstaaten übermittelt werden und diese Mitteilungen personenbezogene Daten enthalten 
(insbesondere Anträge zur Hauptversammlung unter Nennung des Namens des Antragsstellers) 
oder soweit zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen erfor-
derlich. Bevor eine solche Übermittlung vorgenommen wird, werden Sie auf Basis der gesetzlichen 
Vorschriften informiert.

5.	 Dauer bzw. Kriterien für Festlegung der Dauer der Datenspeicherung
	� Ihre personenbezogenen Daten werden gelöscht, sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht 

mehr erforderlich sind und soweit nicht andere gesetzliche Nachweis- und Aufbewahrungspflichten 
zu einer weiteren Speicherung verpflichten. Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten 
ergeben sich unter anderem aus § 257 Handelsgesetzbuch, § 147 Abgabenordnung und § 8 Geld
wäschegesetz. 

	� Die im Aktienregister gespeicherten Daten werden während der Haltedauer gespeichert und nach 
vollständiger Veräußerung Ihrer Anteile auf Grundlage der gesetzlichen Nachweis- und Aufbewah-
rungspflichten zehn Jahre gespeichert und im Anschluss anonymisiert. Sofern rechtliche Ansprüche 
von Ihnen geltend gemacht werden oder von der Talanx Aktiengesellschaft erhoben werden, führt 
dies zu einer Speicherung der personenbezogenen Daten. Grundsätzlich dient dies zur Klärung der 
Ansprüche und der Durchsetzung in Einzelfällen. Auf Basis der gesetzlichen Verjährungsrechtsgrund-
lagen kann dies zu einer Speicherung von drei bis dreißig Jahren führen (§ 199 BGB).

	� Für die personenbezogenen Daten, die im Zusammenhang mit Hauptversammlungen anfallen, 
beträgt die Speicherdauer regelmäßig bis zu drei Jahre. Sofern Sie den von der Gesellschaft zur 
Hauptversammlung benannten Stimmrechtsvertreter bevollmächtigen, ist es gesetzlich vorge-
schrieben, die Daten, die dem Nachweis der Bevollmächtigung dienen, nachprüfbar festzuhalten 
und drei Jahre zugriffsgeschützt aufzubewahren (§ 134 Abs. 3 Satz 5 AktG). Sofern möglich, werden 
Ihre personenbezogenen Daten anonymisiert.

	� Aufbewahrungsfristen beginnen mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem das fristauslösende 
Ereignis stattfindet (z. B. Ende der Aktionärseigenschaft).  

6.	 Automatisierte Entscheidungsfindung und Profiling
	� Eine automatisierte Entscheidungsfindung und Profiling ist aktuell nicht vorgesehen. Sofern eine 

automatisierte Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten darin besteht, dass diese Daten ver-
wendet werden, um bestimmte persönliche Aspekte, die sich auf Sie beziehen, zu bewerten oder 
zu analysieren bzw. vorherzusagen, spricht man von Profiling. Bei Änderungen wird Sie die Talanx 
Aktiengesellschaft entsprechend den rechtlichen Vorgaben hierüber informieren.
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7.	 Betroffenenrechte
	� Sie können unter der oben genannten Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten 

Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung 
oder die Löschung Ihrer Daten verlangen.

	� Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf 
Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinen-
lesbaren Format zustehen. Erteilte Einwilligungen können Sie jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen.

	� Unser Aktionärsportal erreichen Sie direkt über https://hv-talanx.link-apps.de/imeet oder über die 
Interseite der Gesellschaft unter https://www.talanx.com/hv. Im Aktionärsportal haben Sie Zugriff 
auf die wesentlichen zur Ihrer Person im Aktienregister verzeichneten Angaben und können uns 
unter unserer oben genannten Adresse etwaige Berichtigungen mitteilen. Darüber hinaus steht 
Ihnen die E-Mail-Adresse talanx.hv@linkmarketservices.de für die Übermittlung von Nachrichten 
zur Verfügung.

8.	 Widerspruchsrecht

	� Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung 
bei unserem Datenschutzbeauftragten unter der oben genannten Adresse widersprechen, wenn 
sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten dann nicht mehr, es sei denn, wir können 
zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen, Rechte 
und Freiheiten überwiegen. Oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen.

9.	 Beschwerderecht
	� Sie haben die Möglichkeit, sich an den Datenschutzbeauftragten (Kontaktdaten siehe oben) oder  

an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden.

	� Die für die Talanx Aktiengesellschaft zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist:

	� Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen, Prinzenstraße 5, 30159 Hannover,  
Telefon: +49 511 120 45 00, Telefax: +49 511 120 45 99, E-Mail: poststelle@lfd.niedersachsen.de

Hannover, im März 2022

Talanx Aktiengesellschaft
Der Vorstand

Informationen zum Datenschutz für Aktionäre der Talanx Aktiengesellschaft (Fortsetzung)



Konzernkennzahlen

2021	 2020 1)	 2019	 2018	 2017	

				   Gebuchte Bruttoprämien	 in Mio. EUR	 45.507	 41.109	 39.494	 34.885	  33.060

Verdiente Nettoprämien	 in Mio. EUR	 37.863	 34.190	 33.054	 29.574	 27.418 

Versicherungstechnisches Ergebnis	 in Mio. EUR	 –2.195	 –2.821	 –1.833	 –1.647	 –2.546

Kapitalanlageergebnis	 in Mio. EUR	 4.718	 4.240	 4.323	 3.767	 4.478

Kapitalanlagerendite 2)	 in %	 3,4	 3,2	 3,5	 3,3	 4,0

Operatives Ergebnis (EBIT)	 in Mio. EUR	 2.454	 1.645	 2.430	 2.032	 1.805

Periodenergebnis  
(nach Finanzierungszinsen und Steuern)	in Mio. EUR	 1.730	 1.170	 1.671	 1.359	 1.269

  davon Aktionäre der Talanx AG	 in Mio. EUR	 1.011	 648	 923	 703	 671

Eigenkapitalrendite 3)	 in %	 9,6	 6,3	 9,8	 8,0	 7,5

Ergebnis je Aktie

  Unverwässertes Ergebnis je Aktie	 in EUR	 4,00	 2,56	 3,65	 2,78	 2,65

  Verwässertes Ergebnis je Aktie	 in EUR	 4,00	 2,56	 3,65	 2,78	 2,65

Aktueller Dividendenvorschlag sowie  
Dividenden der Vorjahre (je Aktie)	 in EUR	 1,60	 1,50	 1,50	 1,45	 1,40

Kombinierte Schaden-/Kostenquote der 	  
Schaden-Erst- und -Rückversicherung 4)	 in %	 97,7	 101,0	 98,3	 98,2	 100,4

Selbst verwaltete Kapitalanlagen	 in Mio. EUR	 136.073	 128.301	 122.638	 111.868	 107.881

Kapitalanlagen gesamt	 in Mio. EUR	 147.835	 138.705	 134.104	 122.831	 118.673

Bilanzsumme	 in Mio. EUR	 197.524	 181.035	 177.594	 162.188	 158.397

Mitarbeiter	 zum Stichtag	 23.954	 23.527	 23.324	 22.642	 22.059 
		
1) �Angepasst gemäß IAS 8, siehe Kapitel „Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden“ im Konzernanhang  

des Geschäftsberichts
2) �Kapitalanlageergebnis ohne Depotzinsergebnis und Ergebnis aus Investmentverträgen zu durchschnittlichem,  

selbst verwaltetem Kapitalanlagebestand
3) �Jahresergebnis ohne Anteile nicht beherrschender Gesellschafter zu durchschnittlichem Eigenkapital ohne  

Anteile nicht beherrschender Gesellschafter
4) �Kombinierte Schaden-/Kostenquote unter Berücksichtigung des Depotzinsergebnisses vor Eliminierung  

konzerninterner, segmentübergreifender Geschäftsvorfälle
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Talanx AG
HDI-Platz 1
30659 Hannover
Tel. 0800 78 23 200 (aus Deutschland)
Tel. +49 89 21027 333 (aus dem Ausland)
www.talanx.com


